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Geschafft:
Zeitarbeit tariflich gesichert!

Die DGB-Gewerkschaften haben für die organisierten Beschäftigten
in der Zeitarbeitsbranche einen großen Erfolg erzielt: In einer Tarif-
gemeinschaft haben sie Tarifverträge mit dem Bundesverband Zeit-
arbeit Personal-Dienstleistungen (BZA) und mit dem Interessen-
verband Deutscher Zeitarbeitsunternehmen (iGZ) abgeschlossen.

Die Tarifverträge treten zum 1. Januar 2004 in Kraft, können aber
von den Zeitarbeitsunternehmen und den Personal-Service-Agenturen
(PSA) schon vorher angewandt werden. Die Tarifverträge erfassen
alle Mitglieder in einer DGB-Gewerkschaft, soweit sie in einem ta-
rifgebundenen Zeitarbeitsunternehmen arbeiten. Sie gelten sowohl
für die Einsatzzeit im Entleihbetrieb als auch während der verleih-
freien Zeit.

Die Zeitarbeit zeichnet sich mittlerweile durch eine Vielzahl von
Facetten aus, zum Beispiel:

– Zeitarbeit für kurzfristige Engpässe bei Produktion 
oder Dienstleistung;

– Zeitarbeit für längerfristige Zeiträume;
– Zeitarbeit im Bereich der PSA.

Die Tarifverträge ermöglichen für jede dieser unterschiedlichen
Formen eine passgenaue Lösung. Auf Abschläge für zuvor Arbeits-
lose, die durch eine PSA vermittelt werden, haben die Tarifvertrags-
parteien jedoch bewusst verzichtet, um Verzerrungen innerhalb 
der Branche zu vermeiden.

Die Tarifverträge beinhalten sowohl für West- als auch für Ost-
deutschland unter anderem die 35-Stunden-Woche, ein flexibles
Arbeitszeitkonto, Urlaubsregelungen und Sonderzahlungen. Neben
der erforderlichen Flexibilität für die Entleihbetriebe haben die
DGB-Gewerkschaften für Sicherheit und Schutz der Beschäftigten
der Zeitarbeitsbranche durch tariflich garantierte Mindestarbeits-
bedingungen und -entgelte gesorgt. Die Zeitarbeit wird damit aus
der Grauzone, in der sie sich bislang häufig bewegte, herausgeholt.

Es ist nun an den Betriebs- und Personalräten, Flexibilität und
Sicherheit für die Beschäftigten der Zeitarbeitsbranche bei der
Umsetzung der Tarifverträge in Einklang zu bringen.

Klar ist auch: ohne Gewerkschaftsmitglieder in den Zeitarbeitsbe-
trieben können die Erfolge der erreichten Tarifverträge nicht aus-
gebaut werden. Betriebs- und Personalräte werden darauf achten,
dass der Mensch im Mittelpunkt bleibt und “Klassenschranken”
zwischen Stamm- und Zeitarbeitnehmer / innen im Betrieb abge-
baut werden.

Mit fortschrittlichen, passgenauen Lösungen kann Zeitarbeit ein
modernes Mittel der Personalarbeit werden.

Dietmar Hexel Heinz Putzhammer
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A Informationen zur Zeitarbeit 
in Deutschland

Entwicklung der Zeitarbeit / Arbeitnehmerüberlassung

Diese Form der Personalgestellung galt in der Bundesrepublik
Deutschland lange Zeit als private Arbeitsvermittlung und war
verboten, da das Recht zur Arbeitnehmerüberlassung bis 1967 
bei der Bundesanstalt für Arbeit monopolisiert war. Nachdem die
Hamburger Tochtergesellschaft eines schweizerischen Verleih-
unternehmens, das 1962 seine Geschäftsaktivitäten auf die Bun-
desrepublik ausgedehnt hatte, dagegen Verfassungsbeschwerde
erhoben hatte, entschied das Bundesverfassungsgericht fünf Jahre
später: Die Einbeziehung der Arbeitnehmerüberlassung in das Ar-
beitsvermittlungsmonopol der Bundesanstalt für Arbeit war ein
unzulässiger Eingriff in die Freiheit der Berufswahl. Damit war das
gesetzliche Verbot aufgehoben.

Als Folge eines rasanten Anstiegs des nunmehr legalisierten Ver-
leihgewerbes breiteten sich jedoch ebenso rasch Missstände aus.
Zahlreiche Verleiher hielten ihre Arbeitgeberpflichten nicht ein.

Insbesondere mit der Abführung von Steuern und Sozialabgaben
nahmen sie es nicht so genau. Oder sie ließen ausländische
Arbeitnehmer ohne die erforderliche Arbeitserlaubnis zu ausbeu-
terischen Bedingungen arbeiten.

Wegen der Notwendigkeit einer gesetzlichen Regelung wurde 1972
das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz (AÜG) verabschiedet, das
neben verschiedenen Vorschriften zum Schutz der Zeitarbeitnehmer
auch Kontroll- und Aufsichtskompetenzen der Bundesanstalt für
Arbeit vorsah. Seither darf als Verleiher nur tätig werden, wer eine
Erlaubnis der Arbeitsverwaltung besitzt (§ 1 AÜG).

Das AÜG grenzt die erlaubte von der unerlaubten Arbeitnehmer-
überlassung ab und formuliert die Bedingungen, unter denen ge-
werbliche Arbeitnehmerüberlassung zulässig ist. Es setzt Mindest-
bedingungen für die Rechtsstellung des Zeitarbeitnehmers und
enthält Sicherungsmechanismen für den Fall verbotener Arbeit-
nehmerüberlassung. Nicht jede Arbeitnehmerüberlassung bedarf
danach jedoch einer solchen Erlaubnis: So bestehen Ausnahmen,
etwa

zwischen Arbeitgebern desselben Wirtschaftszweiges zur Ver- 
meidung von Kurzarbeit und Entlassungen, wenn ein für den 
Entleiher und Verleiher geltender Tarifvertrag dies vorsieht,

zwischen Konzernunternehmen im Sinne des § 18 des Aktien-
gesetzes, wenn der Arbeitnehmer seine Arbeit vorübergehend 
nicht bei seinem Arbeitgeber leistet,

wenn der Zeitarbeitnehmer ins Ausland in ein – auf der Grund-
lage zwischenstaatlicher Vereinbarungen begründetes – 
deutsch-ausländisches Gemeinschaftsunternehmen verliehen 
wird, an dem der Verleiher beteiligt ist.

Seit der Legalisierung gewerbsmäßiger Arbeitnehmerüberlassung
Anfang der 70er Jahre hat diese mit einem durchschnittlichen jähr-
lichen Beschäftigungszuwachs von knapp 11% stetig zugenommen.
Während die amtliche Statistik der Bundesanstalt für Arbeit 1997
nur knapp 180.000 Zeitarbeitnehmer im Bereich der erlaubten 
gewerbsmäßigen Arbeitnehmerüberlassung auswies, stieg ihre Zahl
in nur vier Jahren auf 341.000 Beschäftigte in der Zeitarbeit (Jah-
resdurchschnitt 2001). Sie sind mit etwa 70% in Betrieben der
Metall- und Elektroindustrie tätig: Neben den 30% echten Fach-
kräften arbeiten viele als Hilfspersonal (ca. 28%), Verwaltungs-
angestellte (ca. 11%) oder Techniker (ca. 4%) in Metallbetrieben.
Doch hat insbesondere die in jüngster Zeit zunehmende Verla-
gerung von öffentlichen Aufgaben auf privatrechtlich organisierte
Einheiten, die sich ganz oder teilweise in öffentlicher Hand befin-
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“Zeitarbeit“ bezeichnet den Sachverhalt, dass ein
Arbeitgeber (Verleiher) Arbeitnehmer einstellt und diese
einem Dritten (Entleiher) überlässt, in dessen Betrieb
(Einsatzbetrieb) und nach dessen Weisungen sie arbei-
ten. Der Entleiher hat dem Zeitarbeitnehmer gegenüber
ein Weisungsrecht in Bezug auf Art, Ort und Zeit der
auszuführenden Arbeiten. Und dass, obwohl ein
Arbeitsvertrag lediglich zwischen dem Verleiher und
dem Zeitarbeitnehmer besteht (Drittpersonaleinsatz).
Umgangssprachlich sind auch Bezeichnungen wie
“Arbeitnehmerüberlassung“, “Leiharbeit“ oder
“Personal-Leasing“ üblich. Von der “Zeitarbeit“ wird
häufig die sogenannte Fremdfirmenarbeit unterschie-
den, die aufgrund von Werkverträgen bzw. im Rahmen
anderer Vertragsformen, häufig auch i.S. (schein-)
selbstständiger Tätigkeit, verrichtet wird.

!



7

den, dazu beigetragen, dass die Zeitarbeit auch in diesem Bereich
an Bedeutung gewonnen hat. Dabei ist die Zeitarbeit noch über-
wiegend von Männern dominiert: Lediglich ein Viertel der Zeit-
arbeitnehmer sind Frauen – Tendenz steigend.

Mit mehr als 929.000 Beschäftigungsverhältnissen im Jahre 2001
wurde der jahresdurchschnittliche Bestand an Zeitarbeitnehmern
rechnerisch mehr als 2,7-mal umgeschlagen. Durch diese hohe
Fluktuation sowie der o.g. Beschäftigungsexpansion entstanden im
Jahr 2001 knapp 7% aller neuen sozialversicherungspflichtigen
Beschäftigungsverhältnisse im Bereich der Zeitarbeit (Quelle: DIW).
Allerdings kommt der Zeitarbeit dabei auch eine “Pufferfunktion“
zu, indem besonders in den Sommermonaten kurzfristige Personal-
engpässe in Kundenbetrieben ausgeglichen werden, was sich an
starken saisonalen Schwankungen bei der Zahl der überlassenen
Zeitarbeitnehmer zeigt.

Das durchschnittliche Bruttoeinkommen von Zeitarbeitnehmern im
Vergleich zu Nichtzeitarbeitnehmern wird im aktuellen Bericht der
Bundesregierung zur Lage der Zeitarbeit in Deutschland mit 63,4%
im Jahr 1995 gegenüber 71,7% des Jahres 1990 und 77,4% im
Jahr 1980 angegeben. Dabei waren rund zwei Drittel der Zeitarbeit-
nehmer vor einer Tätigkeit in der Zeitarbeit arbeitslos (ca. 56%)
oder ohne Berufserfahrung (ca. 10%). Statt durchschnittlich 70%
der Vergütung Festangestellter in Deutschland erhalten demgegen-
über – nach Angaben der EU-Kommission – Leiharbeitnehmer in
Österreich, Dänemark, den BeNeLux-Staaten, Frankreich, Italien,
Portugal, Spanien, und Griechenland eine Vergütung, die minde-
stens derjenigen entspricht, die ein ständig bei den betreffenden
Unternehmen beschäftigter Arbeitnehmer erhalten würde, welcher
gleiche oder ähnliche Aufgaben verrichtet.

Die Position der Gewerkschaften zur Zeitarbeit

Gewerkschaften stehen für Beschäftigungssicherung, beruflicher
Qualifikation und sozialer Sicherheit des einzelnen Arbeitnehmers,
gegen Niedrigstlöhne sowie Ausbeutung im legalen wie illegalen
Verleihgewerbe ein.

Es besteht nach wie vor die Sorge, dass tariflich geregelte Arbeit
durch billigere und unsichere Zeitarbeit ersetzt, Dauerarbeitsplätze
und Stammbelegschaften abgebaut sowie Arbeitsbedingungen
durch Spaltung und Konkurrenz verschlechtert werden. Dann gäbe
es “erstklassige“ und “zweitklassige“ Arbeitsplätze. Deshalb
haben sich die Gewerkschaften jahrzehntelang gegen jede Form
der gewerbsmäßigen, auf Gewinnerzielung gerichteten Vermittlung
von Arbeitskräften gewandt und ihr generelles Verbot gefordert.

Mit der skizzierten sprunghaften Zunahme der gewerblichen
Zeitarbeit und der Zeitarbeitsfirmen (von 145 im Jahre 1968 nach
der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts auf 4.170 im
Jahre 2002) wurde Zeitarbeit gewissermaßen gesellschaftsfähig.
Die Wahrung der Interessen (auch) der Zeitarbeitnehmer gewann
an Bedeutung und die Zeitarbeitsbranche entwickelte sich zu
einem bedeutenden Wirtschaftszweig. Anstelle der früheren Wei-
gerung der Gewerkschaften, Tarifverträge mit Verleihfirmen abzu-
schließen, galt es nun, Zeitarbeit auf der Grundlage “gleiches 
Geld für gleiche Arbeit” zu gestalten und Zeitarbeitnehmer in
“reguläre”, tarifierte Beschäftigung zu überführen. Dieses umso
mehr, als durch Untersuchungen ermittelt wurde, dass ca. 18 – 30%
der Zeitarbeitnehmer in der Folge von Arbeitnehmerüberlassung
durch ihren Entleiher übernommen worden seien (“Klebeeffekt”)
und der deutsche Zeitarbeitsmarkt im Vergleich zu den europäi-
schen Nachbarn noch über ein großes Beschäftigungspotential
verfügen soll (schätzungsweise ist der Beschäftigtenanteil in
Frankreich doppelt und in den Niederlanden und Großbritannien
vier Mal so groß wie in Deutschland mit einer Zeitarbeitsquote
von 1,3%).

“Neue Zeitarbeit“ durch Vorschläge 
der “Hartz-Kommission“

Die Neuregelungen der Arbeitnehmerüberlassung im Rahmen des
Ersten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt
(“Hartz-Vorschläge“) begründete die Bundesregierung damit, vor-
handene Beschäftigungspotentiale nutzen, arbeitslosen Frauen und
Männern im Vertrauen auf den “Klebeeffekt“ eine neue Chance
auf dem Arbeitsmarkt verschaffen und gleichzeitig eine stärkere
Einbindung der Gewerkschaften bei der Gestaltung der Arbeitsbe-
dingungen der Zeitarbeitnehmer schaffen zu wollen: Einerseits wer-
den die Rahmenbedingungen der Arbeitnehmerüberlassung durch
Aufhebung von Schutzmaßnahmen flexibilisiert, die bisher für Zeit-
arbeitnehmer galten. So zum Beispiel die Beschränkung der Über-
lassungsdauer auf zuletzt 24 Monate, das besondere Befristungs-
verbot, das Wiedereinstellungsverbot sowie das Synchronisations-
verbot durch Koppelung der Dauer des Arbeitsverhältnisses zwischen
Verleiher und Zeitarbeitnehmern an die Dauer des jeweiligen
Verleiheinsatzes. Andererseits wird, in Vorwegnahme einer künf-
tigen EG-Richtlinie, der Grundsatz der Gleichbezahlung und Gleich-
behandlung (“equal pay“ und “equal treatment“) eingeführt.
Danach müssen Zeitarbeitnehmer während der Dauer der Überlas-
sung gegenüber vergleichbaren Arbeitnehmern des entleihenden
Unternehmens hinsichtlich der wesentlichen Arbeitsbedingungen
einschließlich des Entgelts gleichbehandelt werden.
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Dieser Grundsatz der Gleichbezahlung und Gleichbehandlung
gilt jedoch nicht uneingeschränkt: Neben der Ausnahme, dass
einem zuvor arbeitslosen Arbeitnehmer für die Dauer von sechs
Wochen ein auf Arbeitslosengeldniveau reduziertes Arbeitsentgelt
gezahlt werden kann, besagt der wichtigste Ausnahmefall, dass
von diesem Gleichbehandlungsgrundsatz abgewichen werden 
darf, soweit ein Tarifvertrag eine abweichende Regelung trifft
(§ 3 Abs. 1 Nr. 3 Satz 2 AÜG; § 9 Nr. 2 AÜG). Dies soll es den
Tarifvertragsparteien der Zeitarbeitsbranche ermöglichen, die
Arbeitsbedingungen flexibel zu gestalten und Leistungen für
Verleih- und Nichtverleihzeiten in einem Gesamtkonzept zu regeln.

Vom Gleichbezahlungs- und -behandlungsgrundsatz kann auch
dann abgewichen werden, wenn nicht tarifgebundene Arbeit-
geber und Arbeitnehmer im Geltungsbereich eines solchen Ta-
rifvertrags die Anwendung der tariflichen Regelungen einzelver-
traglich vereinbaren. Schon deshalb ist es für die betroffenen
Zeitarbeitnehmer von entscheidender Bedeutung, dass keine Tarif-
verträge in der Zeitarbeitsbranche abgeschlossen werden, die zur
Lohn- und Gehaltsdrückerei missbraucht werden können. Sie könn-
ten in der Folge gewachsene Entgelt- und Arbeitsbedingungen für
Stammbelegschaften in den einzelnen Branchen durch “zweitklas-
sige“, billigere Bedingungen verschlechtern und durch die Zerstö-
rung der Tarifeinheit verdrängen.

Diese Entwicklung wäre mit einem fortschreitenden Abbau 
“regulärer“ betrieblicher (Dauer-) Arbeitsplätze zugunsten unter-
nehmensexterner Fremdarbeit verbunden (“Drehtüreffekt“). Da-
durch würde die Stammbelegschaft zur eigentlichen Randbeleg-
schaft werden. Dies ist bereits vielfach zu beobachten.

PSA – Personal Service Agenturen

Im Mittelpunkt von Zeitarbeit als Vermittlungsinstrument sieht das
Gesetz vor, dass flächendeckend, d.h. in allen Arbeitsamtsbezirken,
Personal Service Agenturen (PSAen) eingerichtet werden (§ 37 c
SGB III). Diese sollen Arbeitslose einstellen und im Rahmen von
Arbeitnehmerüberlassung in Beschäftigung bringen. Während der
verleihfreien Zeit sollen die Arbeitnehmer durch die PSAen qualifi-
ziert und weitergebildet werden. PSAen müssen vorrangig durch
Beauftragung von Zeitarbeitsunternehmen (Verleiher) eingerichtet
werden. Erfolgt die Errichtung einer PSA auf der Grundlage eines
Vertrages mit einem Verleiher, muss für die Durchführung der Auf-
gaben der PSA zumindest eine betriebsorganisatorisch selbststän-
dige Einheit beim Verleiher gebildet werden. Diese wiederum muss
eine Trennung von sonstigen gewerblichen Tätigkeiten des Ver-
leihers sicherstellen.

Wie viel ein Arbeitnehmer in einer PSA verdient, richtet sich nach
den geänderten Bestimmungen des Arbeitnehmerüberlassungs-
gesetzes (vgl. Synopse: “Änderungen im Arbeitnehmerüberlas-
sungsgesetz“, Anhang D. 5.), von denen die Tarifverträge der Zeit-
arbeitsbranche abweichen können. Bis diese Neuregelungen in
Kraft treten, dürfen Verträge zur Einrichtung von PSAen nur abge-
schlossen werden, wenn gewährleistet ist, dass sich Arbeitsentgelt
und sonstige Arbeitsbedingungen nach Tarifverträgen für die Zeit-
arbeitsbranche richten. Um den Tarifvertragsparteien Zeit zu geben,
in Tarifverträgen angemessene Regelungen zu finden, die nicht nur
die Zeiten des Verleihs, sondern auch die verleihfreien Zeiten um-
fassen, treten die Neuregelungen des Arbeitnehmerüberlassungs-
gesetzes erst nach einer Übergangszeit am 1. Januar 2004 in Kraft.
Durch die Einrichtung von PSAen rechnet die Bundesregierung mit
bis zu 375.000 zusätzlichen Zeitarbeitnehmern. Damit würde sich
die Zeitarbeit mehr als verdoppeln. Modellrechnungen gehen weiter
davon aus, dass durch den “Klebeeffekt“ bis zu 100.000 Arbeits-
lose dauerhaft in Arbeit vermittelt werden. Nach offiziellen Angaben
sind bis Mitte 2003 lediglich etwa 170 Zeitarbeitnehmer aus
PSAen auf feste Stellen vermittelt worden. Darüber hinaus bleibt
die Befürchtung der Gewerkschaften, dass eine erhebliche Zu-
nahme der Zeitarbeitnehmer durch PSAen einen erheblichen Druck
auf “reguläre“ Beschäftigung erzeugt und durch Substitutions-
bzw. “Drehtüreffekte“ billigere Zeitarbeit tariflich geregelte Arbeit
ersetzt. Um so wichtiger ist es, klare und gute Regeln zu haben.
Tarifverträge und Betriebsvereinbarungen sind geeignete
Werkzeuge.

Tarifverträge der Tarifgemeinschaft 
der DGB-Gewerkschaften

Die Effekte durch eine Nachfrage nach “Billig-Zeitarbeitern“ mit
“Dumping-Verdiensten“ mussten begrenzt werden. Auch die Entgelte
und Arbeitsbedingungen in der Zeitarbeitsbranche wurden erstma-
lig durch einen Flächentarifvertrag auf Grundlage des gesetzlichen
Gleichbehandlungsgrundsatzes gestaltet. Ferner sollte Zeitarbeit
“aus der Schmuddelecke“ geholt werden. Deshalb führte die DGB-
Tarifgemeinschaft bereits im Dezember 2002 mit zwei Verbänden
der Zeitarbeitsbranche Sondierungsgespräche: Dem Bundesverband
Zeitarbeit e.V. (BZA) und dem Interessenverband Deutscher Zeit-
arbeitsunternehmen e.V. (iGZ). Allein der BZA repräsentiert mit 200
kleineren, mittleren und großen Personaldienstleistungsunternehmen
mit 1.600 Niederlassungen die Hälfte aller Unternehmen der Branche,
während der iGZ rund 800 Zeitarbeitsniederlassungen vertritt.

Nach langen und zähen Verhandlungsrunden wurden schließlich
Entgeltrahmen-, Entgelt- und Manteltarifvertrag sowie ein Tarif-
vertrag zur Beschäftigungssicherung (iGZ) bzw. zusätzlich hierzu
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mit dem BZA eine Protokollerklärung zur Beschäftigungssicherung
zwischen der DGB-Tarifgemeinschaft und dem iGZ am 29.05.2003
und dem BZA (am 16.07. / 22.07.2003) abgeschlossen (vgl. im Ein-
zelnen die Regelungen in den in der Anlage abgedruckten “Flächen-
tarifverträgen für die Zeitarbeitsbranche“, F. 1. und F. 2.).

Die Vereinbarungen in den Tarifverträgen zwischen der DGB-
Tarifgemeinschaft und dem BZA lassen sich so zusammenfassen:

Die Laufzeit des Tarifvertrages beginnt am 01.01.2004. Ab 
diesem Zeitpunkt greifen auch die Regelungen des geänderten 
AÜG. Der Tarifvertrag kann von den Tarifvertragsparteien erst-
mals zum 31.12.2007 gekündigt werden. Innerhalb der vier 
Jahre ist eine Tarifdynamik vorgesehen, wonach die Entgelte 
jährlich um 2,5% steigen.

Gegliedert nach der tatsächlichen, überwiegenden Tätigkeit 
sind neun im Einzelnen ausdifferenzierte Entgeltgruppen defi-
niert. Die Stundenentgelte reichen von € 6,85 für Tätigkeiten,
die eine kurze Anlernzeit erfordern, bis € 15,50 für Hochschul-
absolventen; die Stundensätze sind von 2004 bis 2007 über 
alle Entgeltgruppen festgelegt. Basis ist die 35-Stunden-Woche.
Für Einsätze in den Neuen Bundesländern sind Entgeltdifferen-
zierungen vorgesehen, die ab 2005 jährlich zurückgefahren 
werden. Ab dem Jahr 2006 haben sich die Tarifvertragsparteien 
auf weitere Verhandlungen verständigt, um eine Angleichung 
Ost/West vorzunehmen.

Unter Berücksichtigung der besonders schwierigen wirtschaft-
lichen Situation der Zeitarbeitsunternehmen zum Zeitpunkt des 
Tarifvertragsabschlusses haben sich beide Parteien darauf ver-
ständigt, Verhandlungen über eine Regelung zu Branchenzu-
schlägen bis spätestens zum 01.10.2004 aufzunehmen.

Zusätzlich zu den Grundentgelten wurden einsatzbezogene 
Zuschläge vereinbart, die sich nach den jeweiligen Einsatzzeiten
in den Kundenunternehmen richten. Danach werden beim Ein-
satz im Kundenbetrieb Zuschläge i.H.v. 2% nach drei Monaten,
von 3,5% nach sechs Monaten, von 5% nach neun Monaten 
und von 7,5% nach zwölf Monaten gezahlt. Im Tarifvertrag ist 
vereinbart: “Wird der Einsatz im Entleihbetrieb für einen Einsatz
von bis zu drei Monaten unterbrochen, so wird der einsatzbe-
zogene Zuschlag nach der Unterbrechung unter Anrechnung der
vorausgegangenen Überlassungszeiten fällig“ (§ 4 des Entgelt- 
tarifvertrags).

In einer Öffnungsklausel wurde festgehalten, dass die Tarif-
vertragsparteien (auf der Seite der Gewerkschaften: die für 
den Entleihbetrieb zuständige DGB-Mitgliedsgewerkschaft) 

mit dem  Arbeitgeber des Entleihbetriebs eine abweichende 
tarifliche Regelung zur Vergütung der Einsatzzeiten (dreiseitige
Vereinbarung) treffen können, wenn diese für die dort einge-
setzten Arbeitnehmer des Verleihunternehmens günstiger ist.

Im Manteltarifvertrag wurden schließlich Ansprüche der Zeitar- 
beitnehmer u.a. auf Jahressonderzahlungen (zusätzliches Urlaubs-
und Weihnachtsgeld, gestaffelt nach Betriebszugehörigkeit),
eine Urlaubsdauer von bis zu dreißig Tagen (ab 5. Jahr der Be-
triebszugehörigkeit), Zuschläge für Nacht-, Mehr-, Sonn- und 
Feiertagsarbeit, sowie Regelungen für Fahrzeiten und Auslöse-
sätze tarifiert.

Darüber hinaus wurde ein flexibles Arbeitszeitkonto vereinbart.
Dabei wurden maximal zulässige Plusstunden, eine Insolvenz-
sicherung des Arbeitszeitkontos und ein Verfahren zur Entnahme
von freien Tagen aus dem Arbeitszeitkonto festgelegt.

Schließlich verbessern die Tarifverträge auch die Möglichkeiten 
für die Teilzeitbeschäftigung von Zeitarbeitnehmern.

Die Tarifverträge zwischen der DGB-Tarifgemeinschaft und dem
Interessenverband Deutscher Zeitarbeitsunternehmen (iGZ) weisen
in den zentralen Punkten Übereinstimmungen mit den Inhalten der
Tarifverträge mit dem BZA auf. So liegen die Entgelte auf annähernd
gleichem Niveau, Urlaubsregelungen und Jahressonderzahlungen
sind in beiden Tarifwerken vergleichbar. Auch hier wurde ein flexi-
bles Arbeitszeitkonto vereinbart. Anders geregelt ist bei der iGZ
hingegen die einsatzbezogene Zulage, die sich nicht nur nach der
Überlassungsdauer in den Entleihbetrieb, sondern zusätzlich nach
der Beschäftigungsdauer im Verleihbetrieb richtet. Außerdem 
können die Tarifverträge mit der iGZ erstmals bereits zum 30. Juni
2006 gekündigt werden.

Entgelte und Arbeitsbedingungen werden erstmals durch Flächen-
tarifverträge für die Zeitarbeitsbranche gesichert, die zugleich
Rechtssicherheit bei der Vergabe der PSA-Lizenzen durch die Ar-
beitsämter geben. Ohne den Druck, den das geänderte Arbeitneh-
merüberlassungsgesetz aufgebaut hatte, hätten sich die Arbeit-
geberverbände der Zeitarbeitsbranche mit den Gewerkschaften
vermutlich auf keine Verhandlungen eingelassen. Mit diesen Ta-
rifabschlüssen und deren Weiterentwicklung besteht die Chance,
die Branche unter Wahrung der Interessen der Beschäftigten zu
einem ganz normalen Wirtschaftszweig zu entwickeln.

Demgegenüber sehen die am 25.02.2003 zwischen der “Interessen-
gemeinschaft Nordbayerischer Zeitarbeitunternehmen e.V. (INZ),
einem bis dato regionalen Verband mit (nach eigenen Angaben) 60
Mitgliedsunternehmen, und der dem Christlichen Gewerkschafts-
bund (CGB) angehörenden “Tarifgemeinschaft Christliche Gewerk-
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schaften Zeitarbeit und PSA“ (CGZP) abgeschlossenen Vereinbarun-
gen in zentralen Punkten schlechtere Bedingungen (etwa fehlende
Regelungen zu Urlaubs- und Weihnachtsgeld) und Öffnungsklauseln
für weitere Verschlechterungen vor.

Welch “Geistes Kind“ die Tarifverträge dieser – zweifelhaft tariffä-
higen – Splittergruppen auf Arbeitgeber- wie Arbeitnehmerseite sind
wird noch offensichtlicher: Selbst von den darin tarifierten Mindest-
bedingungen kann nach unten abgewichen werden. So heißt es
unter Ziffer 1.5. (Vorrang und Günstigkeitsprinzip) des Manteltarif-
vertrags zwischen CGZP/INZ:

“Tarifliche Normen können dort, wo kein Betriebsrat besteht,
gemäß vorstehender Ziffer 1.5.2. durch Entscheidung einer Mehr-
heit von 75% der betroffenen Arbeitnehmer unter den dort 
genannten Voraussetzungen auch abgeändert werden, soweit 
der einzelne Arbeitnehmer hierzu seine Zustimmung erteilt; die-
ses kann auch vorab geschehen. Insoweit ersetzt die qualifizierte
Mehrheit der betroffenen Arbeitnehmer das Votum des Betriebs-
rats.“ (Ziffer 1.5.3.)

“Besteht kein Betriebsrat, so sind Ergänzungen gemäß Ziff.
1.5.2. durch Einzelvereinbarungen möglich.“ (Ziffer 1.5.4.)

Vor diesem Hintergrund haben die DGB-Gewerkschaften daher Be-
triebsräte und Arbeitgeber sogleich aufgefordert, nicht mit Unter-
nehmen zusammenzuarbeiten, die einen CGZP / INZ-Tarifvertrag
unterzeichnet haben. Aus gewerkschaftlicher Sicht ist von entschei-
dender Bedeutung, welche Tarifverträge sich letztendlich in der
Zeitarbeitsbranche durchsetzen werden, damit die Absenkung von
Lohn- und Arbeitsbedingungen nicht die Norm wird.

Die DGB-Gewerkschaften empfehlen den Betriebs- und Personal-
räten im Hinblick auf die erreichten Regelungen und die damit 
einhergehende Rechtssicherheit ausschließlich mit denjenigen
Zeitarbeitsfirmen zusammenzuarbeiten, die Tarifverträge der DGB-
Tarifgemeinschaft anwenden. Auflistungen der Mitgliedsunternehmen
von BZA und iGZ, den Tarifpartnern der DGB-Tarifgemeinschaft,
finden sich im Anhang zu den jeweiligen Tarifverträgen zur Zeit-
arbeit zwischen diesen beiden Verbänden und der DGB-Tarifge-
meinschaft.
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B Rechtliche Hinweise
für Betriebs- und Personalräte 
im Entleihbetrieb bei der 
Gestaltung von Zeitarbeit 
nach der Neuregelung der 
Arbeitnehmerüberlassung

Welche Aufgaben stellen sich den Betriebs- und
Personalräten bei der Gestaltung von Zeitarbeit im
Entleihbetrieb nach In-kraft-treten der neuen
Bestimmungen zur Arbeitnehmerüberlassung?

Es steht zu erwarten, dass insbesondere wegen des Wegfalls der
bisherigen Schutzbestimmungen zur Arbeitnehmerüberlassung (wie
das besondere Befristungsverbot, das Wiedereinstellungsverbot, das
Synchronisationsverbot und die Beschränkung der Überlassungs-
dauer) Arbeitgeber zukünftig bei der Besetzung von Dauerarbeits-
plätzen noch stärker auf das Instrument der Arbeitnehmerüberlas-
sung zurückgreifen werden.

Damit geraten zukünftig Zeitarbeitnehmer noch stärker als durch
die mit der Novellierung des BetrVG erfolgte Zuerkennung des
aktiven Wahlrechts (§ 7 Satz 2 BetrVG) in das Blickfeld der be-
trieb- lichen Interessenvertretungen, zumal sich die Schutzfunktion
des Betriebs- bzw. Personalrats grundsätzlich auf alle im Betrieb
tätigen bzw. der Dienststelle angehörenden Personen erstreckt 
(§ 75 Abs. 1 BetrVG / § 67 Abs. 1 BPersVG) und ihm die gesetzliche
Aufgabe zukommt, ihre Eingliederung zu fördern (§ 80 Abs. 1 Nr. 4
BetrVG / § 68 Abs. 1 Nr. 4 BPersVG).

Wegen der mit dem Einsatz von Zeitarbeit im vorangegangenen
Teil “Informationen zur Zeitarbeit in Deutschland“ beschriebenen
Gefahren und Risiken sollten die betrieblichen Interessenvertretungen
diesen von sich aus nicht befördern oder anregen, sondern ledig-
lich zur Erledigung vorübergehender Aufgaben und Auftrags- /
Belastungsspitzen akzeptieren, soweit eine Erledigung durch die
Stammbelegschaft, befristete Arbeitsverhältnisse o.ä. nicht in Be-
tracht kommt oder nicht opportun ist. Ziel der Betriebs- und Per-
sonalräte muss dabei bleiben, Stammarbeitsplätze innerbetrieblich
zu erhalten und entstandene betriebsexterne Randbelegschaften
durch Beschäftigung im Rahmen von Dauerarbeitsverhältnissen in
den Einsatzbetrieb zu (re-)integrieren, also befristete Zeitarbeit
durch unbefristete “Stammarbeit“ zu ersetzen.

Als besonders wichtig stellt sich die Aufgabe der Betriebs- und
Personalräte (§ 80 Abs. 1 Nr. 1 BetrVG; § 68 Abs. 1 Nr. 2 BPersVG)
dar, darüber zu wachen, dass die zugunsten der Beschäftigten gel-
tenden Gesetze, Verordnungen, Unfallverhütungsvorschriften, Tarif-
verträge und Betriebs- bzw. Dienstvereinbarungen durchgeführt
werden. Die Vorschrift erstreckt sich auf sämtliche Rechtsvorschrif-
ten, die sich zugunsten der Beschäftigten des Betriebs auswirken
können. Daher gehören zu den vom Betriebs- und Personalrat zu
überwachenden Gesetzen auch die Schutzvorschriften über die
Leihbeschäftigung (vgl. etwa 1, 1b, 9, 12, 13, 14 AÜG), einschließ-
lich der neuen Vorschriften zur Arbeitnehmerüberlassung.

Durch das am 1. Januar 2003 in Kraft getretene “Erste
Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt”
(sogenannte “Hartz-Vorschläge”) ist die Arbeitnehmer-
überlassung grundlegend neu geregelt worden (vgl.
Synopse: “Änderungen im Arbeitnehmerüberlassungs-
gesetz” im Anhang, D. 6.). Diese Neuregelungen brin-
gen nicht nur einschneidende Veränderungen der gesetz-
lichen Grundlagen der Arbeitnehmerüberlassung mit
sich, sondern verändern grundlegend die bisherige
Funktion und Struktur der Arbeitnehmerüberlassung als
Instrument zur vorübergehenden
Personalbedarfsdeckung.

Um den Betriebs- und Personalräten im Entleihbetrieb
die Wahrnehmung ihrer Beteiligungsrechte in den unter-
schiedlichen Phasen der Entscheidungsfindung des Ent-
leihers von (ersten) Personalplanungsüberlegungen bis
zur vollzogenen Maßnahme in Bezug auf diese neuen
Vorschriften zur Arbeitnehmerüberlassung zu erleichtern,
wurde die folgende Handlungshilfe entwickelt.

Ergänzend ist im Anhang eine “Checkliste für Betriebs-
und Personalräte zur Zeitarbeit im Entleihbetrieb” ent-
halten (Anhang D. 5.), in der dem jeweiligen Stadium
die Aufgaben der betrieblichen Interessenvertretung
nebst exemplarischen Fragestellungen sowie die Rechts-
grundlagen ihres Tätigwerdens zugeordnet wurden.

!
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Diese neuen Vorschriften sehen den Einsatz des entliehenen Ar-
beitnehmers nur bei gleichem Entgelt (“equal pay“) und den glei-
chen wesentlichen Arbeitsbedingungen vor, und zwar grundsätzlich
unbeschränkt und vom ersten Tag einer Überlassung im Betrieb an
(eine Ausnahme besteht für zuvor arbeitslose Zeitarbeitnehmer,
soweit nicht mit demselben Verleiher ein Zeitarbeitsverhältnis be-
standen hat, für die Dauer von insgesamt höchstens sechs Wochen).
Diese Gesetzesvorschriften sind aber “tarifdispositiv“ ausgestaltet
(Tariföffnungsklausel), d.h., mit der Ermächtigung des Gesetzgebers
kann ein einschlägiger und wirksamer Tarifvertrag die Vergütung
und die Arbeitsbedingungen unmittelbar oder durch arbeitsvertrag-
liche Tarifübernahme gestalten; er kann dabei auch zum Nachteil
des Arbeitnehmers vom Anspruch auf Gleichbehandlung beim Ent-
gelt und den wesentlichen Arbeitsbedingungen abweichen.

Diese neuen Vorschriften des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes
sind am 01.01.2003 in Kraft getreten und gelten nach der Über-
gangsvorschrift des § 19 AÜG (mit Ausnahme des § 11 AÜG, der
mit In-Kraft-Treten anwendbar ist) ab dem 1. Januar 2004, es sei
denn, es wurde nach dem 15. November 2002 ein Tarifvertrag
abgeschlossen, der bereits die wesentlichen Arbeitsbedingungen
einschließlich des Arbeitsentgelts im Sinne der §§ 3 Abs. 1 Nr. 3
und 9 Nr. 2 AÜG regelt. Die Übergangsvorschrift soll es den Ver-
leihern ermöglichen, sich auf die gesetzlichen Neuregelungen ein-
zustellen. Daneben soll Verleihern und Gewerkschaften für eine
Übergangszeit Gelegenheit zum Abschluss von Tarifverträgen ge-
geben werden, um zu einer Neuordnung der Arbeitsbedingungen
von Zeitarbeitnehmern zu gelangen. Ab diesem Zeitpunkt sind
sowohl neu abgeschlossene als auch bereits bestehende Zeitarbeits-
verhältnisse ausschließlich nach den Bestimmungen der Neufassung
zu behandeln. Damit unterliegen bis zum 31.12.2003 nur solche
Verleiher den neuen erleichterten Befristungsregelungen, der Auf-
hebung des Synchronisationsverbotes, wie auch der Aufhebung des
Höchstzeitraums der Überlassungsdauer, für die auf Grund einer
unmittelbaren Tarifbindung ein Tarifvertrag gilt, der zumindest die
in der neuen Fassung des § 3 Abs. 1 Nr. 3 und § 9 Nr. 2 AÜG
angesprochenen Mindestarbeitsbedingungen regelt.

Wie bereits im vorangegangenen Teil “Informationen zur Zeitarbeit
in Deutschland“ dargestellt, sind diesbezüglich abweichende, flä-
chendeckende Tarifverträge für die Zeitarbeitsbranche zwischen der
DGB-Tarifgemeinschaft und dem BZA sowie dem iGZ abgeschlossen
worden (vgl. Tarifverträge zur Zeitarbeit in der Anlage, F.1. und F. 2.),
so dass ab In-Kraft-Treten der tarifvertraglichen Regelungen
(01.01.2004) alle Bestimmungen des novellierten Arbeitnehmer-
überlassungsgesetzes für tarifunterworfene Arbeitgeber (der
Verbände BZA und iGZ) gelten. In die jeweiligen Regelungen über
das In-Kraft-Treten der Tarifverträge mit dem BZA wurde jedoch –
unter Hinweis auf § 19 AÜG- die Bestimmung aufgenommen, dass
die Tarifverträge durch einzelvertragliche schriftliche Vereinbarung

mit dem Mitarbeiter bereits ab dem Zeitpunkt der Unterzeichnung
zur Geltung gebracht werden können, so dass durch entsprechen-
den Abschluss von (neuen) Arbeitsverträgen auch die Wirkungen
des neuen Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes früher eintreten kön-
nen. Ähnliches gilt für die Tarifverträge zwischen der DGB-Tarif-
gemeinschaft und der iGZ, in deren In-Kraft-Tretens-Regelungen die
vergleichbare Bestimmung lautet, dass die freiwillige Anwendung des
Tarifvertrages vor dem 01.01.2004 von Vollmitgliedern des iGZ
nach vorheriger schriftlicher Anzeigegegenüber den Tarifvertrags-
parteien erfolgen kann.

Was ist bei der Unterrichtung über die beabsichtigte
Einstellung von Zeitarbeitnehmern zu beachten? 

Bereits vor der Entscheidung des Arbeitgebers über den Einsatz
von Zeitarbeitnehmern im Betrieb hat er den Betriebsrat im Rah-
men der Personalplanung über eine diesbezügliche Personaleinsatz-
planung rechtzeitig und umfassend anhand von Unterlagen zu
unterrichten sowie über Art und Umfang der erforderlichen Maß-
nahmen und über die Vermeidung von Härten zu beraten (§ 92
Abs. 1 BetrVG; im BPersVG besteht eine entsprechende Regelung
nicht).

Unter Personalplanung i.S. des § 92 BetrVG fallen alle Maßnahmen
zur Ermittlung des zukünftigen Personalbedarfs aufgrund der be-
trieblichen Gegebenheiten und der wirtschaftlichen Planziele des
Unternehmens. Ziel ist hierbei, die langfristige – oder zumindest
mittelfristige – Übereinstimmung von betrieblichem Personalbedarf
und betrieblichem Personalbestand sowohl in qualitativer als auch
quantitativer Hinsicht zu sichern.

Der Einsatz von Zeitarbeitnehmern ist daher Teil der Personalplanung
und liegt i.S. einer Teilpersonalplanung schon dann vor, wenn der
Arbeitgeber behauptet, in seinem Betrieb bestehe keine Personal-
planung, gleichwohl jedoch Zeitarbeitnehmer systematisch im 
Entleihbetrieb eingesetzt werden. Vereinbarungen zwischen dem
Betriebsrat und dem Arbeitgeber im Rahmen der Personalplanung
sollten durch Betriebsvereinbarungen abgesichert werden (vgl.
Muster einer “Betriebsvereinbarung über den Einsatz von Zeit-
arbeitnehmern und sonstigen betriebsfremden Beschäftigten“
der IG Metall im Anhang, D. 1.).

Nach dem novellierten Betriebsverfassungsgesetz hat der Betriebs-
rat zusätzlich das Recht, dem Arbeitgeber eigene Vorschläge zur 
Sicherung und Förderung der Beschäftigung zu machen. Diese hat
der Arbeitgeber mit dem Betriebsrat zu beraten und eine Ableh-
nung – in Betrieben mit mehr als 100 Arbeitnehmern schriftlich –
zu begründen (§ 92 a BetrVG). Aus dem Betriebsbezug des Vor-
schlagsrechts und seinem daran ausgerichteten Schutzzweck folgt,
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dass es vorrangig um Vorschläge zur Sicherung der im Betrieb vor-
handenen Arbeitsplätze und die Förderung der belegschaftszuge-
hörigen Arbeitnehmer geht. Daher kann der Betriebsrat auch im
Rahmen dieses Vorschlagsrechts den Abschluss einer Betriebsver-
einbarung über den Einsatz von Zeitarbeitnehmern verlangen und
von ihrem Zustandekommen die erleichterte – für den Arbeitgeber
planbare – Zustimmung im Rahmen seines Beteiligungsrechts nach
§ 99 BetrVG abhängig machen.

Da schon in dieser Phase mit dem Arbeitgeber abzuklären ist, wel-
ches Zeitarbeitsunternehmen beauftragt werden soll, welche Tarif-
verträge Anwendung finden und welche sonstigen Arbeitsbedin-
gungen für die Zeitarbeitnehmer gelten sollen, kann der Betriebs-
rat besonders in diesem Stadium auch darauf Einfluss nehmen,
dass im Rahmen der Arbeitnehmerüberlassung im Einsatzbetrieb
(Entleiher) nur solche Zeitarbeitsunternehmen zum Zuge kommen,
die einen Tarifvertrag der DGB-Tarifgemeinschaft zur Anwendung
bringen.

Entsprechend der Begründung unserer diesbezüglichen Empfehlung
im vorangegangenen Teil “Informationen zur Zeitarbeit in Deutsch-
land“, raten wir zur Zusammenarbeit mit dem Bundesverband Zeit-
arbeit e.V. (BZA) und dem Interessenverband Deutscher Zeitarbeits-
unternehmen e.V. (iGZ). Auflistungen der Mitgliedsunternehmen
dieser Verbände sind im Anhang der diesbezüglichen Tarifverträge
(F. 1. und F. 2.) beigefügt.

Im Rahmen des Beteiligungsrechtes des Betriebs- / Personalrats bei
Einstellung / Übernahme eines Zeitarbeitnehmers in den Entleih-
betrieb (§ 99 BetrVG i.V.m § 14 Abs. 3 AÜG / § 75 BPersVG i.V.m.
§ 14 Abs. 4 AÜG) sind ihm vom Arbeitgeber (Entleiher) der mit
dem Verleiher abgeschlossene Arbeitnehmerüberlassungsvertrag
vorzulegen sowie

die Qualifikation des Zeitarbeitnehmers,

der Einstellungstermin,

die Einsatzdauer,

der vorgesehene Arbeitsplatz,

die vorgesehene Tätigkeit,

die Arbeitszeit und 

die Auswirkung auf die im (Entleih-) Betrieb 
beschäftigten Arbeitnehmer

mitzuteilen.

Dem Betriebsrat sind zudem Unterlagen, aus denen sich die Ein-
satzzeiten und Einsatztage der einzelnen Arbeitnehmer der Fremd-
firma ergeben, zur Verfügung zu stellen; diese Listen müssen
Namen, Vornamen, Geburtsdatum, Anschrift, Beruf und die für die
Zeitarbeitnehmer vorgesehene Tätigkeit im Entleihbetrieb enthalten.
Ein Anspruch auf Einsichtnahme in die Zeitarbeitsverträge wurde
dem Betriebsrat des Entleihbetriebs vom BAG jedoch versagt. Eben-
falls verneint wurde bislang das Recht des Betriebsrats des Entleih-
betriebs – mangels Überwachungsrecht der Arbeitsvertragsbezie-
hungen zwischen Zeitarbeitnehmer und Verleiher – hinsichtlich der
Unterrichtung über die Bewerbungsunterlagen des Zeitarbeitnehmers
sowie über dessen Lohngruppe und Eingruppierung.

Diese Begründung ist nach der neuen Rechtslage unseres Erachtens
nicht mehr haltbar, da die Arbeitsbedingungen des Zeitarbeitneh-
mers nicht mehr allein durch dessen vertragliche Vereinbarung mit
dem Verleiher bestimmt werden, sondern durch den Grundsatz der
Gleichbehandlung der Zeitarbeitnehmer mit den Stammarbeitneh-
mern des Entleihbetriebs bzw. durch hiervon abweichende Tarif-
verträge, die eine Eingruppierung des Zeitarbeitnehmers nach den
von ihm zu verrichtenden Tätigkeiten erfordert. Diese Tätigkeiten
des Zeitarbeitnehmers im Einsatzbetrieb kennt jedoch der Betriebs- /
Personalrat des Entleihbetriebs am besten, so dass er beurteilen
kann, ob der zu entsendende Zeitarbeitnehmer nach Maßgabe des
mitzuteilenden vorgesehenen Arbeitsplatzes – etwa aufgrund sei-
ner Eingruppierung – zur Verrichtung dieser Tätigkeiten fachlich
geeignet ist.

Wie bereits ausgeführt, hat der Entleiher dem Betriebs- / Personalrat
die schriftliche Erklärung des Verleihers nach § 12 Abs. 1 Satz 2
AÜG, d.h. den Arbeitnehmerüberlassungsvertrag zwischen Verleiher
und Entleiher, vorzulegen (§ 14 Abs. 3 Satz 2 AÜG; vgl. auch § 115
LPersVG Nds., § 72 Abs. 4 Nr. 19 LPersVG NRW, § 80 Abs. 3 Nr. 10
LPersVG BW). Darin muss entsprechend der Neuregelung des AÜG
angegeben sein, welche im Betrieb des Entleihers für einen ver-
gleichbaren Arbeitnehmer des Entleihers wesentlichen Arbeits-
bedingungen einschließlich des Arbeitsentgeltes gelten; diese Ver-
gleichbarkeit ist in erster Linie tätigkeitsbezogen und nicht nach
subjektiven Merkmalen (wie Erfahrung, Alter, Qualifikation usw.
des Arbeitnehmers) vorzunehmen. Diese Gegenüberstellung zwi-
schen Zeitarbeitnehmer und vergleichbarem Arbeitnehmer im
Entleihbetrieb anhand der – im Folgenden näher definierten –
“wesentlichen Arbeitsbedingungen“ und des “Arbeitsentgelts“
des Stammarbeitnehmers findet jedoch nur statt, wenn kein –
abweichender – Tarifvertrag der Zeitarbeitsbranche auf das
Arbeitsverhältnis zwischen Verleiher und Zeitarbeitnehmer
Anwendung findet.



14

13 Die DGB Regeln zur Begrenzung der Aufsichtsratsmandate sind strikter als die nach Aktienrecht und dem DCGK.
14 Arbeitshilfe für Aufsichtsräte Nr. 10, 2003, a.a.O.

Die “wesentlichen Arbeitsbedingungen“ eines vergleichbaren Ar-
beitnehmers umfassen dabei alle im (Entleih-) Betrieb zur Anwen-
dung kommenden individual- und kollektivrechtlichen Vorschriften.
Sowohl die Arbeitszeit als auch der bezahlte Urlaub oder die Ent-
geltfortzahlung im Krankheitsfall richten sich für die Zeit des ge-
planten Einsatzes ausschließlich nach den beim Entleiher zur
Anwendung kommenden Vorschriften. Auch beim Entleiher ange-
wandte Betriebsvereinbarungen und Tarifverträge gelten voll um-
fänglich für Zeitarbeitnehmer während der Zeit der Überlassung.
So gelten etwa Betriebsvereinbarungen zur Nutzung sozialer Ein-
richtungen ebenso für den Zeitarbeitnehmer wie Systeme der be-
trieblichen Altersversorgung.

Das “Arbeitsentgelt“ eines vergleichbaren Arbeitnehmers umfasst
nicht nur die laufende Grundvergütung, sondern alle Lohnbestand-
teile, wie Zuschläge, Sozialleistungen oder Ansprüche auf bezahlte
Arbeitsbefreiung.

Sollten dem Betriebsrat die danach vom Arbeitgeber (Entleiher) ge-
gebenen Informationen nicht ausreichen, kann er sich für sein Ver-
langen nach ergänzenden Mitteilungen auf § 80 Abs. 2 Satz 1 BetrVG
beziehen, wonach sich die Unterrichtung der Interessenvertretung
auch auf die Beschäftigung von Personen erstreckt, die nicht in ei-
nem Arbeitsverhältnis zum Entleiher als Arbeitgeber stehen. Der Per-
sonalrat sollte sich insoweit auf sein umfassendes Unterrichtungs-
recht nach § 68 Abs. 2 Satz 1 BPersVG berufen.

Welche Handlungsmöglichkeiten hat der Betriebs- und
Personalrat vor der Übernahme von Zeitarbeitnehmern?

Für die diesbezüglichen Handlungsmöglichkeiten der betrieblichen
Interessenvertretung im Entleihbetrieb sind die Fallgestaltungen zu
unterscheiden, ob

a) der gesetzliche Regeltatbestand einer vergleichbaren Be-
handlung und Bezahlung eines Zeitarbeitnehmers für die Zeit 
seiner Überlassung an einen Entleiher oder

b) der gesetzliche Ausnahmetatbestand der Zulassung hier-
von abweichender Regelungen durch einen Tarifvertrag (Tarif-
öffnungsklausel)

Anwendung findet.

Bei Fallgestaltung a): Der Betriebs- / Personalrat kann – nach den
Grundsätzen des neuen Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes – seine
Zustimmung zur Einstellung / Übernahme eines Zeitarbeitnehmers
insbesondere gemäß § 99 Abs. 2 Nr. 1 BetrVG / § 77 Abs. 2 Nr. 1
BPersVG verweigern, wenn die im Entleihbetrieb geltenden tarif-

lichen oder durch eine Betriebsvereinbarung vereinbarten wesent-
lichen Arbeitsbedingungen einschließlich des Arbeitsentgelts in der
dem Betriebs- / Personalrat vom Entleiher vorzulegenden Erklärung
des Verleihers (§ 12 Abs. 1 Satz 2 AÜG i.V.m. § 14 Abs. 3 Satz 2
AÜG) nicht oder nicht zutreffend aufgeführt sind bzw. zur Anwen-
dung gebracht werden sollen.

Die Verletzung des Gleichbehandlungsgrundsatzes stellt nicht le-
diglich eine untertarifliche Bezahlung dar, die ähnlich wie eine un-
zulässige Befristungsabrede nach der Rechtsprechung des BAG
eine Zustimmungsverweigerung zur Einstellung nach § 99 Abs. 1
Nr. 1 BetrVG nicht rechtfertigen soll, da in diesen Fällen lediglich
einzelne Vertragsbedingungen einer Norm zuwiderliefen. Vielmehr
gehört die Einhaltung des Gleichbehandlungsgrundsatzes gemäß 
§ 3 Abs. 1 Nr. 3 AÜG zu den wesentlichen Rechtmäßigkeitsvoraus-
setzungen der Arbeitnehmerüberlassung, die eine Zustimmungsver-
weigerung des Betriebsrats des Entleihbetriebs zur Einstellung des
Leiharbeitnehmers rechtfertigt, da dem Normzweck nur dadurch
entsprochen werden kann, dass die Einstellung insgesamt unter-
bleibt. Aus diesem Grund hatte das BAG auch die Zustimmungs-
verweigerung des Entleiherbetriebsrats wegen Verstoßes gegen 
§ 3 Abs. 1 Nr. 6 AÜG a.F. (Überschreitung der Überlassungsfrist) 
als berechtigt angesehen.

Allerdings gelten diese gesetzlichen Grundsätze des AÜG nur, wenn
kein abweichender Tarifvertrag der Zeitarbeitsbranche – über die
Tariföffnungsklausel des Gesetzes – Anwendung findet, so dass
diesem Zustimmungsverweigerungsgrund angesichts des in den
vorangegangenen Abschnitten beschriebenen Abschlusses von flä-
chendeckenden Branchentarifverträgen kaum mehr praktische Be-
deutung zukommen dürfte. Kaum ein Verleihunternehmen wird es
sich wirtschaftlich leisten (können), sich bis zum 01.01.2004 keinem
Branchentarifvertrag anzuschließen, da es dann in vollem Umfang
dem Gleichbezahlungs- und Gleichbehandlungsgrundsatz für seine
Beschäftigten bei der Verleihe in Einsatzbetriebe unterfallen würde.
Allenfalls die Überlassung seines Zeitpersonals an Betriebe bzw.
Unternehmen, die keinem gewerkschaftlichen Tarifvertrag unterfal-
len (nicht tarifgebundene Entleiher) und zudem eine gering dotierte
eigene Vergütungsordnung aufweisen, könnte dann noch für einen
diesbezüglichen Verleiher attraktiv sein.

Bei Fallgestaltung b): Gilt nach Abschluss der Flächentarifverträge
für die Zeitarbeit ein kollektives Vergütungssystem für den Ver-
leiher, besteht indes in der arbeitsrechtlichen Literatur Einigkeit
über das ausschließliche Beteiligungsrecht des Betriebsrats im
Verleihbetrieb, falls ein solcher besteht, in Bezug auf die Eingrup-
pierung des Zeitarbeitnehmers. Die Wahrnehmung dieses Mitbeur-
teilungsrechts durch den Entleiherbetriebsrat setzt eine arbeitsver-
tragliche Beziehung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer vor-
aus, die zwischen Entleiher und Zeitarbeitnehmer gerade fehlt.
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Zustimmungsverweigerungsgründe für den Betriebsrat des Entleih-
betriebs können sich jedoch etwa aus einer – wie im vorangegan-
genen Kapitel empfohlenen – Betriebsvereinbarung / Dienstverein-
barung über den Einsatz von Zeitarbeitnehmern und sonstigen
betriebsfremden Beschäftigten (Anhang D. 1.) ergeben, wenn gegen
deren Bestimmungen verstoßen wurde (vgl. unter Ziff. 4. dieser
Musterbetriebsvereinbarung aufgelistete Zustimmungsverweige-
rungsgründe). Ein darauf bezogenes Musterschreiben einer Zu-
stimmungsverweigerung gemäß § 99 Abs. 2 Nr. 1 BetrVG ist im
Anhang (D. 3.) enthalten.

Weitere Zustimmungsverweigerungsgründe kommen nach dem
im Gesetz enthaltenen Zustimmungsverweigerungskatalog (§ 99
Abs. 2 BetrVG / § 77 Abs. 2 BPersVG), etwa bei Benachteiligung
des betroffenen Zeitarbeitnehmers oder im Betrieb bzw. der
Dienststelle beschäftigter (Stamm-) Arbeitnehmer, in Betracht (vgl.
insoweit den Mustertext einer Zustimmungsverweigerung gemäß 
§ 99 Abs. 2 Nr. 3 BetrVG im Anhang, D. 4).

Welche Mitbestimmungs- / Beteiligungsrechte 
haben der Betriebs- und Personalrat im vollzogenen
Zeitarbeitsverhältnis in Bezug auf die Zeitarbeitnehmer?

Ausgehend von der das Zeitarbeitsverhältnis kennzeichnenden Auf-
spaltung der Arbeitgeberfunktion zwischen dem Verleiher als dem
Vertragsarbeitgeber und dem Entleiher als demjenigen, der die
wesentlichen Arbeitgeberbefugnisse in Bezug auf die Arbeitsleistung
ausübt, lässt sich die Kompetenzverteilung auf die beteiligten Be-
triebsräte im Betrieb des Ver- und Entleihers auf folgende Formel
bringen: Der Verleiherbetriebsrat ist zuständig, wenn Rechte eine
arbeitsvertragliche Beziehung voraussetzen, denn diese besteht nur
zwischen Zeitarbeitnehmer und Verleiher. Der Entleiherbetriebsrat
ist zuständig, soweit die Wahrnehmung von Beteiligungsrechten an
die Eingliederung des Zeitarbeitnehmers in den Entleihbetrieb an-
knüpft, die Art und Weise der Arbeit im Entleihbetrieb betrifft oder
wenn es um die dort einzuhaltende Betriebsordnung geht.

Während die Dauer der Arbeitszeit im Überlassungsvertrag zwi-
schen dem Verleiher und Entleiher – bestimmungsfrei – festgelegt
wird, hat der Betriebs- / Personalratrat im Entleihbetrieb ein Mitbe-
stimmungsrecht (Zustimmungsverweigerungsrecht) bezüglich der
Lage der Arbeitszeit des Zeitarbeitnehmers (§ 87 Abs. 2 Nr. 2
BetrVG / § 75 Abs. 3 Nr. 1 BPersVG), also den Beginn und das Ende
der täglichen Arbeitszeit einschließlich der Pausen sowie die Ver-
teilung der Arbeitszeit des Zeitarbeitnehmers auf die einzelnen Wo-
chentage. Das Mitbestimmungsrecht der Personalvertretungen der
Bundesverwaltungen und bundesunmittelbaren Körperschaften,
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts und der Bundes-
gerichte bei Übernahme von Zeitarbeitnehmern nach § 75 BPersVG

gilt sowohl für den Fall, dass Arbeitnehmer von privaten Verleihern
überlassen werden, als auch für Überlassungen innerhalb der öffent-
lichen Verwaltung.

Bei der Anordnung von Mehrarbeit gegenüber Zeitarbeitnehmern
steht dem Betriebsrat des Verleiherbetriebs das Mitbestimmungs-
recht (§ 87 Abs. 1 Nr. 3 BetrVG / § 75 Abs. 3 Nr. 1, Abs. 4 BPersVG)
in Bezug auf diesen Personenkreis zu, wenn bereits aufgrund der
Entsendeentscheidung des Verleihers feststeht, dass sich die ver-
traglich geschuldete Arbeitszeit des Zeitarbeitnehmers wegen einer
abweichenden Arbeitszeit im Entleiherbetrieb vorübergehend ver-
längert. Anders jedoch, wenn erst nach der Ausleihe aufgrund
einer Entscheidung im Entleihbetrieb die Leistung von Mehrarbeit
– auch – gegenüber dem Zeitarbeitnehmer angeordnet wird und
diese Anordnung zu einer vorübergehenden Veränderung der
betriebsüblichen Arbeitszeit des Entleihbetriebs führt; dann stellt
sich die mitbestimmungspflichtige Regelungsfrage bezogen auf
den Entleihbetrieb, für den dessen Betriebsrat zuständig ist.

Darüber hinaus hat der Betriebs- / Personalrat des Entleihbetriebs
seine Mitbestimmungsrechte in sozialen Angelegenheiten auch für
den Personenkreis der Zeitarbeitnehmer in Bezug auf 

Fragen der Ordnung des Betriebs und des Verhaltens der 
Arbeitnehmer im Betrieb (§ 87 Abs. 1 Nr. 1 BetrVG / § 75 
Abs. 3 Nr. 15 BPersVG),

Einführung und Anwendung von technischen Einrichtungen, die
dazu bestimmt sind, das Verhalten und die Leistung der Arbeit-
nehmer zu überwachen (§ 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG / § 87 Abs. 3 
Nr. 17 BPersVG),

Regelungen über die Verhütung von Arbeitsunfällen und Be-
rufskrankheiten sowie über den Unfallschutz im Rahmen der 
gesetzlichen Vorschriften oder der Unfallverhütungsvorschriften 
(§ 87 Abs. 1 Nr. 7 BetrVG / § 75 Abs. 3 Nr. 11 BPersVG),

Form, Ausgestaltung und Verwaltung von Sozialeinrichtungen,
deren Wirkungsbereich auf den Betrieb, das Unternehmen oder 
den Konzern beschränkt ist (§ 87 Abs. 1 Nr. 8 BetrVG / § 75 
Abs. 3 Nr. 5 BPersVG),

Grundsätze über das betriebliche Vorschlagswesen (§ 87 Abs. 1
Nr. 12 BetrVG / § 75 Abs. 3 Nr. 12 BPersVG)

wahrzunehmen.

Werden Arbeitsschutzbestimmungen oder Unfallverhütungsvor-
schriften in Bezug auf die eingesetzten Zeitarbeitnehmer nicht ein-
gehalten, so kann sich der Betriebs- / Personalrat des Entleihbetriebs
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(nach § 89 BetrVG / § 81 BPersVG i.V.m. § 12 Abs. 2 ArbSchG) an
die für den Arbeitsschutz zuständigen Behörden und Stellen wenden,
sofern der Arbeitgeber (Entleiher) zuvor nicht für Abhilfe sorgt.

Den Entleiher treffen insoweit die Pflichten eines Arbeitgebers 
(§ 11 Abs. 6 AÜG).

Daneben bestehen für den Betriebs- / Personalrat in Bezug auf die
im (Entleih-) Betrieb eingesetzten Zeitarbeitnehmer Unterrichtungs-
und Beratungsrechte, die sich auf die Gestaltung der Arbeitsplätze
beziehen (§ 90 BetrVG / §§ 75 Abs. 3 Nr. 16, 76 Abs. 2 Nr. 5
BPersVG).

Auf welche Rechte sollte der Betriebs- und Personalrat
die aufgenommenen Zeitarbeitnehmer hinweisen?

Der Betriebs- / Personalrat sollte den Zeitarbeitnehmer am Tage 
seiner Arbeitsaufnahme an seinem Arbeitsplatz aufsuchen und ihn
darauf hinweisen, dass

der Entleiher verpflichtet ist, den Zeitarbeitnehmer über dessen 
Aufgabe und Verantwortung, über die Art seiner Tätigkeit und 
seine Einordnung in den Betriebsablauf sowie über Veränderun-
gen seines Arbeitsbereichs zu unterrichten (§ 81 BetrVG); dies 
gilt für Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit in der 
Privatwirtschaft (§ 12 Abs. 2 ArbSchG) und im öffentlichen Dienst
(§ 14 ArbSchG) gleichermaßen, da die gesetzlichen Arbeitsschutz-
bestimmungen im Entleihbetrieb auch für die Zeitarbeitnehmer 
gelten (§ 11 Abs. 6 AÜG);

er berechtigt ist, die Sprechstunden des Betriebs- / Personalrats 
aufzusuchen (§ 39 BetrVG /§ 43 BPersVG);

er berechtigt ist, an den Betriebs-/Personalversammlungen 
teilzunehmen (§§ 42 ff. BetrVG / §§ 48 ff. BPersVG), die von 
der betrieblichen Interessenvertretung auch als Teilversammlung
für Zeitarbeitnehmer durchgeführt werden kann;

er – in Betrieben der Privatwirtschaft – nach dem novellierten 
Betriebsverfassungsgesetz das Recht hat, an der Wahl des 
Betriebsrats (auch) im Einsatzbetrieb teilzunehmen (aktives 
Wahlrecht, § 7 Satz 2 BetrVG), wenn er länger als drei Monate 
im Betrieb eingesetzt wird;

ihm – in Betrieben der Privatwirtschaft – das Recht zusteht, in 
Angelegenheiten, die seine Person betreffen, gehört zu werden,
zu ihn betreffende Maßnahmen Stellung zu nehmen und Vor-
schläge zur Gestaltung von Arbeitsplatz und Arbeitsablauf zu un-
terbreiten (§§ 81, 82 Abs. 1 BetrVG);

er – in Betrieben der Privatwirtschaft – Beschwerderechte in 
Anspruch nehmen kann (§§ 85, 85 BetrVG);

für ihn auch die im Entleihbetrieb geltenden Betriebs- / Dienst-
vereinbarungen Anwendung finden, soweit es um die Regelung
von Angelegenheiten geht, die ihn betreffen bzw. bei denen der
Zeitarbeitnehmer den Weisungen des Entleihers unterliegt;

er vom Entleiher Auskunft über die im (Entleiher-) Betrieb für 
einen mit ihm vergleichbaren Arbeitnehmer geltenden wesent-
lichen Arbeitsbedingungen einschließlich des Arbeitsentgelts 
verlangen kann (§ 13 AÜG);

er sich mit Fragen und Anregungen jederzeit an den Betriebs- / 
Personalsrat und die im Betrieb vertretene Gewerkschaft wen-
den kann (§§ 75 Abs. 1, 80 Abs. 1 Nr. 3 BetrVG / §§ 67 Abs. 1,
68 Abs. 1 Nr. 3 BPersVG).
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D Anhänge

1. Entwurf einer Betriebsvereinbarung über den Einsatz 
von Zeitarbeitnehmern und sonstigen betriebsfremden
Beschäftigten (“Musterbetriebsvereinbarung“)

2. Musterschreiben für eine Zustimmungsverweigerung 
bei Verstoß gegen die “Musterbetriebsvereinbarung“ 
gemäß § 99 Abs. 2 Nr. 1 BetrVG

3. Beispiel einer Zustimmungsverweigerung gemäß 
§ 99 Abs. 2 Nr. 3 BetrVG

4. Checkliste für Betriebs- und Personalräte zur Zeitarbeit
im Entleihbetrieb

5. Synopse: “Änderungen im Arbeitnehmer-
überlassungsgesetz“
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1. Geltungsbereich

1.1 Räumlicher Geltungsbereich

Diese Betriebsvereinbarung gilt für alle Betriebsstätten und Betriebe der .....

1.2 Persönlicher Geltungsbereich

Der persönliche Geltungsbereich dieser Vereinbarung erstreckt sich im Rahmen des räumlichen Geltungsbereichs auf alle Beschäftigten und
Auszubildenden mit Ausnahme der leitenden Angestellten nach § 5 Abs. 3 BetrVG.

1.3 Sachlicher Geltungsbereich

Der sachliche Geltungsbereich erstreckt sich auf alle Personen, die in den Betriebsstätten des Unternehmens Tätigkeiten verrichten. Fremdfirmenar-
beitnehmer / innen sind alle Arbeitnehmer / innen, die nicht in einem arbeitsvertraglich begründeten Beschäftigungsverhältnis zum Unternehmen stehen.

2. Vorrang innerbetrieblicher Maßnahmen

Fremdleistungen, die innerhalb des Betriebes erbracht werden, sind nur zulässig, soweit eine Erbringung der Arbeitsleistung durch eigene Arbeit-
nehmer / innen ausscheidet. Der Einsatz von Fremdfirmenbeschäftigten ist nur zulässig, soweit er die Erledigung vorübergehender Aufgaben betrifft,
die nicht auf der Grundlage einer Beschäftigung oder Einstellung von Stammarbeitnehmer / innen erledigt werden können. Soweit ein erhöhter
Personalbedarf durch Versetzungen, befristete Arbeitsverhältnisse, Zeitausgleich oder ähnliche Maßnahmen der innerbetrieblichen Personalsteuerung
abgedeckt werden kann, ist ein Einsatz von Fremdfirmenbeschäftigten ausgeschlossen.

3. Fremdleistungsplanung

Im Rahmen der Personalplanung wird eine Fremdleistungsplanung eingeführt, in deren Rahmen die Bereiche und der Umfang des Fremdleistungs-
bezuges festgelegt werden. Vorschläge des Betriebsrats zur Beschäftigungssicherung (§ 92 a BetrVG), zur Rückführung ausgegliederter Arbeiten oder
vor Vergabe an andere Unternehmen werden im Rahmen der Fremdleistungsplanung berücksichtigt. Soweit die Fremdleistungsplanung in einer
Betriebsvereinbarung geregelt wird, sind deren Bestimmungen bei personellen Einzelmaßnahmen zu beachten.

4. Beteiligung des Betriebsrates

Soweit (ggf. im Rahmen der Fremdleistungsplanung) Fremdfirmenarbeitnehmer / innen im Betrieb beschäftigt werden sollen, ist der Betriebsrat
rechtzeitig nach § 99 BetrVG zu beteiligen. Hierzu sind ihm die Vertragsentwürfe vorzulegen. Der Betriebsrat kann die Zustimmung zum Einsatz
von Fremdfirmenarbeitnehmer / innen insbesondere verweigern, wenn

a) die eingesetzten Arbeitnehmer / innen für die Zeit der Beschäftigung nicht die im Betrieb für eine / n vergleichbare / n Arbeitnehmer / in nach 
§ 9 Nr. 2 AÜG geltenden Arbeitsbedingungen erhalten oder der Verleiher einem Tarifvertrag unterliegt, der nicht mit der im Betrieb vertretenen 
Gewerkschaft ... oder der DGB-Tarifgemeinschaft unter Beteiligung der Gewerkschaft ... zur ANÜ abgeschlossen wurde;

b) eine Vereinbarung zur Fremdleistungsplanung nicht eingehalten ist;

c) die Dauer des beabsichtigten Einsatzes 6 Monate überschreiten soll oder der Einsatz Arbeitsplätze oder Aufgaben betrifft, die dauerhaft anfallen;

d) gekündigte oder zur Kündigung vorgesehene Arbeitnehmer / innen (ggf. auch nach zumutbaren Umschulungsmaßnahmen) zur Erledigung der 
anfallenden Arbeiten geeignet sind;

e) im Betrieb Kurzarbeit eingeführt oder deren Einführung vom Unternehmen oder vom Betriebsrat beabsichtigt ist;

f) das Fremdunternehmen nicht die Gewähr dafür bietet, die Einhaltung der Bestimmungen des Arbeitsschutzes zu gewährleisten;

g) ...

ENTWURF EINER BETRIEBSVEREINBARUNG ÜBER DEN EINSATZ VON ZEITARBEITNEHMER / INNEN 
UND SONSTIGEN BETRIEBSFREMDEN BESCHÄFTIGTEN
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5. Gleichbehandlungsgebot

Arbeitgeber und Betriebsrat haben darauf zu achten, dass alle im Betrieb beschäftigten Fremdfirmenarbeitnehmer / innen mit der Stammbeleg-
schaft unter Beachtung von Art. 141 EGV gleich behandelt werden. Den Fremdfirmenarbeitnehmer / innen stehen für die Zeit ihrer Beschäftigung
die gleichen Rechte aus der Betriebsverfassung zu wie Stammarbeitnehmer / innen.

Bei der Besetzung freier Stellen erhalten Fremdfirmenbeschäftigte bei entsprechender Eignung ein Angebot auf Übernahme. Sie sind gegenüber
externen Bewerber / innen bevorzugt zu berücksichtigen. Bei Zustandekommen eines Arbeitsvertrages sind im Betrieb erbrachte Zeiten der
Beschäftigung auf die Betriebszugehörigkeit anzurechnen.

6. Streitigkeiten

Kommt es im Zusammenhang mit dem Einsatz von Fremdfirmenarbeitnehmer / innen zu Meinungsverschiedenheiten, entscheidet eine 
(aus je zwei Mitgliedern der Betriebsparteien bestehende) paritätische Kommission. Kommt es in der paritätischen Kommission zu keiner Einigung,
entscheidet eine Einigungsstelle nach § 76 BetrVG Abs. 6 verbindlich.

7. Schlussbestimmungen

Diese Betriebsvereinbarung tritt mit dem Tage ihrer Unterzeichnung in Kraft. Sie kann mit einer Frist von 6 Monaten zum Ende des Kalenderjahres,
frühestens zum 01.01.2004 gekündigt werden. Bis zum Abschluss einer neuen Betriebsvereinbarung wirken die Bestimmungen dieser Betriebs-
vereinbarung nach.

…………………………………………………………………
Arbeitgeber Ort, Datum

…………………………………………………………………
Betriebsrat Ort, Datum

Anhang 1: Entwurf einer Betriebsvereinbarung über den Einsatz von Zeitarbeitnehmer / innen und sonstigen betriebsfremden Beschäftigten
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An die

Geschäftsleitung der Firma X

z.Hd. Herrn / Frau ………………………………

Betrifft: Ihre Unterrichtung vom ... an den Betriebsrat auf Zustimmung gemäß § 99 BetrVG zum Einsatz 
des Zeitarbeitnehmers Müller vom ... bis ... als Hilfskraft im Lagerbereich

Sehr geehrte / r Herr / Frau...,

der Betriebsrat hat sich auf seiner Sitzung vom ... eingehend mit dem o. g. Antrag beschäftigt und hierzu den folgenden Beschluss gefasst:

Die Zustimmung des Betriebsrats zum Einsatz des Zeitarbeitnehmers Müller vom ... bis ... als Hilfskraft im Lagerbereich 
wird gemäß § 99 Abs. 2 Nr. 1 BetrVG verweigert.

Dafür sind folgende Gründe maßgeblich:

Nach Maßgabe der Nr. 4 Satz 3 der am ... geschlossenen “Betriebsvereinbarung über den Einsatz von Zeitarbeitnehmer / innen und sonstigen
betriebsfremden Beschäftigten” kann der Betriebsrat die Zustimmung zum Einsatz von Fremdfirmenarbeitnehmer / innen insbesondere dann 
verweigern, wenn der / die eingesetzte Arbeitnehmer / in für die Zeit der Beschäftigung nicht die im Betrieb für eine / n vergleichbare / n Arbeit-
nehmer / in nach § 9 Nr. 2 AÜG geltenden Arbeitsbedingungen erhält oder der Verleiher einem Tarifvertrag unterliegt, der nicht mit der Gewerk-
schaft … oder mit der DGB-Tarifgemeinschaft unter Beteiligung der Gewerkschaft … zur Arbeitnehmerüberlassung abgeschlossen wurde.

Wie aus den gemäß § 14 Abs. 3 AÜG vorgelegten Verträgen und Unterlagen sowie Ihren schriftlichen Erläuterungen zu entnehmen ist, unterliegt
die Verleihfirma V nicht einem mit der Gewerkschaft ... oder der DGB-Tarifgemeinschaft unter Beteiligung der Gewerkschaft ... abgeschlossenen
Tarifvertrag.

Daher kann der Betriebsrat der Einstellung des Zeitarbeitnehmers Müller gemäß § 99 Abs. 2 Nr. 1 BetrVG wegen Verstoßes gegen diese
Bestimmung in der o.g. Betriebsvereinbarung nicht zustimmen.

Mit freundlichen Grüßen

Der Betriebsrat

Anhang 2

MUSTERSCHREIBEN FÜR EINE ZUSTIMMUNGSVERWEIGERUNG BEI VERSTOß GEGEN DIE “MUSTERBETRIEBSVEREINBARUNG 
ÜBER DEN EINSATZ VON ZEITARBEITNEHMER/INNEN UND SONSTIGEN BETRIEBSFREMDEN BESCHÄFTIGTEN” GEMÄß § 99 ABS. 2 NR.



An die

Geschäftsleitung der Firma X

z.Hd. Herrn / Frau ………………………………

Betrifft: Ihr Antrag vom .......an den Betriebsrat auf Zustimmung gemäß § 99 BetrVG zum Einsatz 
der Zeitarbeitnehmer / innen A, B und C im Auslieferungslager in der Zeit vom … bis …

Sehr geehrte / r Herr / Frau...,

der Betriebsrat hat sich auf seiner Sitzung vom ... ausführlich mit Ihrem o.g. Antrag beschäftigt und hat hierzu den folgenden Beschluss gefasst:

Die Zustimmung des Betriebsrates zum Einsatz der Zeitarbeitnehmer/innen der Firma V im Auslieferungslager in der Zeit 

vom ... bis ... wird gemäß § 99 Abs. 2 Nr. 3 BetrVG verweigert.

Dafür sind die folgenden Gründe maßgeblich:

Gemäß § 99 Abs. 2 Nr. 3 BetrVG besteht die Besorgnis, dass die derzeit im Auslieferungslager beschäftigten Kollegen Maier, Müller und Schulze

durch die Einstellung der Zeitarbeitnehmer / innen A, B und C, die im Auslieferungslager eingesetzt werden sollen, in die Verkaufsabfertigung 

versetzt werden könnten. Dort müssten sie niedriger entlohnte Tätigkeiten verrichten.

Zusätzlich besteht die Besorgnis, dass bezüglich der o.g. Kollegen Kündigungen ausgesprochen werden: Sie haben sich in unserem Vorgespräch

ausdrücklich und wiederholt geweigert, einen zumindest befristeten Verzicht auf Versetzung und Kündigung für die o.g. Kollegen zu erklären 

bzw. zu vereinbaren. Auf der Betriebsversammlung vom ... hatten sie ausdrücklich hervorgehoben, dass in diesem Jahr Personaleinsparungen und

Personalkostenreduzierungen nicht auszuschließen seien.

Diese Gründe veranlassen den Betriebsrat, der Einstellung der Zeitarbeitnehmer / innen A, B und C die Zustimmung zu verweigern.

Mit freundlichen Grüßen

Der Betriebsrat

22

BEISPIEL EINER ZUSTIMMUNGSVERWEIGERUNG GEMÄß § 99 ABS. 2 NR. 3 BETRVG
(BENACHTEILIGUNG VON ARBEITNEHMER/INNEN IM ENTLEIHBETRIEB DURCH DEN EINSATZ VON ZEITARBEITNEHMER/INNEN)

Anhang 3
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CHECKLISTE FÜR BETRIEBS- UND PERSONALRÄTE ZUR ZEITARBEIT IM ENTLEIHBETRIEB

Anhang 4

Stadium

Planungsüberlegungen
des Arbeitgebers zum
Einsatz von Zeitarbeit-
nehmern im Betrieb
(Personalbeschaffungs- / -
einsatzplanung)

Entscheidung des
Arbeitgebers über Vollzug
der Maßnahme (geplanter
Einsatz)

Abschluss eines Arbeit-
nehmerüberlassungsver-
trages mit Zeitarbeits-
unternehmen durch
Arbeitgeber / Gestellung
eines Zeitarbeitnehmers
durch Verleiher 

Aufgabe des Betriebs- und Personalrats mit Fragestellungen

Wahrnehmung seiner Beteiligungsrechte bei der Personalplanung,
ggf. Verlangen nach rechtzeitiger und umfassender Unterrichtung
sowie anschließende Beratung der erforderlichen Maßnahmen 
formulieren

Formulierung von eigenen Vorschlägen zur Beschäftigungs-
sicherung und -förderung unter Berücksichtigung des Vorrangs 
innerbetrieblicher Personalsteuerung (etwa Versetzungen,
Teilzeitarbeit, befristete Einstellungen, Einstellungen mit 
Lohnkostenzuschüssen durch die Arbeitsämter, Zeitausgleich o. ä.)

Beratung der Vorschläge mit dem Arbeitgeber, ggf. unter Hinzu-
ziehung eines (Landes-) Arbeitsamtsvertreters, über den Einsatz
von Zeitarbeitnehmern (Musterbetriebsvereinbarung im Anhang)

Verlangen nach rechtzeitiger und umfassender Unterrichtung

Prüfung innerbetrieblicher Ausschreibung von Arbeitsplätzen

Prüfung über Beauftragung eines geeigneten Zeitarbeitsunter-
nehmens im Hinblick auf damit zur Anwendung kommender 
“equal-pay”-orientierter Tarifverträge und dort geltender son-
stiger Arbeitsbedingungen für Zeitarbeitnehmer

Beratung der Prüfergebnisse mit dem Arbeitgeber

Wahrnehmung seiner Beteiligungsrechte bei Einstellung

– Ist eine Unterrichtung durch den Arbeitgeber über die Über-
nahme eines Zeitarbeitnehmers zur Arbeitsleistung unter 
Vorlage des Arbeitnehmerüberlassungsvertrages erfolgt?

– Prüfung des Arbeitnehmerüberlassungsvertrages auf Formge-
mäßheit (Schriftform, beiderseitige Unterschriften von Ver- und
Entleiher), Erklärung des Entleihers nach § 1 Abs. 1 AÜG (AN-
Überlassungserlaubnis); Kontrollmeldung nach § 28a SGB IV

– Hat der Arbeitgeber umfassend Auskunft über Person und Eig-
nung des Zeitarbeitnehmers, ggf. über deren Anzahl und über
die vorgesehenen Arbeitsplätze, über Einsatzdauer und tägliche
Arbeitszeit sowie insbesondere über die Auswirkung auf die 
im Betrieb beschäftigten Stammarbeitnehmer gegeben? Hat 
der Arbeitgeber Auskunft über die Notwendigkeit der – befri-
steten – Einstellungsmaßnahme gegeben, insbesondere be-
gründet, warum keine Festanstellung im Rahmen der Begrün-
dung eines Dauerarbeitsverhältnisses erfolgt? Ist der Arbeits-
platz zum ersten Mal mit Zeitarbeitnehmern zu besetzen oder
liegt eine wiederholte Besetzung vor?

– Prüfung von Zustimmungsverweigerungsgründen aus dem 
Ergebnis der Beantwortung vorstehender Fragen

Rechtsgrundlagen BetrVG / BPersVG

➔ §§ 90 Abs. 1 Nr. 4, 92 BetrVG / § 78 
Abs. 3 BPersVG 

➔ § 92 a Abs. 1 BetrVG

➔ §§ 92 a Abs. 2, 88 BetrVG

➔ § 80 Abs. 2 BetrVG / § 68 Abs. 2 BPersVG

➔ § 93 BetrVG / 75 Abs. 3 Nr. 14 BPersVG

➔ vgl. Tarifverträge der DGB-Tarifgemeinschaft
mit BZA bzw. iGZ im Anhang der Broschüre;
Auflistung der Mitgliedsunternehmen von 
BZA und iGZ im Anhang der jeweiligen 
Tarifverträge

➔ § 99 Abs. 1 BetrVG i.V.m. § 14 Abs. 3 AÜG /
§ 75 Abs. 1 Nr. 1 BPersVG i.V.m. § 14 
Abs. 4 AÜG

➔ §§ 99 Abs. 1 BetrVG, 75 Abs. 1 Nr. 1 
BPersVG i.V.m. § 12 AÜG

➔ § 99 Abs. 1 BetrVG / § 68 Abs. 2 BPersVG

➔ vgl. Zustimmungsverweigerungsgründe 
(Ziff.4) aus Muster-BV im Anhang der 
Broschüre; § 99 Abs. 2 Nr. 1 BetrVG / § 77 
Abs. 2 Nr. 1 BPersVG
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Stadium

Abschluss eines Arbeit-
nehmerüberlassungsver-
trages mit Zeitarbeits-
unternehmen durch
Arbeitgeber / Bestellung
eines Zeitarbeitnehmers
durch Verleiher 

Einsatz des Zeitarbeit-
nehmers im Betrieb

Aufgabe des Betriebs- und Personalrats mit Fragestellungen

– Ist hinsichtlich des zu besetzenden Arbeitsplatzes eine Ver- 
setzung oder Kündigung gegenüber Stammarbeitnehmern 
erfolgt oder vorgesehenen? Ist der Einsatz des Zeitarbeit-
nehmers ohne Mehrbelastung für das eigene Stammpersonal
möglich? Entspricht der in Aussicht genommene Arbeitsplatz 
den Qualifikationsanforderungen und -voraussetzungen des 
Zeitarbeitnehmers? Ist eine vom Betriebs- / Personalrat ver-
langte Ausschreibung erfolgt?

– Prüfung von Zustimmungsverweigerungsgründen aus dem 
Ergebnis der Beantwortung vorstehender Fragen

– ggf. Hinweis an Betriebsrat des Verleihbetriebes wegen 
Nichteinhaltung des Gleichbehandlungsgrundsatzes feh-
lender Unterrichtung zur Umgruppierung / Versetzung,
rechtswidriger Befristung etc.

Aufsuchen des Zeitarbeitnehmers am Arbeitsplatz und 
Unterrichtung über seine Rechte (u. a. auch anhand Infor-
mationsfaltblatt)

Durchführung einer Teilbetriebs- / Teilpersonalversammlung 
zur Information über die Situation und Problemstellung der 
Zeitarbeitnehmer im Betrieb / in der Dienststelle

Rechtsgrundlagen BetrVG / BPersVG

➔ § 99 Abs. 2 Nr. 3 –5 BetrVG / §§ 77 
Abs. 2 Nr. 2, 75 Abs. 3 Nr. 14 BPersVG

➔ Kontrolle des Verleiherbetriebsrats: § 80 
Abs. 1 Nr. 1 BetrVG / § 68 Abs. 1 Nr. 2 
BPersVG, jeweils i.V.m. § 3 Abs. 1 Nr. 3 AÜG

Zustimmungsverweigerung des Verleiher-BR:
§ 99 Abs. 2 Nr. 1 BetrVG/ § 77 Abs. 2 Nr. 1
BPersVG jeweils i.V.m. § 9 Nr. 2 AÜG bzw.
§ 14 TzBfG

➔ § 80 Abs. 1 Nr. 3 BetrVG / § 68 Abs. 1 
Nr. 3 BPersVG; Art. 9 Abs. 3 GG; vgl.
Faltblatt in Ratgeberbroschüre

➔ §§ 42 ff. BetrVG / §§ 48 ff. BPersVG

Anhang 4: Checkliste für Betriebs- und personalräte zur Zeitarbeit im Entleihbetrieb
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ÄNDERUNGEN IM ARBEITNEHMERÜBERLASSUNGSGESETZ

Anhang 5

rot und kursiv: weggefallen

§ 1 Erlaubnispflicht

1. Arbeitgeber, die als Verleiher Dritten (Entleihern) Arbeitnehmer
(Leiharbeitnehmer) gewerbsmäßig zur Arbeitsleistung überlassen
wollen, bedürfen der Erlaubnis. Die Abordnung von Arbeitneh-
mern zu einer zur Herstellung eines Werkes gebildeten Arbeits-
gemeinschaft ist keine Arbeitnehmerüberlassung, wenn der 
Arbeitgeber Mitglied der Arbeitsgemeinschaft ist, für alle Mit-
glieder der Arbeitsgemeinschaft Tarifverträge desselben Wirt-
schaftszweiges gelten und alle Mitglieder auf Grund des Arbeits-
gemeinschaftsvertrages zur selbständigen Erbringung von 
Vertragsleistungen verpflichtet sind.

2. Werden Arbeitnehmer Dritten zur Arbeitsleistung überlassen 
und übernimmt der Überlassende nicht die üblichen Arbeitgeber-
pflichten oder das Arbeitgeberrisiko (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 bis 5) 
oder übersteigt die Dauer der Überlassung im Einzelfall zwölf 
Monate (§ 3 Abs. 1 Nr. 6), so wird vermutet, dass der Über-
lassende Arbeitsvermittlung betreibt.

3. Dieses Gesetz ist mit Ausnahme des § 1b Satz 1, des § 16 
Abs. 1 Nr. 1b und Abs. 2 bis 5 sowie der §§ 17 und 18 nicht 
anzuwenden auf die Arbeitnehmerüberlassung

1) zwischen Arbeitgebern desselben Wirtschaftszweiges zur 
Vermeidung von Kurzarbeit oder Entlassungen, wenn ein 
für den Entleiher und Verleiher geltender Tarifvertrag dies 
vorsieht,

2) zwischen Konzernunternehmen im Sinne des § 18 des 
Aktiengesetzes, wenn der Arbeitnehmer seine Arbeit vor-
übergehend nicht bei seinem Arbeitgeber leistet, oder

3) in das Ausland, wenn der Leiharbeitnehmer in ein auf der 
Grundlage zwischenstaatlicher Vereinbarungen begründetes
deutsch-ausländisches Gemeinschaftsunternehmen verlie-
hen wird, an dem der Verleiher beteiligt ist.

rot und unterstrichen: neu

1. Arbeitgeber, die als Verleiher Dritten (Entleihern) Arbeitnehmer
(Leiharbeitnehmer) gewerbsmäßig zur Arbeitsleistung überlassen
wollen, bedürfen der Erlaubnis. Die Abordnung von Arbeitneh-
mern zu einer zur Herstellung eines Werkes gebildeten Arbeits-
gemeinschaft ist keine Arbeitnehmerüberlassung, wenn der 
Arbeitgeber Mitglied der Arbeitsgemeinschaft ist, für alle Mit-
glieder der Arbeitsgemeinschaft Tarifverträge desselben Wirt-
schaftszweiges gelten und alle Mitglieder auf Grund des Ar-
beitsgemeinschaftsvertrages zur selbständigen Erbringung von 
Vertragsleistungen verpflichtet sind. Für einen Arbeitgeber mit 
Geschäftssitz in einem anderen Mitgliedstaat des Europäi-
schen Wirtschaftsraums ist die Abordnung von Arbeitnehmern 
zu einer zur Herstellung eines Werkes gebildeten Arbeitsgemein-
schaft auch dann keine Arbeitnehmerüberlassung, wenn für ihn
deutsche Tarifverträge desselben Wirtschaftszweiges wie für die
anderen Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft nicht gelten, er 
aber die übrigen Voraussetzungen des Satzes 2 erfüllt.

2. Werden Arbeitnehmer Dritten zur Arbeitsleistung überlassen 
und übernimmt der Überlassende nicht die üblichen Arbeitgeber-
pflichten oder das Arbeitgeberrisiko (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 bis 3),
so wird vermutet, dass der Überlassende Arbeitsvermittlung 
betreibt.

3. Dieses Gesetz ist mit Ausnahme des § 1b Satz 1, des § 16 
Abs. 1 Nr. 1b und Abs. 2 bis 5 sowie der §§ 17 und 18 nicht 
anzuwenden auf die Arbeitnehmerüberlassung

1) zwischen Arbeitgebern desselben Wirtschaftszweiges zur 
Vermeidung von Kurzarbeit oder Entlassungen, wenn ein 
für den Entleiher und Verleiher geltender Tarifvertrag dies 
vorsieht,

2) zwischen Konzernunternehmen im Sinne des § 18 des 
Aktiengesetzes, wenn der Arbeitnehmer seine Arbeit vor-
übergehend nicht bei seinem Arbeitgeber leistet, oder

3) in das Ausland, wenn der Leiharbeitnehmer in ein auf der 
Grundlage zwischenstaatlicher Vereinbarungen begründetes
deutsch-ausländisches Gemeinschaftsunternehmen verlie-
hen wird, an dem der Verleiher beteiligt ist.
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§ 1b Einschränkungen im Baugewerbe

Gewerbsmäßige Arbeitnehmerüberlassung in Betriebe des Bau-
gewerbes für Arbeiten, die üblicherweise von Arbeitern verrichtet
werden, ist unzulässig. Sie ist zwischen Betrieben des Baugewerbes
gestattet, wenn diese Betriebe von denselben Rahmen- und So-
zialkassentarifverträgen oder von deren Allgemeinverbindlichkeit
erfasst werden.

§ 3 Versagung

1. Die Erlaubnis oder ihre Verlängerung ist zu versagen, wenn 
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Antragsteller 
1) die für die Ausübung der Tätigkeit nach § 1 erforderliche 

Zuverlässigkeit nicht besitzt, insbesondere weil er die Vor- 
schriften des Sozialversicherungsrechts, über die Einbe-
haltung und Abführung der Lohnsteuer, über die Arbeits-
vermittlung, über die Anwerbung im Ausland oder über die
Ausländerbeschäftigung, die Vorschriften des Arbeitsschutz-
rechts oder die arbeitsrechtlichen Pflichten nicht einhält;

2) nach der Gestaltung seiner Betriebsorganisation nicht in 
der Lage ist, die üblichen Arbeitgeberpflichten ordnungs-
gemäß zu erfüllen;

3) mit dem Leiharbeitnehmer wiederholt einen befristeten 
Arbeitsvertrag abschließt, es sei denn, dass sich für die 
Befristung aus der Person des Leiharbeitnehmers ein sach
licher Grund ergibt oder die Befristung ist für einen Arbeits-
vertrag vorgesehen, der unmittelbar an einen mit demsel-
ben Verleiher geschlossenen Arbeitsvertrag anschließt;

4) mit dem Leiharbeitnehmer jeweils unbefristete Arbeitsver-
träge abschließt, diese Verträge jedoch durch Kündigung 
beendet und den Leiharbeitnehmer wiederholt innerhalb 
von drei Monaten nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses
erneut einstellt;

5) die Dauer des Arbeitsverhältnisses mit dem Leiharbeitneh-
mer wiederholt auf die Zeit der erstmaligen Überlassung 
an einen Entleiher beschränkt, es sei denn, der Leiharbeit-
nehmer tritt unmittelbar nach der Überlassung in ein Ar-
beitsverhältnis zu dem Entleiher ein und war dem Verleiher 
von der Bundesanstalt für Arbeit als schwervermittelbar 
vermittelt worden, oder

6) einem Entleiher denselben Leiharbeitnehmer länger als 
24 aufeinander folgende Monate überlässt; der Zeitraum 
einer unmittelbar vorangehenden Überlassung durch einen
anderen Verleiher an denselben Entleiher ist anzurechnen.

Gewerbsmäßige Arbeitnehmerüberlassung in Betriebe des Bau-
gewerbes für Arbeiten, die üblicherweise von Arbeitern verrichtet
werden, ist unzulässig.

Sie ist gestattet
a) zwischen Betrieben des Baugewerbes und anderen Betrieben,

wenn diese Betriebe erfassende, für allgemeinverbindlich erklärte
Tarifverträge dies bestimmen,

b) zwischen Betrieben des Baugewerbes, wenn der verleihende 
Betrieb nachweislich seit mindestens drei Jahren von denselben
Rahmen- und Sozialkassentarifverträgen oder von deren Allge-
meinverbindlichkeit erfasst wird. Abweichend von Satz 2 ist für
Betriebe des Baugewerbes mit Geschäftssitz in einem anderen 
Mitgliedstaat des Europäischen Wirtschaftsraumes gewerbsmä
ßige Arbeitnehmerüberlassung auch gestattet, wenn die auslän
dischen Betriebe nicht von deutschen Rahmen- und Sozialkassen-
tarifverträgen oder für allgemeinverbindlich erklärten Tarifver-
trägen erfasst werden, sie aber nachweislich seit mindestens 
drei Jahren überwiegend Tätigkeiten ausüben, die unter den 
Geltungsbereich derselben Rahmen- und Sozialkassentarifver- 
träge fallen, von denen der Betrieb des Entleihers erfasst wird.

1. Die Erlaubnis oder ihre Verlängerung ist zu versagen, wenn 
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Antragsteller 

1) die für die Ausübung der Tätigkeit nach § 1 erforderliche 
Zuverlässigkeit nicht besitzt, insbesondere weil er die Vor- 
schriften des Sozialversicherungsrechts, über die Einbehal- 
tung und Abführung der Lohnsteuer, über die Arbeitsver- 
mittlung, über die Anwerbung im Ausland oder über die 
Ausländerbeschäftigung, die Vorschriften des Arbeitsschutz-
rechts oder die arbeitsrechtlichen Pflichten nicht einhält;

2) nach der Gestaltung seiner Betriebsorganisation nicht in 
der Lage ist, die üblichen Arbeitgeberpflichten ordnungs
gemäß zu erfüllen;

3) dem Leiharbeitnehmer für die Zeit der Überlassung an 
einen Entleiher die im Betrieb dieses Entleihers für einen 
vergleichbaren Arbeitnehmer des Entleihers geltenden we-
sentlichen Arbeitsbedingungen einschließlich des Arbeits-
entgelts nicht gewährt, es sei denn der Verleiher gewährt 
dem zuvor arbeitslosen Leiharbeitnehmer für die Überlas-
sung an einen Entleiher für die Dauer von insgesamt höch-
stens sechs Wochen mindestens ein Nettoarbeitsentgelt in 
Höhe des Betrages, den der Leiharbeitnehmer zuletzt als 
Arbeitslosengeld erhalten hat; letzteres gilt nicht, wenn 
mit demselben Verleiher bereits ein Leiharbeitsverhältnis 
bestanden hat. Ein Tarifvertrag kann abweichende Regelun-
gen zulassen. Im Geltungsbereich eines solchen Tarifver-
trages können nicht tarifgebundene Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer die Anwendung der tariflichen Regelungen 
vereinbaren.

Anhang 5: Änderungen im Arbeitnehmerüberlassungsgesetz
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2. Die Erlaubnis oder ihre Verlängerung ist ferner zu versagen,
wenn für die Ausübung der Tätigkeit nach § 1 Betriebe, Be-
triebsteile oder Nebenbetriebe vorgesehen sind, die nicht in 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft
oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum liegen.

3. Die Erlaubnis kann versagt werden, wenn der Antragsteller 
nicht Deutscher im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes 
ist oder wenn eine Gesellschaft oder juristische Person den 
Antrag stellt, die entweder nicht nach deutschem Recht ge-
gründet ist oder die weder ihren satzungsmäßigen Sitz noch 
ihre Hauptverwaltung noch ihre Hauptniederlassung im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes hat.

4. Staatsangehörige der Mitgliedstaaten der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft oder eines anderen Vertragsstaates des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum erhalten 
die Erlaubnis unter den gleichen Voraussetzungen wie deut-
sche Staatsangehörige. Den Staatsangehörigen dieser Staaten 
stehen gleich Gesellschaften und juristische Personen, die 
nach den Rechtsvorschriften dieser Staaten gegründet sind 
und ihren satzungsgemäßen Sitz, ihre Hauptverwaltung oder 
ihre Hauptniederlassung innerhalb dieser Staaten haben. So-
weit diese Gesellschaften oder juristische Personen zwar ihren
satzungsmäßigen Sitz, jedoch weder ihre Hauptverwaltung 
noch ihre Hauptniederlassung innerhalb dieser Staaten haben,
gilt Satz 2 nur, wenn ihre Tätigkeit in tatsächlicher und dauer-
hafter Verbindung mit der Wirtschaft eines Mitgliedstaates 
oder eines Vertragsstaates des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum steht.

5. Staatsangehörige anderer als der in Absatz 4 genannten Staa-
ten, die sich aufgrund eines internationalen Abkommens im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes niederlassen und hierbei sowie 
bei ihrer Geschäftstätigkeit nicht weniger günstig behandelt 
werden dürfen als deutsche Staatsangehörige, erhalten die 
Erlaubnis unter den gleichen Voraussetzungen wie deutsche 
Staatsangehörige. Den Staatsangehörigen nach Satz 1 stehen
gleich Gesellschaften, die nach den Rechtsvorschriften des 
anderen Staates gegründet sind.

2. Die Erlaubnis oder ihre Verlängerung ist ferner zu versagen,
wenn für die Ausübung der Tätigkeit nach § 1 Betriebe, Be-
triebsteile oder Nebenbetriebe vorgesehen sind, die nicht in 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft
oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum liegen.

3. Die Erlaubnis kann versagt werden, wenn der Antragsteller 
nicht Deutscher im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes 
ist oder wenn eine Gesellschaft oder juristische Person den 
Antrag stellt, die entweder nicht nach deutschem Recht ge-
gründet ist oder die weder ihren satzungsmäßigen Sitz noch 
ihre Hauptverwaltung noch ihre Hauptniederlassung im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes hat.

4. Staatsangehörige der Mitgliedstaaten der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft oder eines anderen Vertragsstaates des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum erhalten 
die Erlaubnis unter den gleichen Voraussetzungen wie deut-
sche Staatsangehörige. Den Staatsangehörigen dieser Staaten 
stehen gleich Gesellschaften und juristische Personen, die 
nach den Rechtsvorschriften dieser Staaten gegründet sind 
und ihren satzungsgemäßen Sitz, ihre Hauptverwaltung oder 
ihre Hauptniederlassung innerhalb dieser Staaten haben. So-
weit diese Gesellschaften oder juristische Personen zwar ihren
satzungsmäßigen Sitz, jedoch weder ihre Hauptverwaltung 
noch ihre Hauptniederlassung innerhalb dieser Staaten haben,
gilt Satz 2 nur, wenn ihre Tätigkeit in tatsächlicher und dauer-
hafter Verbindung mit der Wirtschaft eines Mitgliedstaates 
oder eines Vertragsstaates des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum steht.

5. Staatsangehörige anderer als der in Absatz 4 genannten Staa-
ten, die sich aufgrund eines internationalen Abkommens im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes niederlassen und hierbei sowie 
bei ihrer Geschäftstätigkeit nicht weniger günstig behandelt 
werden dürfen als deutsche Staatsangehörige, erhalten die 
Erlaubnis unter den gleichen Voraussetzungen wie deutsche 
Staatsangehörige. Den Staatsangehörigen nach Satz 1 stehen
gleich Gesellschaften, die nach den Rechtsvorschriften des 
anderen Staates gegründet sind.
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§ 9 Unwirksamkeit

Unwirksam sind:

1. Verträge zwischen Verleihern und Entleihern sowie zwischen 
Verleihern und Leiharbeitnehmern, wenn der Verleiher nicht 
die nach § 1 erforderliche Erlaubnis hat,

2. wiederholte Befristungen des Arbeitsverhältnisses zwischen 
Verleiher und Leiharbeitnehmer, es sei denn, dass sich für die 
Befristung aus der Person des Leiharbeitnehmers ein sachlicher
Grund ergibt oder die Befristung ist für einen Arbeitsvertrag 
vorgesehen, der unmittelbar an einen mit demselben Verleiher
geschlossenen Arbeitsvertrag anschließt,

3. Kündigungen des Arbeitsverhältnisses zwischen Verleiher und 
Leiharbeitnehmer durch den Verleiher, wenn der Verleiher den
Leiharbeitnehmer wiederholt innerhalb von drei Monaten nach
Beendigung des Arbeitsverhältnisses erneut einstellt,

4. Vereinbarungen, die dem Entleiher untersagen, den Leiharbeit-
nehmer zu einem Zeitpunkt einzustellen, in dem dessen Arbeits-
verhältnis zum Verleiher nicht mehr besteht,

5. Vereinbarungen, die dem Leiharbeitnehmer untersagen, mit 
dem Entleiher zu einem Zeitpunkt, in dem das Arbeitsverhältnis
zwischen Verleiher und Leiharbeitnehmer nicht mehr besteht,
ein Arbeitsverhältnis einzugehen.

§ 10 Rechtsfolgen bei Unwirksamkeit

1. Ist der Vertrag zwischen einem Verleiher und einem Leiharbeit-
nehmer nach § 9 Nr. 1 unwirksam, so gilt ein Arbeitsverhältnis
zwischen Entleiher und Leiharbeitnehmer zu dem zwischen dem
Entleiher und dem Verleiher für den Beginn der Tätigkeit vorge-
sehenen Zeitpunkt als zustande gekommen; tritt die Unwirksam-
keit erst nach Aufnahme der Tätigkeit beim Entleiher ein, so gilt
das Arbeitsverhältnis zwischen Entleiher und Leiharbeitnehmer
mit dem Eintritt der Unwirksamkeit als zustande gekommen. Das
Arbeitsverhältnis nach Satz 1 gilt als befristet, wenn die Tätig-
keit des Leiharbeitnehmers bei dem Entleiher nur befristet vor-
gesehen war und ein die Befristung des Arbeitsverhältnisses 
sachlich rechtfertigender Grund vorliegt. Für das Arbeitsverhältnis
nach Satz 1 gilt die zwischen dem Verleiher und dem Entleiher
vorgesehene Arbeitszeit als vereinbart. Im übrigen bestimmen 
sich Inhalt und Dauer dieses Arbeitsverhältnisses nach den für 
den Betrieb des Entleihers geltenden Vorschriften und sonstigen
Regelungen; sind solche nicht vorhanden, gelten diejenigen 
vergleichbarer Betriebe. Der Leiharbeitnehmer hat gegen den 
Entleiher mindestens Anspruch auf das mit dem Verleiher ver-
einbarte Arbeitsentgelt.

Unwirksam sind:

1. Verträge zwischen Verleihern und Entleihern sowie zwischen 
Verleihern und Leiharbeitnehmern, wenn der Verleiher nicht 
die nach § 1 erforderliche Erlaubnis hat,

2. Vereinbarungen, die für den Leiharbeitnehmer für die Zeit 
der Überlassung an einen Entleiher schlechtere als die im 
Betrieb des Entleihers für einen vergleichbaren Arbeitnehmer
des Entleihers geltenden wesentlichen Arbeitsbedingungen 
einschließlich des Arbeitsentgelts vorsehen, es sei denn der 
Verleiher gewährt dem zuvor arbeitslosen Leiharbeitnehmer 
für die Überlassung an einen Entleiher für die Dauer von 
insgesamt höchstens sechs Wochen mindestens ein Netto-
arbeitsentgelt in Höhe des Betrages, den der Leiharbeit-
nehmer zuletzt als Arbeitslosengeld erhalten hat; letzteres 
gilt nicht, wenn mit demselben Verleiher bereits ein Leih-
arbeitsverhältnis bestanden hat; ein Tarifvertrag kann abwei-
chende Regelungen zulassen; im Geltungsbereich eines 
solchenTarifvertrages können nicht tarifgebundene Arbeit-
geber und Arbeitnehmer die Anwendung der tariflichen Re-
gelungen vereinbaren.

4. Vereinbarungen, die dem Entleiher untersagen, den Leiharbeit-
nehmer zu einem Zeitpunkt einzustellen, in dem dessen Arbeits-
verhältnis zum Verleiher nicht mehr besteht,

5. Vereinbarungen, die dem Leiharbeitnehmer untersagen, mit 
dem Entleiher zu einem Zeitpunkt, in dem das Arbeitsverhältnis
zwischen Verleiher und Leiharbeitnehmer nicht mehr besteht,
ein Arbeitsverhältnis einzugehen.

1. Ist der Vertrag zwischen einem Verleiher und einem Leiharbeit-
nehmer nach § 9 Nr. 1 unwirksam, so gilt ein Arbeitsverhältnis
zwischen Entleiher und Leiharbeitnehmer zu dem zwischen dem
Entleiher und dem Verleiher für den Beginn der Tätigkeit vorge-
sehenen Zeitpunkt als zustande gekommen; tritt die Unwirksam-
keit erst nach Aufnahme der Tätigkeit beim Entleiher ein, so gilt
das Arbeitsverhältnis zwischen Entleiher und Leiharbeitnehmer
mit dem Eintritt der Unwirksamkeit als zustande gekommen. Das
Arbeitsverhältnis nach Satz 1 gilt als befristet, wenn die Tätig-
keit des Leiharbeitnehmers bei dem Entleiher nur befristet vor-
gesehen war und ein die Befristung des Arbeitsverhältnisses 
sachlich rechtfertigender Grund vorliegt. Für das Arbeitsverhältnis
nach Satz 1 gilt die zwischen dem Verleiher und dem Entleiher
vorgesehene Arbeitszeit als vereinbart. Im übrigen bestimmen 
sich Inhalt und Dauer dieses Arbeitsverhältnisses nach den für 
den Betrieb des Entleihers geltenden Vorschriften und sonstigen
Regelungen; sind solche nicht vorhanden, gelten diejenigen 
vergleichbarer Betriebe. Der Leiharbeitnehmer hat gegen den 
Entleiher mindestens Anspruch auf das mit dem Verleiher ver-
einbarte Arbeitsentgelt.
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2. Der Leiharbeitnehmer kann im Fall der Unwirksamkeit seines 
Vertrags mit dem Verleiher von diesem Ersatz des Schadens 
verlangen, den er dadurch erleidet, dass er auf die Gültigkeit 
des Vertrags vertraut. Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn der
Leiharbeitnehmer den Grund der Unwirksamkeit kannte.

3. Zahlt der Verleiher das vereinbarte Arbeitsentgelt oder Teile 
des Arbeitsentgelts an den Leiharbeitnehmer, obwohl der Ver-
trag nach § 9 Nr. 1 unwirksam ist, so hat er auch sonstige Teile
des Arbeitsentgelts, die bei einem wirksamen Arbeitsvertrag 
für den Leiharbeitnehmer an einen anderen zu zahlen wären,
an den anderen zu zahlen. Hinsichtlich dieser Zahlungspflicht 
gilt der Verleiher neben dem Entleiher als Arbeitgeber; beide 
haften insoweit als Gesamtschuldner.

4. In den Fällen des § 9 Nr. 3 ist der Anspruch des Leiharbeitneh-
mers auf Arbeitsentgelt nicht von seinem Angebot zur Arbeits-
leistung abhängig; § 11 des Kündigungsschutzgesetzes gilt 
entsprechend. Entsprechendes gilt für die Zeit nach Ablauf 
der Frist, wenn eine Befristung nach § 9 Nr. 2 unwirksam ist. 

5. Bei einer nach § 3 Abs. 1 Nr. 6 länger als zwölf aufeinander 
folgende Monate dauernden Überlassung desselben Leiharbeit-
nehmers an einen Entleiher hat der Verleiher nach Ablauf des 
zwölften Monats dem Leiharbeitnehmer die im Betrieb des 
Entleihers für vergleichbare Arbeitnehmer des Entleihers gel-
tenden Arbeitsbedingungen einschließlich des Arbeitsentgelts 
zu gewähren; Absatz 1 Satz 5 gilt entsprechend.

§ 11 Sonstige Vorschriften über das Leiharbeitsverhältnis

1. Der Verleiher ist verpflichtet, den wesentlichen Inhalt des Ar-
beitsverhältnisses in eine von ihm zu unterzeichnende Urkunde
aufzunehmen; die elektronische Form ist ausgeschlossen. In 
der Urkunde sind anzugeben:
1) Firma und Anschrift des Verleihers, die Erlaubnisbehörde 

sowie Ort und Datum der Erteilung der Erlaubnis nach § 1,
2) Vor- und Familiennamen, Wohnort und Wohnung, Tag 

und Ort der Geburt des Leiharbeitnehmers,
3) eine kurze Charakterisierung oder Beschreibung der von 

dem Leiharbeitnehmer zu leistenden Tätigkeit, dafür erfor-
derliche Qualifikationen, ein Hinweis darauf, dass der 
Arbeitnehmer an verschiedenen Orten beschäftigt wird, 
etwaige Pflicht zur auswärtigen Leistung,

4) Beginn und Dauer des Arbeitsverhältnisses, Gründe für 
eine Befristung,

5) Fristen für die Kündigung des Arbeitsverhältnisses,
6) die Zusammensetzung und Höhe des Arbeitsentgelts ein-

schließlich der Zuschläge, Zulagen, Prämien und Sonder-
zahlungen sowie anderer Bestandteile des Arbeitsentgelts
und deren Fälligkeit,

7) Leistungen bei Krankheit, Urlaub und vorübergehender 
Nichtbeschäftigung,

8) Zeitpunkt und Ort der Begründung des Arbeitsverhältnisses,
9) die Dauer des jährlichen Erholungsurlaubs,
10) die vereinbarte Arbeitszeit,

2. Der Leiharbeitnehmer kann im Fall der Unwirksamkeit seines 
Vertrags mit dem Verleiher nach § 9 Nr. 1 von diesem Ersatz
des Schadens verlangen, den er dadurch erleidet, dass er auf 
die Gültigkeit des Vertrags vertraut. Die Ersatzpflicht tritt nicht 
ein, wenn der Leiharbeitnehmer den Grund der Unwirksamkeit
kannte.

3. Zahlt der Verleiher das vereinbarte Arbeitsentgelt oder Teile 
des Arbeitsentgelts an den Leiharbeitnehmer, obwohl der Ver-
trag nach § 9 Nr. 1 unwirksam ist, so hat er auch sonstige Teile
des Arbeitsentgelts, die bei einem wirksamen Arbeitsvertrag 
für den Leiharbeitnehmer an einen anderen zu zahlen wären,
an den anderen zu zahlen. Hinsichtlich dieser Zahlungspflicht 
gilt der Verleiher neben dem Entleiher als Arbeitgeber; beide 
haften insoweit als Gesamtschuldner.

4. Der Leiharbeitnehmer kann im Falle der Unwirksamkeit der 
Vereinbarung mit dem Verleiher nach § 9 Nr. 2 von diesem die
Gewährung der im Betrieb des Entleihers für einen vergleich-
baren Arbeitnehmer des Entleihers geltenden wesentlichen 
Arbeitsbedingungen einschließlich des Arbeitsentgelts verlangen.

1. Der Nachweis der wesentlichen Vertragsbedingungen des 
Leiharbeitsverhältnisses richtet sich nach den Bestimmungen 
des Nachweisgesetzes. Zusätzlich zu den in § 2 Abs. 1 des 
Nachweisgesetzes genannten Angaben sind in die Niederschrift

aufzunehmen:
1) Firma und Anschrift des Verleihers, die Erlaubnisbehörde 

sowie Ort und Datum der Erteilung der Erlaubnis nach § 1,
2) Art und Höhe der Leistungen für Zeiten, in denen der 

Leiharbeitnehmer nicht verliehen ist.

2. Der Verleiher ist ferner verpflichtet, dem Leiharbeitnehmer bei
Vertragsschluss ein Merkblatt der Erlaubnisbehörde über den 
wesentlichen Inhalt dieses Gesetzes auszuhändigen. Nicht-
deutsche Leiharbeitnehmer erhalten das Merkblatt und den 
Nachweis nach Absatz 1 auf Verlangen in ihrer Muttersprache.
Die Kosten des Merkblatts trägt der Verleiher.

3. Der Verleiher hat den Leiharbeitnehmer unverzüglich über den
Zeitpunkt des Wegfalls der Erlaubnis zu unterrichten. In den 
Fällen der Nichtverlängerung (§ 2 Abs. 4 Satz 3), der Rücknahme
(§ 4) oder des Widerrufs (§ 5) hat er ihn ferner auf das vor
aussichtliche Ende der Abwicklung (§ 2 Abs. 4 Satz 4) und die 
gesetzliche Abwicklungsfrist (§ 2 Abs. 4 Satz 4 letzter Halbsatz) 
hinzuweisen.
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11) der in allgemeiner Form gehaltene Hinweis auf die Tarif-
verträge und Betriebsvereinbarungen, die auf das Leih-
arbeitsverhältnis anzuwenden sind,

12) die Angaben nach § 2 Abs. 2 des Nachweisgesetzes, wenn
der Leiharbeitnehmer länger als einen Monat seine Arbeits-
leistung außerhalb der Bundesrepublik Deutschland zu er-
bringen hat.

Weitere Abreden können in die Urkunde aufgenommen werden.
Die Verpflichtung zur Ausstellung der Urkunde nach Satz 1 
entfällt, wenn das Arbeitsverhältnis durch eine schriftliche 
Vereinbarung begründet wird, welche die in Satz 2 geforder-
ten Angaben enthält. Der Verleiher hat dem Leiharbeitnehmer
die Urkunde nach Satz 1 oder nach Satz 4 vor Beginn der Be-
schäftigung, bei einer Auslandstätigkeit des Leiharbeitnehmers
spätestens vor der Abreise auszuhändigen und eine Durchschrift
drei Jahre lang aufzubewahren. Der Verleiher hat jede Änderung
der Angaben nach Satz 2 in eine von ihm zu unterzeichnende 
Urkunde oder eine schriftliche Vereinbarung aufzunehmen, sie
unverzüglich dem Leiharbeitnehmer mitzuteilen und eine Durch-
schrift ebenfalls drei Jahre lang aufzubewahren. 

2. Der Verleiher ist ferner verpflichtet, dem Leiharbeitnehmer bei 
Vertragsschluss ein Merkblatt der Erlaubnisbehörde über den
wesentlichen Inhalt dieses Gesetzes auszuhändigen. Nicht-
deutsche Leiharbeitnehmer erhalten das Merkblatt und die 
Urkunde nach Absatz 1 in ihrer Muttersprache. Die Kosten des
Merkblatts trägt der Verleiher.

3. Der Verleiher hat den Leiharbeitnehmer unverzüglich über den
Zeitpunkt des Wegfalls der Erlaubnis zu unterrichten. In den 
Fällen der Nichtverlängerung (§ 2 Abs. 4 Satz 3), der Rücknahme
(§ 4) oder des Widerrufs (§ 5) hat er ihn ferner auf das voraus-
sichtliche Ende der Abwicklung (§ 2 Abs. 4 Satz 4) und die ge-
setzliche Abwicklungsfrist (§ 2 Abs. 4 Satz 4 letzter Halbsatz) 
hinzuweisen.

4. § 622 Abs. 5 Nr. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist nicht auf 
Arbeitsverhältnisse zwischen Verleihern und Leiharbeitnehmern
anzuwenden. Das Recht des Leiharbeitnehmers auf Vergütung 
bei Annahmeverzug des Verleihers (§ 615 Satz 1 des Bürger-
lichen Gesetzbuchs) kann nicht durch Vertrag aufgehoben oder
beschränkt werden; § 615 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs
bleibt unberührt.

5. Der Leiharbeitnehmer ist nicht verpflichtet, bei einem Entleiher
tätig zu sein, soweit dieser durch einen Arbeitskampf unmittel-
bar betroffen ist. In den Fällen eines Arbeitskampfs nach Satz 1
hat der Verleiher den Leiharbeitnehmer auf das Recht, die Ar-
beitsleistung zu verweigern, hinzuweisen.

4. § 622 Abs. 5 Nr. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist nicht auf 
Arbeitsverhältnisse zwischen Verleihern und Leiharbeitnehmern
anzuwenden. Das Recht des Leiharbeitnehmers auf Vergütung 
bei Annahmeverzug des Verleihers (§ 615 Satz 1 des Bürger-
lichen Gesetzbuchs) kann nicht durch Vertrag aufgehoben oder
beschränkt werden; § 615 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs
bleibt unberührt.

5. Der Leiharbeitnehmer ist nicht verpflichtet, bei einem Entleiher
tätig zu sein, soweit dieser durch einen Arbeitskampf unmittel-
bar betroffen ist. In den Fällen eines Arbeitskampfs nach Satz 1
hat der Verleiher den Leiharbeitnehmer auf das Recht, die 
Arbeitsleistung zu verweigern, hinzuweisen.

6. Die Tätigkeit des Leiharbeitnehmers bei dem Entleiher unter-
liegt den für den Betrieb des Entleihers geltenden öffentlich-
rechtlichen Vorschriften des Arbeitsschutzrechts; die hieraus 
sich ergebenden Pflichten für den Arbeitgeber obliegen dem 
Entleiher unbeschadet der Pflichten des Verleihers. Insbesondere
hat der Entleiher den Leiharbeitnehmer vor Beginn der Be-
schäftigung und bei Veränderungen in seinem Arbeitsbereich 
über Gefahren für Sicherheit und Gesundheit, denen er bei der
Arbeit ausgesetzt sein kann, sowie über die Maßnahmen und 
Einrichtungen zur Abwendung dieser Gefahren zu unterrichten.
Der Entleiher hat den Leiharbeitnehmer zusätzlich über die 
Notwendigkeit besonderer Qualifikationen oder beruflicher
Fähigkeiten oder einer besonderen ärztlichen Überwachung so-
wie über erhöhte besondere Gefahren des Arbeitsplatzes zu 
unterrichten.

7. Hat der Leiharbeitnehmer während der Dauer der Tätigkeit bei
dem Entleiher eine Erfindung oder einen technischen Verbes-
serungsvorschlag gemacht, so gilt der Entleiher als Arbeitgeber
im Sinne des Gesetzes über Arbeitnehmererfindungen.



6. Die Tätigkeit des Leiharbeitnehmers bei dem Entleiher unter-
liegt den für den Betrieb des Entleihers geltenden öffentlich-
rechtlichen Vorschriften des Arbeitsschutzrechts; die hieraus 
sich ergebenden Pflichten für den Arbeitgeber obliegen dem 
Entleiher unbeschadet der Pflichten des Verleihers. Insbesondere
hat der Entleiher den Leiharbeitnehmer vor Beginn der Be-
schäftigung und bei Veränderungen in seinem Arbeitsbereich 
über Gefahren für Sicherheit und Gesundheit, denen er bei der
Arbeit ausgesetzt sein kann, sowie über die Maßnahmen und 
Einrichtungen zur Abwendung dieser Gefahren zu unterrichten.
Der Entleiher hat den Leiharbeitnehmer zusätzlich über die 
Notwendigkeit besonderer Qualifikationen oder beruflicher 
Fähigkeiten oder einer besonderen ärztlichen Überwachung so-
wie über erhöhte besondere Gefahren des Arbeitsplatzes zu 
unterrichten.

7. Hat der Leiharbeitnehmer während der Dauer der Tätigkeit bei
dem Entleiher eine Erfindung oder einen technischen Verbes-
serungsvorschlag gemacht, so gilt der Entleiher als Arbeitgeber
im Sinne des Gesetzes über Arbeitnehmererfindungen.

§ 12 Rechtsbeziehungen zwischen Verleiher und Entleiher

1. Der Vertrag zwischen dem Verleiher und dem Entleiher bedarf 
der Schriftform. In der Urkunde hat der Verleiher zu erklären,
ob er die Erlaubnis nach § 1 besitzt. Der Entleiher hat in der 
Urkunde zu erklären, welche besonderen Merkmale die für den
Leiharbeitnehmer vorgesehene Tätigkeit hat und welche beruf-
liche Qualifikation dafür erforderlich ist.

2. Der Verleiher hat den Entleiher unverzüglich über den Zeitpunkt 
des Wegfalls der Erlaubnis zu unterrichten. In den Fällen der 
Nichtverlängerung (§ 2 Abs. 4 Satz 3), der Rücknahme (§ 4) 
oder des Widerrufs (§ 5) hat er ihn ferner auf das voraussicht-
liche Ende der Abwicklung (§ 2 Abs. 4 Satz 4) und die gesetz-
liche Abwicklungsfrist (§ 2 Abs. 4 Satz 4 letzter Halbsatz) hin-
zuweisen.

3. Der Verleiher hat dem Entleiher die für die Meldung nach 
§ 28a Viertes Buch Sozialgesetzbuch erforderlichen Angaben zu 
machen.

§ 13 (weggefallen)

1. Der Vertrag zwischen dem Verleiher und dem Entleiher bedarf 
der Schriftform. In der Urkunde hat der Verleiher zu erklären,
ob er die Erlaubnis nach § 1 besitzt. Der Entleiher hat in der 
Urkunde anzugeben, welche besonderen Merkmale die für 
den Leiharbeitnehmer vorgesehene Tätigkeit hat und welche 
berufliche Qualifikation dafür erforderlich ist, sowie welche 
im Betrieb des Entleihers für einen vergleichbaren Arbeitnehmer
des Entleihers wesentlichen Arbeitsbedingungen einschließlich
des Arbeitsentgelts gelten.

2. Der Verleiher hat den Entleiher unverzüglich über den Zeit-
punkt des Wegfalls der Erlaubnis zu unterrichten. In den Fällen
der Nichtverlängerung (§ 2 Abs. 4 Satz 3), der Rücknahme 
(§ 4) oder des Widerrufs (§ 5) hat er ihn ferner auf das vor
aussichtliche Ende der Abwicklung (§ 2 Abs. 4 Satz 4) und die 
gesetzliche Abwicklungsfrist (§ 2 Abs. 4 Satz 4 letzter Halbsatz)
hinzuweisen.

§ 13 Auskunftsanspruch des Leiharbeitnehmers

Der Leiharbeitnehmer kann im Fall der Überlassung von seinem
Entleiher Auskunft über die im Betrieb des Entleihers für einen
vergleichbaren Arbeitnehmer des Entleihers geltenden wesent-
lichen Arbeitsbedingungen einschließlich des Arbeitsentgelts ver-
langen.
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§ 16 Ordnungswidrigkeiten

1. Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1) entgegen § 1 einen Leiharbeitnehmer einem Dritten ohne 

Erlaubnis überlässt,
1a) einen ihm von einem Verleiher ohne Erlaubnis überlassenen

Leiharbeitnehmer tätig werden lässt,
1b) entgegen § 1b Satz 1 gewerbsmäßig Arbeitnehmer über-

lässt oder tätig werden lässt,
2) einen ihm überlassenen ausländischen Leiharbeitnehmer,

der eine erforderliche Genehmigung nach § 284 Abs. 1 
Satz 1 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch nicht besitzt,
tätig werden lässt,

2a) eine Anzeige nach § 1a nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig erstattet,

3) einer Auflage nach § 2 Abs. 2 nicht, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig nachkommt,

4) eine Anzeige nach § 7 Abs. 1 nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet,

5) eine Auskunft nach § 7 Abs. 2 Satz 1 nicht, nicht richtig,
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt,

6) seiner Aufbewahrungspflicht nach § 7 Abs. 2 Satz 4 oder 
nach § 11 Abs. 1 Satz 5 nicht nachkommt,

7) eine statistische Meldung nach § 8 Abs. 1 nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt,

7a) entgegen § 10 Abs. 5 eine Arbeitsbedingung nicht gewährt,
8) einer Pflicht nach § 11 Abs. 1 Satz 1, 2, 5 oder 6 oder 

Abs. 2 nicht nachkommt,
9) einen Leiharbeitnehmer länger als 24 aufeinander folgende

Monate bei einem Dritten tätig werden lässt.

2. Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 1 bis 1b kann mit einer
Geldbuße bis zu fünfundzwanzigtausend Euro, die Ordnungs-
widrigkeit nach Absatz 1 Nr. 2 mit einer Geldbuße bis zu fünf-
hunderttausend Euro, die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 
Nr. 2a, 3, 7a und 9 mit einer Geldbuße bis zu zweitausendfünf-
hundert Euro, die Ordnungswidrigkeit nach Absatz1 Nr. 4 bis 8
mit einer Geldbuße bis zu fünfhundert Euro geahndet werden.

3. Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Ge- 
setzes über Ordnungswidrigkeiten sind die Hauptstelle der Bun-
desanstalt für Arbeit, die Landesarbeitsämter und die Arbeits-
ämter jeweils für ihren Geschäftsbereich.

4. §§ 66 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch gilt entsprechend.

5. Die Geldbußen fließen in die Kasse der zuständigen Verwaltungs-
behörde. Sie trägt abweichend von § 105 Abs. 2 des Gesetzes
über Ordnungswidrigkeiten die notwendigen Auslagen und ist 
auch ersatzpflichtig im Sinne des § 110 Abs. 4 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten.

1. Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1) entgegen § 1 einen Leiharbeitnehmer einem Dritten ohne 

Erlaubnis überlässt,
1a) einen ihm von einem Verleiher ohne Erlaubnis überlassenen

Leiharbeitnehmer tätig werden lässt,
1b) entgegen § 1b Satz 1 gewerbsmäßig Arbeitnehmer über-

lässt oder tätig werden lässt,
2) einen ihm überlassenen ausländischen Leiharbeitnehmer,

der eine erforderliche Genehmigung nach § 284 Abs. 1 
Satz 1 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch nicht besitzt,
tätig werden lässt,

2a) eine Anzeige nach § 1a nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig erstattet,

3) einer Auflage nach § 2 Abs. 2 nicht, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig nachkommt,

4) eine Anzeige nach § 7 Abs. 1 nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet,

5) eine Auskunft nach § 7 Abs. 2 Satz 1 nicht, nicht richtig,
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt,

6) seiner Aufbewahrungspflicht nach § 7 Abs. 2 Satz 4 oder 
nach § 11 Abs. 1 Satz 5 nicht nachkommt,

7) eine statistische Meldung nach § 8 Abs. 1 nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt,

8) einer Pflicht nach § 11 Abs. 1 oder Abs. 2 nicht nachkommt.

2. Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 1 bis 1b kann mit 
einer Geldbuße bis zu fünfundzwanzigtausend Euro, die Ord-
nungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 2 mit einer Geldbuße bis 
zu fünfhunderttausend Euro, die Ordnungswidrigkeit nach 
Absatz 1 Nr. 2a und 3 mit einer Geldbuße bis zu zweitausend
fünfhundert Euro, die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 4 
bis 8 mit einer Geldbuße bis zu fünfhundert Euro geahndet 
werden.

3. Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Ge-
setzes über Ordnungswidrigkeiten sind die Hauptstelle der Bun-
desanstalt für Arbeit, die Landesarbeitsämter und die Arbeits-
ämter jeweils für ihren Geschäftsbereich.

4. §§ 66 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch gilt entsprechend.

5. Die Geldbußen fließen in die Kasse der zuständigen Verwaltungs-
behörde. Sie trägt abweichend von § 105 Abs. 2 des Gesetzes
über Ordnungswidrigkeiten die notwendigen Auslagen und ist 
auch ersatzpflichtig im Sinne des § 110 Abs. 4 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten.

§ 19 Übergangsvorschrift

Die §§ 1 Abs. 2, 1b Satz 2, 3, 9, 10, 12, 13 und 16 in der vor dem
(Einsetzen: Datum des In-Kraft-Tretens) geltenden Fassung sind
auf Leiharbeitsverhältnisse, die vor dem 1. Januar 2004 begründet
worden sind, bis zum 31. Dezember 2003 weiterhin anzuwenden.
Dies gilt nicht für Leiharbeitsverhältnisse im Geltungsbereich eines
nach dem 15. November 2002 in Kraft tretenden Tarifvertrages,
der die wesentlichen Arbeitsbedingungen einschließlich des Arbeits-
entgelts im Sinne der §§ 3 Abs. 1 Nr. 3 und 9 Nr. 2 regelt.
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Anhang 6

BESCHLUSS

Der DGB-Bundesausschuss hat am 5. März 2003 – auf Empfehlung des DGB-Bundesvorstandes – einstimmig folgende Richtlinie gemäß 
§ 8 Ziff. 3 i der DGB-Satzung über die Organisationszuständigkeit der DGB-Mitgliedsgewerkschaften für Arbeitnehmer / innen aus Betrieben der
Zeit- und Leiharbeit beschlossen:

Richtlinie
über die Organisationszuständigkeit der DGB-Mitgliedsgewerkschaften für Arbeitnehmer / innen aus Betrieben 
der Zeit- und Leiharbeit (RL Organisationszuständigkeit Zeit- und Leiharbeit)

1. Für Arbeitnehmer / innen, die von einem Verleihbetrieb an Betriebe und/oder Verwaltungen (Entleihbetrieb) zur Arbeitsleistung überlassen sind,
ist die DGB-Mitgliedsgewerkschaft zuständig, die nach ihrer Satzung für den Entleihbetrieb zuständig ist.

2. Für die Arbeitnehmer / innen eines Betriebes der Zeit- und Leiharbeit (Verleihbetrieb), die nicht Dritten zur Arbeitsleistung überlassen werden 
(im folgenden Stammbelegschaft genannt) ist in der Regel ver.di zuständig.

Für die Stammbelegschaft eines Verleihbetriebes, der ausschließlich oder ganz überwiegend an ein Unternehmen oder an Unternehmen einer 
Branche Arbeitnehmüberlassung betreibt, ist die Mitgliedsgewerkschaft des DGB zuständig, die nach ihrer Satzung für den Entleihbetrieb oder 
die Branche zuständig ist.

3. Für die Stammbeschäftigten einer Personal-Service-Agentur (PSA) gilt Ziffer 2. entsprechend.

Wechseln entliehene Arbeitnehmer/ innen einer PSA den Entleihbetrieb, können sie – bis zurEinstellung in dem Entleihbetrieb – zunächst auch 
Mitglied der DGB-Gewerkschaft bleiben, der sie zum Zeitpunkt des Anstellungsverhältnisses mit der PSA angehören. Ein Wechsel in eine andere
DGB-Mitgliedgewerkschaft ist nicht erforderlich, da sie unter den Geltungsbereich des PSA-Tarifvertrages fallen.

Begründung:

1. Über die Organisationszuständigkeit für Betriebe der Zeit- und Leiharbeit besteht innerhalb des DGB keine eindeutige Regelung in den 
Satzungen der DGB-Mitgliedsgewerkschaften. Organisationspolitisch ist es sinnvoll, die Entleihkräfte und die Stammbelegschaften zu unter-
scheiden. Die entliehenen Zeit- und Leiharbeiter/innen (Entleihkräfte) sollen richtigerweise so behandelt werden, als ob sie Beschäftigte des 
Entleihbetriebes wären.

Damit ist für die entliehenen Arbeitnehmer/innen diejenige DGB-Einzelgewerkschaft zuständig, die für den Entleihbetrieb oder die entspre-
chende Branche zuständig ist.

2. Um zu vermeiden, dass es in Zukunft grundsätzliche Konflikte gibt  – und anstelle von Abgrenzungsstreitigkeiten gemeinsame Anstrengungen 
unternommen werden, den Organisationsgrad bei Zeit- und Leiharbeitnehmer / innen zu verbessern  – haben alle Gewerkschaften verabredet,
dem DGB-Bundesausschuss diese, für alle Gewerkschaften bindende, Richtlinie nach § 8 Ziff. 3 i der DGB-Satzung zur Beschlussfassung vor-
zuschlagen.

Auf Satzungsänderungen, wie sie von einigen Gewerkschaften geplant waren, soll dadurch verzichtet werden.

3. Durch das Erste und Zweite Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt wurden auch das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz (AÜG) 
und das SGB III geändert. Eine wesentliche Änderung im AÜG ist die Festschreibung des Gleichbehandlungsgrundsatzes. Für die entliehenen 
Arbeitnehmer / innen gilt ab 1.1.2003 grundsätzlich das Prinzip gleichwertiger Arbeits- und Entlohnungsbedingungen. Entliehene Arbeitnehmer /
innen (Entleihkräfte) sind danach den Belegschaften der Entleihbetriebe gleichgestellt.

4. Eine wesentliche Änderung im SGB III betrifft die Errichtung von Personal-Service-Agenturen (PSA).

In jedem Arbeitsamtbezirk sollen auf privat- oder öffentlich-rechtlicher Grundlage Personal-Service-Agenturen in Form eigenständiger Firmen,
z.B. einer GmbH, gebildet werden. Ihr Betriebszweck ist die dauerhafte Vermittlung bestimmter Arbeitslosengruppen in die Entleihbetriebe 
(“Klebeeffekt”).
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Anhang 6: Richtlinie über die Organisationszuständigkeit der DGB-Mitgliedsgewerkschaften für Arbeitnehmer / innen  
aus Betrieben der Zeit- und Leiharbeit (RL Organisationszuständigkeit Zeit- und Leiharbeit)

Diese PSA-Firmen können als eigenständige Unternehmen oder als rechtlich selbstständige Einheiten bestehender Verleihfirmen auftreten.
In verleihfreien Zeiten sollen die PSA-Beschäftigten qualifiziert werden. Die PSA-Firmen können außerdem einen kleinen Kreis fest angestellter 
Mitarbeiter / innen (Stammbelegschaft) haben, die für die Vermittlung und Qualifizierung zuständig sind.

5. Für alle Beschäftigten der PSA-Firmen (sowie der kommerziellen Leih- und Zeitarbeitsfirmen) haben alle im DGB zusammengeschlossenen 
Gewerkschaften im Bundesvorstand einstimmig beschlossen, eine Tarifgemeinschaft unter koordinierender Federführung des DGB zu bilden.

Die abzuschließenden Tarifverträge gelten für alle Gewerkschaftsmitglieder, unabhängig in welcher DGB-Einzelgewerkschaft sie organisiert sind.

6. Der gewerkschaftliche Organisationsgrad in den bestehenden Zeit- wie Leiharbeitsfirmen ist noch sehr gering. Betriebsräte gibt es nicht überall.
Entweder sind die Firmen gar nicht oder in dem Verband BZA oder der IGZ organisiert. Tarifverträge unterschiedlicher Qualität gibt es u.a. mit 
Randstad und Adecco. Es gibt – unabhängig von PSA – heute schon Firmen, die ausschließlich für bestimmte Branchen oder Betriebe Zeitarbeit
anbieten – oder innerhalb eines Konzernverbundes diese Leistungen anbieten. Daneben sind Anbieter wie Randstad oder Adecco in mehreren 
Branchen tätig, regional jedoch meist vorwiegend für eine Branche, z.B. Öffentlicher Dienst, Chemie, Metall etc.

Die Richtlinie unterstützt die Bemühungen aller Gewerkschaften, entliehene Arbeitnehmer/innen in den Betrieben zu werben, an die sie zur
Arbeitsleistung überlassen werden.



F Flächentarifverträge 
für die Zeitarbeitsbranche

1. Tarifverträge zur Zeitarbeit zwischen dem 
Bundesverband Zeitarbeit Personal-Dienstleistung e.V.
(BZA) und der DGB-Tarifgemeinschaft

Verhandlungsergebnis vom 16. Juli 2003

Manteltarifvertrag Zeitarbeit vom 22. Juli 2003

Entgeltrahmentarifvertrag Zeitarbeit vom 22. Juli 2003 

Entgelttarifvertrag Zeitarbeit vom 22. Juli 2003

Protokollerklärung zur Beschäftigungssicherung
vom 22. Juli 2003
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Verhandlungsergebnis

zwischen dem

Bundesverband Zeitarbeit Personal-Dienstleistungen e.V. (BZA)
Prinz Albert Straße 73, 53113 Bonn

und den unterzeichnenden Mitgliedsgewerkschaften des DGB

Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie (IG BCE)
Königsworther Platz 6, 30167 Hannover

Gewerkschaft Nahrung – Genuss – Gaststätten (NGG)
Haubachstraße 76, 22765 Hamburg

IG Metall
Lyoner Straße 32, 60528 Frankfurt am Main

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW)
Reifenbergerstraße 21, 60489 Frankfurt am Main

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft e.V. (ver.di)
Potsdamer Platz 10, 10785 Berlin

Industriegewerkschaft Bauen – Agrar – Umwelt (IG BAU)
Olof-Palme-Straße 19, 60439 Frankfurt am Main

TRANSNET
Weilburger Straße 24, 60326 Frankfurt am Main

Gewerkschaft der Polizei (GdP)
Forststraße 3a, 40721 Hilden

1. Die Tarifvertragsparteien haben entsprechend dem Verhand-
lungsergebnis vom 11. Juni 2003 die am 11. Juni 2003 und 
26. Mai 2003 vereinbarten Tarifvertragstexte redaktionell über
arbeitet und letzte offene Fragen geregelt.

2. Die anliegenden Texte der Tarifverträge “Manteltarifvertrag 
Zeitarbeit“, “Entgeltrahmentarifvertrag“ und “Entgelttarifver-
trag“ sowie die “Protokollerklärung der Tarifvertragsparteien 
Zeitarbeit zur Beschäftigungssicherung“ vom 22. Juli 2003 sind
Bestandteil des Verhandlungsergebnisses.

3. Die Tarifvertragsvertragsparteien bestätigen ihre Vereinbarung,
bis zum In-Kraft-Treten dieses Tarifvertrages gemeinsam ein 
Angebot für eine Insolvenzsicherung zu entwickeln. Die Arbeit-
geberseite wird bis Ende Oktober einen entsprechenden Vor-
schlag unterbreiten.

4. Die Tarifvertragsparteien werden zudem wie vereinbart für die 
Zeit bis zum In-Kraft-Treten des Tarifwerks Zeitarbeit eine ge-
meinsame Clearingstelle einrichten, die auftretende Auslegungs-
und Anwendungsfragen zwischen den Tarifvertragsparteien aus 

den Tarifverträgen auf dem Boden der Verhandlungsergebnisse 
einer möglichst einverständlichen Lösung zuführen soll. Diese 
tritt auf Antrag einer Partei in der Besetzung 4 : 4 zusammen.
Die Tarifvertragsparteien werden prüfen, ob mit Wirkung ab 
1. Januar 2004 eine tarifliche Schieds- oder Schlichtungsstelle 
eingerichtet werden soll.

5. Die Tarifvertragsparteien werden eine gemeinsame Beispiels-
rechnung zur Anwendung des § 8.6 des Manteltarifvertrages 
erstellen.

6. Dieses Verhandlungsergebnis fasst die bisherigen Verhand-
lungsergebnisse zusammen.

7. Die Erklärungsfrist läuft unverändert bis 21. Juli 2003, 24.00Uhr.
Schweigen gilt als Zustimmung.

Hamburg, den 16. Juli 2003

Bundesverband Zeitarbeit Personal-Dienstleistung e.V. (BZA)
Ernst Vollbracht · Gert Denkhaus · Jürgen Uhlemann

und

Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie (IG BCE)
Werner Bischoff · Holger Nieden

Gewerkschaft Nahrung – Genuss – Gaststätten (NGG)
Franz-Josef Möllenberg · Gerd Pohl

IG Metall
Jürgen Peters · Armin Schild

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW)
Dr. Eva-Maria Stange · Heiko Gosch

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft e.V. (ver.di)
Dorothea Müller · Jörg Wiedemuth

Industriegewerkschaft Bauen – Agrar – Umwelt (IG BAU)
Klaus Wiesehügel · Dietmar Schäfers

TRANSNET
Norbert Hansen · Alexander Kirchner

Gewerkschaft der Polizei (GdP)
Konrad Freiberg · Bernhard Witthaut
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Manteltarifvertrag Zeitarbeit

Zwischen dem

Bundesverband Zeitarbeit Personal-Dienstleistungen e.V. (BZA)
Prinz Albert Straße 73, 53113 Bonn

und den unterzeichnenden Mitgliedsgewerkschaften des DGB

Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie (IG BCE)
Königsworther Platz 6, 30167 Hannover

Gewerkschaft Nahrung – Genuss – Gaststätten (NGG)
Haubachstraße 76, 22765 Hamburg

IG Metall
Lyoner Straße 32, 60528 Frankfurt am Main

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW)
Reifenbergerstraße 21, 60489 Frankfurt am Main

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft e.V. (ver.di)
Potsdamer Platz 10, 10785 Berlin

Industriegewerkschaft Bauen – Agrar – Umwelt (IG BAU)
Olof-Palme-Straße 19, 60439 Frankfurt am Main

TRANSNET
Weilburger Straße 24, 60326 Frankfurt am Main

Gewerkschaft der Polizei (GdP)
Forststraße 3a, 40721 Hilden

wird folgender
“Manteltarifvertrag Zeitarbeit“
vereinbart:

§ 1 Geltungsbereich

Dieser Tarifvertrag gilt

§ 1.1 räumlich: für die Bundesrepublik Deutschland;

§ 1.2 fachlich: für die tarifgebundenen Mitgliedsunternehmen des
Bundesverbandes Zeitarbeit Personal-Dienstleistungen e. V.
(einschließlich ihrer Hilfs- und Nebenbetriebe);

§ 1.3 persönlich: für die Arbeitnehmer (Mitarbeiter), die von dem
Zeitarbeitunternehmen (Arbeitgeber) einem Entleiher (Kun-
denbetrieb) im Rahmen des Arbeitnehmerüberlassungsge- 
setzes (AÜG) überlassen werden und Mitglieder einer der 
vertragsschließenden Gewerkschaften sind.

Einzelvertraglich können von den Regelungen dieses Tarif-
vertrages abweichende Vereinbarungen getroffen werden 
mit Mitarbeitern, die außertariflich beschäftigt sind, wenn 
ihr Jahresverdienst den tariflichen Jahresverdienst der höch-
sten tariflichen Entgeltgruppe übersteigt.
Die in diesem Tarifvertrag verwendeten männlichen Be-
zeichnungen dienen ausschließlich der besseren Lesbarkeit 
und gelten für beide Geschlechter.

§ 2 Dauer der Arbeitszeit / Vollzeitarbeit
Die individuelle regelmäßige monatliche Arbeitszeit beträgt
151,67 Stunden; dies entspricht einer durchschnittlichen 
wöchentlichen Arbeitszeit von 35 Stunden. Diese muss im 
Durchschnitt von 12 Kalendermonaten nach Maßgabe des 
§ 4 erreicht werden.

In den Fällen, in denen ein Mitarbeiter dauerhaft in ein Un-
ternehmen mit längerer Arbeitszeitdauer überlassen wird,
können die Arbeitsvertragsparteien eine entsprechend län-
gere Arbeitszeit (max. 40 Stunden / Woche) vereinbaren.
Die Vergütung wird in diesem Fall entsprechend angepasst.

Die individuelle regelmäßige jährliche Arbeitszeit ergibt 
sich aus der monatlichen Arbeitszeit gem. Satz 1 multi-
pliziert mit 12.

§ 3 Teilzeitarbeit Teilzeitarbeit
liegt vor, wenn die vereinbarte individuelle regelmäßige 
monatliche Arbeitszeit des Mitarbeiters geringer ist als 
151,67 Stunden.
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§ 4 Verteilung der Arbeitszeit / Flexibilisierung

§ 4.1 Die tatsächliche Lage der Arbeitszeit wird an die des Kun-
denbetriebes angepasst. Beginn und Ende der täglichen 
Arbeitszeit einschließlich der Pausen und die Verteilung der 
Arbeitszeit auf die einzelnen Wochentage richten sich nach 
den im jeweiligen Kundenbetrieb gültigen Regelungen bzw.
Anforderungen des Kundenbetriebes.

Umkleiden, Waschen sowie Ruhepausen im Sinne des Ar-
beitszeitgesetzes (z. B. Frühstücks-, Mittags-, Kaffeepausen)
gelten nicht als Arbeitszeit, es sei denn, für die Arbeitnehmer
im Entleihbetrieb gelten abweichende Regelungen.

§ 4.2 Zum Ausgleich der monatlichen Abweichungen zwischen 
der nach § 2 / § 3 vereinbarten individuellen regelmäßigen 
Arbeitszeit des Mitarbeiters und der tatsächlichen Arbeits-
zeit nach § 4.1 wird ein Arbeitszeitkonto eingerichtet. In 
das Arbeitszeitkonto können Plus- und Minusstunden ein
gestellt werden.

§ 4.31 Plusstunden sind die über die individuelle regelmäßige 
monatliche Arbeitszeit hinaus entstandenen Arbeitsstunden.
Minusstunden sind die unter der individuellen regelmäßigen
monatlichen Arbeitszeit liegenden Arbeitsstunden.

Das Arbeitszeitkonto darf max. 200 Plusstunden umfassen.
Zur Beschäftigungssicherung kann das Arbeitszeitkonto bei
saisonalen Schwankungen im Einzelfall bis zu 230 Plus-
stunden umfassen.

Beträgt das Guthaben mehr als 150 Stunden, ist der Arbeit- 
geber verpflichtet, die über 150 Stunden hinausgehenden 
Plusstunden inklusive der darauf entfallenden Sozialversi-
cherungsabgaben gegen Insolvenz zu sichern und die In-
solvenzsicherung dem Mitarbeiter nachzuweisen. Ohne die-
sen Nachweis darf das Arbeitszeitkonto abweichend von 
Abs. 2 und 3 max. 150 Stunden umfassen und der Mitar-
beiter ist nicht verpflichtet, über 150 Stunden hinausge-
hende Plusstunden zu leisten.

Durch Feiertage ausgefallene Arbeitsstunden werden in Höhe
der ausgefallenen Arbeitszeit entsprechend der Arbeitszeit-
verteilung gemäß § 4.1 auf das Arbeitszeitkonto gebucht.

§ 4.4 Das Arbeitszeitkonto ist spätestens nach 12 Monaten aus-
zugleichen.

Ist der Zeitausgleich in diesem Zeitraum nicht möglich, ist 
er in den folgenden 3 Monaten vorzunehmen. Dazu hat der
Arbeitgeber mit dem betroffenen Mitarbeiter spätestens nach
Ablauf der 12 Monate gemäß Abs. 1 eine entsprechende 
Vereinbarung zu treffen mit dem Ziel, einen vollständigen 
Zeitausgleich vorzunehmen.

Ist auch in diesem Zeitraum der Zeitausgleich aus betrieb-
lichen Gründen nicht möglich, kann ein Übertrag in den 
nächsten Ausgleichszeitraum mit maximal 150 Stunden er-
folgen. Die darüber hinaus gehenden Stunden sind in Geld 
auszugleichen.

Die Übertragung dieser Zeitguthaben erfolgt im Rahmen der
Zeitkontengrenzen gemäß § 4.3 und weitet diese nicht aus.

§ 4.5 Der Ausgleich der Zeitkonten erfolgt in der Regel durch Frei-
zeitentnahme nach folgenden Maßgaben:

a) Nach Vereinbarung mit dem Mitarbeiter ist jederzeit ein 
Ausgleich der Plusstunden durch Freizeit möglich.

b) Der Mitarbeiter kann verlangen, während der Einsatzzeit
beim Kunden je 35 Plusstunden einen Arbeitstag aus 
dem Zeitkonto in Freizeit zu erhalten. Dieser Anspruch 
kann nur einmal je Kalendermonat für max. zwei Arbeits-
tage geltend gemacht werden. Voraussetzung für diesen
Anspruch ist die Einhaltung einer Ankündigungsfrist von
einer Woche.

Der Arbeitgeber ist berechtigt, dem Freizeitverlangen aus
dringenden betrieblichen Gründen zu widersprechen.
Als dringender betrieblicher Grund in diesem Sinne gilt 
die Ablehnung des Kundenbetriebes, soweit kein Ersatz-
mitarbeiter zur Verfügung steht.

Im Falle der Ablehnung des Freistellungsantrags hat der 
Mitarbeiter Anspruch auf eine verbindliche Vereinbarung
über die spätere Lage der beantragten Freistellungstage.

c) Aufgrund einer Vereinbarung zwischen Mitarbeiter und 
Arbeitgeber können weitere Freistellungstage in einem 
Monat festgelegt oder Freistellungstage mehrerer Monate
zusammengefasst werden.

d) Durch Vereinbarung zwischen Mitarbeiter und Arbeitgeber
können im Ausgleichszeitraum bis zu 70 Stunden aus 
dem Zeitkonto in Geld ausgeglichen werden.
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Ist der Mitarbeiter an einem festgelegten Freistellungstag 
arbeitsunfähig erkrankt, bleibt dieser Tag ein Freistellungstag
und wird nicht zum Entgeltfortzahlungstag; eine Rückübertra-
gung in das Zeitguthaben erfolgt nicht.

§ 4.6 Im Falle des Ausscheidens des Mitarbeiters ist der Saldo auf 
dem Arbeitszeitkonto wie folgt auszugleichen: Plusstunden 
werden abgegolten, Minusstunden werden bei Eigenkün-
digung des Mitarbeiters bzw. außerordentlicher Kündigung 
bis zu 35 Stunden verrechnet, soweit eine Nacharbeit be-
trieblich nicht möglich ist.

§ 5 Arbeitsbereitschaft / Bereitschaftsdienst /
Rufbereitschaft / Ruhezeiten

Soweit Mitarbeiter in Kundenbetrieben mit Arbeitsbereitschaft
oder Bereitschaftsdienst oder in Rufbereitschaft eingesetzt 
werden und für den Kundenbetrieb entsprechend § 7 ArbZG
betriebliche und / oder tarifliche Sonderregelungen zur Ar-
beitszeit und Ruhezeit gelten, gelten diese entsprechend mit
der Maßgabe, dass die jeweilige Regelung vollumfänglich 
für den Mitarbeiter zur Anwendung kommt.

§ 6 Mehrarbeit

Mehrarbeitstunden sind die Arbeitsstunden, die zusätzlich 
geleistet werden und die nicht an der tatsächlichen Arbeits-
zeit im Kundenbetrieb orientiert über die nach §§ 2 bis 4 
festgelegte individuelle regelmäßige Arbeitszeit hinaus ange-
ordnet werden.

§ 7 Nacht-, Sonntags- und Feiertagsarbeit / Zuschläge

§ 7.1 Zuschlagspflichtig sind die vollen Arbeitsstunden, durch die
die vereinbarte individuelle regelmäßige monatliche Arbeits-
zeit des Mitarbeiters nach § 2 / § 3 in einem Monat um mehr
als 15 % überschritten wird.

Der Zuschlag beträgt 25% des jeweiligen tariflichen Stun-
denentgeltes nach §§ 2 bis 4 des Entgelttarifvertrages.

§ 7.2 Nachtarbeit ist die Arbeit in der Zeit zwischen 23.00 Uhr 
und 6.00 Uhr.

Die Höhe des Zuschlags für Nachtarbeit richtet sich nach 
der Zuschlagsregelung des Kundenbetriebes. Sie beträgt 
höchstens 25% des jeweiligen tariflichen Stundenentgeltes
nach §§ 2 bis 4 des Entgelttarifvertrages.

§ 7.3 Sonn- und Feiertagsarbeit ist die an Sonntagen bzw. ge-
setzlichen Feiertagen geleistete Arbeit in der Zeit zwischen 
0.00 Uhr und 24.00 Uhr. § 9 Abs. 2 und 3 Arbeitszeitgesetz
finden Anwendung.

Entscheidend für die Frage, ob Feiertagsarbeit vorliegt, ist 
das Feiertagsrecht des Arbeitsortes.

Die Höhe des Zuschlags für Sonntags- und Feiertagsarbeit 
richtet sich nach den Zuschlagsregelungen des Kundenbe-
triebes. Sie beträgt höchstens 50 % des jeweiligen tarif-
lichen Stundenentgelts nach §§ 2 bis 4 des Entgelttarifver-
trages für Sonntagsarbeit und höchstens 100% für Feier-
tagsarbeit sowie für Arbeit an Heiligabend und Silvester 
nach 14.00 Uhr.

§ 7.4 Treffen mehrere der vorgenannten Zuschläge zusammen,
ist nur der jeweils höchste zu zahlen.

§ 8 Einsatzregelungen

§ 8.1 Soweit dem Mitarbeiter Aufgaben im Kundenbetrieb über
tragen sind, unterliegt er dem Direktionsrecht des Kunden-
betriebes. Das allgemeine Direktionsrecht des Arbeitgebers
bleibt hiervon unberührt.

§ 8.2 Der Mitarbeiter ist verpflichtet, auf Anordnung des Arbeit-
gebers an wechselnden Einsatzorten tätig zu werden.

Beschränkende Regelungen bedürfen der ausdrücklichen 
vertraglichen Vereinbarung.

Der Mitarbeiter hat Anspruch auf eine Einsatzmeldung mit 
den wesentlichen Inhalten seines Einsatzes im Kundenbetrieb.

§ 8.3 Sofern für den einfachen Weg außerhalb der Arbeitszeit 
von der Niederlassung / Geschäftsstelle zum Einsatzort beim
Kundenbetrieb mehr als 1,5 Stunden bei Benutzung des 
zeitlich günstigsten öffentlichen Verkehrsmittels aufgewen-
det werden müssen, erhält der Mitarbeiter die über 1,5 
Stunden hinausgehende Wegezeit je Hin- und Rückweg mit
den tariflichen Entgelten nach §§ 2 bis 4 des Entgelttarif-
vertrages bezahlt, sofern er diese Wegezeit tatsächlich auf
gewandt hat.
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§ 8.4 Beträgt der zeitliche Aufwand für die Wegezeit im Sinne 
von § 8.3 mehr als 2 Stunden, hat der Mitarbeiter Anspruch
auf Übernahme von Übernachtungskosten nach folgender 
Maßgabe:
Das Zeitarbeitsunternehmen übernimmt grundsätzlich die 
Organisation der Unterbringung und die Kosten in voller 
Höhe. Bei erforderlicher Eigenorganisation einer Unterkunft
durch den Mitarbeiter werden die Kosten nach vorheriger 
Genehmigung und Vorlage einer entsprechenden Quittung /
Rechnung vom Arbeitgeber übernommen bzw. erstattet.
Alternativ kann eine Übernachtungspauschale in Höhe der 
steuerlichen Sätze vereinbart werden.

§ 8.5 Der Mitarbeiter hat Anspruch auf Verpflegungskostenmehr- 
aufwand (VMA) nach Maßgabe der steuerlichen Vorschriften.

§ 8.6 Der Arbeitgeber ist berechtigt, tarifliche Leistungen gemäß 
§ 8.4 und § 8.5 anstelle des Tarifentgeltes zu zahlen, so-
weit das Netto-Gesamteinkommen des Mitarbeiters das 
tarifliche Netto-Gesamteinkommen übersteigt, das sich aus
dem Bruttoentgelt gemäß §§ 2 bis 4 Entgelttarifvertrages 
ergibt. Dafür dürfen maximal 25 % vom Bruttoentgelt ver-
rechnet werden.
Dies gilt auch für außer- und übertarifliche Aufwendungs-
ersatzleistungen (z. B. Fahrgeld), soweit sie einzelvertrag-
lich vereinbart sind.

§ 8.7 Sonstiger Aufwendungsersatz gemäß § 670 BGB ist einzel-
vertraglich zu regeln.

§ 9 Begründung / Beendigung des Arbeitsverhältnisses

§ 9.1 Die Begründung des Arbeitsverhältnisses erfolgt aufgrund 
eines schriftlich abzuschließenden Arbeitsvertrages. Bei 
unentschuldigtem Nichterscheinen am ersten Arbeitstag 
gilt der Arbeitsvertrag als nicht zustande gekommen.

§ 9.2 Der Arbeitsvertrag kann abweichend von § 14 Abs. 2 S. 1 
Teilzeit- und Befristungsgesetz bis zu einer Gesamtdauer 
von zwei Jahren auch ohne Vorliegen eines sachlichen 
Grundes befristet werden. Innerhalb dieser Zeitspanne 
kann das Arbeitsverhältnis bis zu viermal verlängert wer-
den. § 14 Abs. 2 S. 2 und 3 Teilzeit- und Befristungsgesetz 
bleiben unberührt.

§ 9.3 Die ersten sechs Monate des Beschäftigungsverhältnisses 
gelten als Probezeit.

Während der Probezeit kann das Arbeitsverhältnis mit einer
Frist von einer Woche in den ersten 3 Monaten gekündigt 
werden. Danach gelten die gesetzlichen Kündigungsfristen 
während der Probezeit gemäß § 622 Abs. 3 BGB von zwei 
Wochen.

Bei Neueinstellungen kann die Kündigungsfrist während 
der ersten zwei Wochen des Beschäftigungsverhältnisses 
arbeitsvertraglich auf einen Tag verkürzt werden. Als Neu-
einstellungen gelten Arbeitsverhältnisse mit Mitarbeitern,
die mindestens drei Monate lang nicht in einem Arbeits-
verhältnis zum Arbeitgeber standen.

§ 9.4 Im Übrigen gelten für die Kündigung des Arbeitsverhältnisses
durch den Arbeitgeber oder den Mitarbeiter beiderseits die 
Fristen des § 622 Abs. 1 und 2 BGB.

Die Kündigung hat schriftlich zu erfolgen (§ 623 BGB).

§ 9.5 Die gesetzlichen Vorschriften über die fristlose Kündigung 
bleiben unberührt.

§ 9.6 Nach Ausspruch einer Kündigung ist der Arbeitgeber be-
rechtigt, den Mitarbeiter unter Fortzahlung seines Entgeltes
freizustellen. Plusstunden aus dem Arbeitszeitkonto werden
angerechnet und Resturlaubsansprüche gewährt.

§ 10 Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall

Die Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall und bei Maßnah-
men der medizinischen Vorsorge und Rehabilitation richtet 
sich nach den Bestimmungen des Entgeltfortzahlungs-
gesetzes.

§ 11 Urlaub

§ 11.1 Der Mitarbeiter hat in jedem Kalenderjahr Anspruch auf be- 
zahlten Erholungsurlaub. Urlaubsjahr ist das Kalenderjahr

§ 11.22 Die dem Mitarbeiter zustehende Urlaubsdauer richtet sich 
nach der Dauer der ununterbrochenen Betriebszugehörigkeit.

Der Urlaub beträgt
– im ersten Jahr 24 Arbeitstage,
– im zweiten Jahr 25 Arbeitstage,
– im dritten Jahr 26 Arbeitstage,
– im vierten Jahr 28 Arbeitstage,
– ab dem fünften Jahr 30 Arbeitstage.

40

2 Protokollnotiz zu § 11.3: § 1 Abs.1 Nr. 2 Arbeitnehmer-Entsendegesetz bleibt unberührt.



Bei Ausscheiden innerhalb der ersten sechs Monate des 
Bestehens des Beschäftigungsverhältnisses erwirbt der 
Arbeitnehmer einen Urlaubsanspruch gemäß §§ 3 und 5 
Bundesurlaubsgesetz.

Verteilt sich die individuelle regelmäßige wöchentliche 
Arbeitszeit des Mitarbeiters auf mehr oder weniger als fünf
Arbeitstage in der Woche, erhöht oder vermindert sich der 
Urlaub entsprechend.

Fällt ein Feiertag in den Urlaub des Mitarbeiters, richtet 
sich die Frage, ob dieser nicht als Urlaubstag zu rechnen 
ist, nach dem Feiertagsrecht des Sitzes des Arbeitgebers;
wird der Einsatz beim Kundenunternehmen zum Zwecke 
des Urlaubs unterbrochen, richtet sich dies nach dem Feier-
tagsrecht des Arbeitsortes.

Im Ein- und Austrittsjahr hat der Mitarbeiter gegen den 
Arbeitgeber Anspruch auf so viele Zwölftel des ihm zuste-
henden Urlaubs, als er volle Monate bei ihm beschäftigt war.

Ein Urlaubsanspruch besteht insoweit nicht, als dem Mit- 
arbeiter für das Urlaubsjahr bereits von einem anderen 
Arbeitgeber Urlaub gewährt oder abgegolten worden ist.
Der Mitarbeiter hat eine entsprechende Bescheinigung des 
vorherigen Arbeitgebers vorzulegen.

§ 11.3 Kann der Urlaub wegen Beendigung des Arbeitsverhält-
nisses ganz oder teilweise nicht gewährt werden, so ist er 
abzugelten.

§ 11.4 Bei der Urlaubsplanung sind bereits feststehende Kunden-
betriebseinsätze zu berücksichtigen. Bereits genehmigte 
Urlaubstage stehen für Kundenbetriebseinsätze nicht zur 
Verfügung.

§ 11.5 Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses ist der Urlaubs-
anspruch während der Kündigungsfrist zu gewähren und 
zu nehmen. Besteht die Möglichkeit hierzu nicht, ist er
insoweit abzugelten.

§ 11.6 Im Übrigen gelten die Bestimmungen des Bundesurlaubs-
gesetzes.

§ 12 Arbeitsversäumnis / Freistellung

§ 12.1 Ist der Mitarbeiter durch Krankheit oder sonstige unvorher-
sehbare Ereignisse an der Arbeitsleistung verhindert, so hat
er dem Arbeitgeber dies unverzüglich, möglichst fernmünd-

lich, mitzuteilen und dabei die Arbeitsunfähigkeit bzw. andere
Gründe und die voraussichtliche Dauer seiner Verhinderung
anzugeben. Dieselbe Verpflichtung besteht, wenn die Ver-
hinderung länger andauert, als dem Arbeitgeber bereits mit-
geteilt.
Bei krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit ist der Mitarbeiter
gemäß § 5 Abs. 1 Satz 2 Entgeltfortzahlungsgesetz verpflich-
tet, dem Arbeitgeber eine ärztliche Bescheinigung über die 
Arbeitsunfähigkeit sowie deren voraussichtliche Dauer ein
zureichen. Der Arbeitgeber ist berechtigt, die Vorlage der ärzt-
lichen Bescheinigung früher zu verlangen. Dauert die Arbeits-
unfähigkeit länger als in der Bescheinigung angegeben, so 
ist der Mitarbeiter verpflichtet, erneut eine ärztliche Beschei-
nigung vorzulegen. Bei krankheitsbedingter Arbeitsverhin-
derung ist der Beginn der Wiederaufnahme der Tätigkeit dem
Arbeitgeber möglichst frühzeitig, spätestens jedoch 1 Arbeits-
tag vor Wiederaufnahme mitzuteilen.

§ 12.2 Der Mitarbeiter darf bei vorhersehbaren Ereignissen nur 
mit vorheriger Zustimmung des Arbeitgebers der Arbeit 
fern bleiben.

§ 12.3 Bei folgenden Ereignissen, die auf einen regelmäßigen 
Arbeitstag des Mitarbeiters fallen, wird bezahlte Freistel-
lung gewährt:

a) beim Tod naher Angehöriger
– Ehegatten, Kinder, Eltern sowie des eingetragenen 

Lebenspartners 2 Tage
– Geschwister, Schwiegereltern 1 Tag

b) bei eigener Eheschließung, Eintragung der eigenen 
Lebenspartnerschaft sowie bei Niederkunft der
Ehefrau 1 Tag

c) bei Wahrnehmung öffentlich auferlegter Pflichten (z.B.
aus Ehrenämtern, Ladung als Zeuge oder vergleichbaren
Freistellung für Sachverhalten) unter Anrechnung der 
die erforderliche hierfür erhaltenen Entschädigung Zeit 
auf das Arbeitsentgelt

d) Umzug aus dienstlicher Veranlassung 1 Tag

Die Höhe des weiter zu zahlenden Arbeitsentgelts bemisst 
sich nach § 13.3.

§ 12.4 Mit § 12.3 sind die in Anwendung des § 616 BGB mög-
lichen Fälle festgelegt.
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§ 13 Entgeltvorschriften

§ 13.1 Die Mitarbeiter erhalten ein Monatsentgelt auf Basis ihrer 
vereinbarten individuellen regelmäßigen Arbeitszeit, das 
spätestens bis zum 15. Banktag des Folgemonats in der 
Regel unbar ausgezahlt wird.

§13.2 Das Monatsentgelt setzt sich aus den festen Entgeltbe-
standteilen des laufenden Monats (das jeweilige tarifliche 
Entgelt nach §§ 2 bis 4 des Entgelttarifvertrages) und den 
variablen Entgeltbestandteilen (z.B. Zuschläge und sonstige
schwankende Entgelte) zusammen.

§13.3 Bei Anspruch des Mitarbeiters auf ein weiter zu zahlendes 
Arbeitsentgelt (z. B. bei Krankheit) werden die festen Ent- 
geltbestandteile gemäß Abs. 2 weiter gezahlt. Bei der Ur-
laubsvergütung sind zusätzlich die Zuschläge für Sonn- und
Feiertagsarbeit sowie Nachtarbeit zu zahlen, soweit der Mit-
arbeiter ohne den Urlaub Anspruch auf diese gehabt hätte.

§ 13.4 Besteht für einen Monat ein anteiliger Entgeltanspruch (z.B.
bei Ein- oder Austritt im Laufe des Monats) oder ist das Mo-
natsentgelt aus anderen Gründen (z. B. unbezahlte Ausfall-
zeiten) zu kürzen, so ermittelt sich der Entgeltanspruch nach
dem Verhältnis der anzurechnenden Sollarbeitszeiten des 
Mitarbeiters in dem Monat zu den Sollarbeitszeiten des 
ganzen Monats.

§ 14 Entgeltumwandlung

Mitarbeiter haben einen Anspruch, tarifliche Entgeltbestand-
teile zugunsten einer Versorgungszusage zum Zwecke der 
Altersversorgung umzuwandeln.

Sie können verlangen, dass ihre zukünftigen Entgeltan-
sprüche bis zu 4% der jeweiligen Beitragsbemessungsgrenze
der Rentenversicherung für betriebliche Altersversorgung 
verwandt werden. Bei dieser Entgeltumwandlung dürfen 
1/160 der Bezugsgröße nach § 18 Abs. 1 des Vierten Buches
Sozialgesetzbuch nicht unterschritten werden.

Die Einzelheiten werden zwischen Arbeitgeber und Mitar- 
beiter schriftlich vereinbart.

§ 15 Jahressonderzahlungen

§ 15.1 Ab dem zweiten Jahr des ununterbrochenen Bestehens des
Beschäftigungsverhältnisses hat der Mitarbeiter Anspruch 
auf Jahressonderzahlungen in Form von zusätzlichem Ur-
laubs- und Weihnachtsgeld. Ab dem 01.01.2006 entsteht 
der Anspruch auf diese Jahressonderzahlungen nach 6 Mo-
naten ununterbrochenen Bestehens des Beschäftigungs-
verhältnisses.

Die Auszahlung des Urlaubsgeldes erfolgt mit der Abrech-
nung für den Monat Juni eines jeden Jahres, die Auszahlung
des Weihnachtsgeldes erfolgt mit der Abrechnung für den 
Monat November eines jeden Jahres.

Das Urlaubs- und Weihnachtsgeld erhöht sich mit zuneh-
mender Dauer der Betriebszugehörigkeit, berechnet auf die
Stichtage 30. Juni und 30. November.

§ 15.2 Das Urlaubs- und Weihnachtsgeld beträgt, abhängig von 
der Dauer des ununterbrochenen Bestehens des Arbeits-
verhältnisses,

– im zweiten Jahr jeweils 150 Euro brutto,
– im dritten und vierten Jahr jeweils 200 Euro brutto,
– ab dem fünften Jahr jeweils 300 Euro brutto.

Teilzeitbeschäftigte erhalten die Sonderzahlungen anteilig 
entsprechend der vereinbarten individuellen regelmäßigen 
monatlichen Arbeitszeit.

§ 15.33 Voraussetzung für den Anspruch auf Auszahlung der Son- 
derzahlungen ist das Bestehen eines ungekündigten Be-
schäftigungsverhältnisses zum Auszahlungszeitpunkt.

Anspruchsberechtigte Mitarbeiter, deren Arbeitsverhältnis 
im Kalenderjahr ruht, erhalten keine Leistungen. Ruht das 
Arbeitsverhältnis im Kalenderjahr teilweise, so erhalten sie 
eine anteilige Leistung.

Mitarbeiter, die bis zum 31. März des Folgejahres aus dem 
Arbeitsverhältnis ausscheiden, haben das Weihnachtsgeld 
zurückzuzahlen. Dies gilt nicht im Fall einer betriebsbe-
dingten Kündigung durch den Arbeitgeber.
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§ 16 Ausschlussfristen

Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis sind innerhalb von 
zwei Monaten (bei Ausscheiden ein Monat) nach Fälligkeit 
schriftlich geltend zu machen.

Lehnt die Gegenpartei den Anspruch schriftlich ab, so muss
der Anspruch innerhalb von einem Monat nach der Ableh-
nung bzw. dem Fristablauf gerichtlich geltend gemacht 
werden.

Ansprüche, die nicht innerhalb dieser Fristen geltend ge-
macht werden, sind ausgeschlossen.

§ 17 Schlussbestimmungen

§ 17.1 Mitarbeiter werden nicht in Betrieben eingesetzt, die durch
einen rechtmäßigen Arbeitskampf unmittelbar betroffen sind.
§ 11 Abs. 5 AÜG gilt entsprechend. Ausnahmsweise kann 
der Einsatz im Rahmen des für den Kundenbetrieb verein-
barten Notdienstes erfolgen.

Sofern Mitarbeiter mittelbar von Arbeitskampfmaßnahmen 
betroffen sind, kann Kurzarbeit beantragt werden. Die Tarif-
vertragsparteien sagen für die jeweilige Durchsetzung der 
Kurzarbeit ihre Unterstützung zu. Dabei sind alle notwendi-
gen Möglichkeiten auszuschöpfen.

§ 17.2 Die Berechnung des ununterbrochenen Bestehens des 
Beschäftigungsverhältnisses im Sinne dieses Tarifvertrages 
erfolgt ab Stichtag 1. Januar 2002.

§ 18 In-Kraft-Treten und Kündigung

§ 18.1 Dieser Manteltarifvertrag tritt für die tarifgebundenen 
Arbeitgeber und Mitarbeiter am 1. Januar 2004 in Kraft.

Er kann mit einer Frist von sechs Monaten, erstmals zum 
31. Dezember 2007, gekündigt werden.

§ 18.2 Dieser Manteltarifvertrag tritt mit Unterzeichnung bereits 
insoweit in Kraft, als dieser durch einzelvertragliche schrift-
liche Vereinbarung mit dem Mitarbeiter bereits ab diesem 
Termin zur Geltung gebracht werden kann (§ 19 AÜG).

Wird vor dem Termin des In-Kraft-Tretens dieses Tarifver-
trages gemäß § 18.1 das AÜG geändert oder wird eine
solche Änderung in das Gesetzgebungsverfahren einge-

bracht, tritt der Manteltarifvertrag nur dann in Kraft, wenn 
nicht eine der Tarifvertragsparteien ihn widerruft. Der Wider-
ruf ist zulässig bis 15. Dezember 2003.

Wird das AÜG nach In-Kraft-Treten des Manteltarifvertrages
grundsätzlich geändert, steht beiden Tarifvertragsparteien 
abweichend von § 18.1 Abs. 2 ein außerordentliches Kün-
digungsrecht mit Monatsfrist zum Monatsende zu.

Bonn / Berlin, den 22. Juli 2003

Bundesverband Zeitarbeit Personal-Dienstleistung e.V. (BZA)
Ernst Vollbracht · Gert Denkhaus · Jürgen Uhlemann

und

Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie (IG BCE)
Werner Bischoff · Holger Nieden

Gewerkschaft Nahrung – Genuss – Gaststätten (NGG)
Franz-Josef Möllenberg · Gerd Pohl

IG Metall
Jürgen Peters · Armin Schild

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW)
Dr. Eva-Maria Stange · Heiko Gosch

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft e.V. (ver.di)
Dorothea Müller · Jörg Wiedemuth

Industriegewerkschaft Bauen – Agrar – Umwelt (IG BAU)
Klaus Wiesehügel · Dietmar Schäfers

TRANSNET
Norbert Hansen · Alexander Kirchner

Gewerkschaft der Polizei (GdP)
Konrad Freiberg · Bernhard Witthaut
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Entgeltrahmentarifvertrag Zeitarbeit

zwischen dem

Bundesverband Zeitarbeit Personal-Dienstleistungen e.V. (BZA)
Prinz Albert Straße 73, 53113 Bonn

und den unterzeichnenden Mitgliedsgewerkschaften des DGB

Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie (IG BCE)
Königsworther Platz 6, 30167 Hannover

Gewerkschaft Nahrung – Genuss – Gaststätten (NGG)
Haubachstraße 76, 22765 Hamburg

IG Metall
Lyoner Straße 32, 60528 Frankfurt am Main

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW)
Reifenbergerstraße 21, 60489 Frankfurt am Main

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft e.V. (ver.di)
Potsdamer Platz 10, 10785 Berlin

Industriegewerkschaft Bauen – Agrar – Umwelt (IG BAU)
Olof-Palme-Straße 19, 60439 Frankfurt am Main

TRANSNET
Weilburger Straße 24, 60326 Frankfurt am Main

Gewerkschaft der Polizei (GdP)
Forststraße 3a, 40721 Hilden

wird folgender
“Entgeltrahmentarifvertrag Zeitarbeit“
vereinbart:

§ 1 Geltungsbereich

Dieser Tarifvertrag gilt für die Mitglieder der Tarifvertrags-
parteien, die unter den Geltungsbereich (§ 1) des Mantel-
tarifvertrages fallen.

§ 2 Eingruppierungsgrundsätze

§ 2.1 Die Mitarbeiter werden aufgrund ihrer überwiegenden Tä- 
tigkeit in eine Entgeltgruppe dieses Tarifvertrages eingrup- 
piert. Für die Eingruppierung ist ausschließlich die tatsäch-
lich ausgeübte Tätigkeit maßgebend.

§ 2.2 Berufliche Qualifikation ohne Ausübung der Tätigkeiten 
begründet keine Höhergruppierung.

§ 2.3 Vorübergehende Tätigkeiten einer höheren Entgeltgruppe 
rechtfertigen keine neue Eingruppierung. Sofern zeitweise 
Arbeiten einer höherwertigen Entgeltgruppe übertragen
werden, ist ab der 6. Woche eine Zulage in Höhe der Dif-
ferenz zwischen dem tariflichen Entgelt der niedrigeren Ent-
geltgruppe und dem für die Tätigkeit vorgesehenen Entgelt
zu zahlen.

§ 2.4 Mitarbeiter können zu vorübergehenden Tätigkeiten, die 
einer niedrigeren Entgeltgruppe zuzuordnen sind, verpflich-
tet werden. In diesem Fall erfolgt keine Veränderung der 
Vergütung.

§ 3 Entgeltgruppen

Die Mitarbeiter sind gemäß ihrer tatsächlichen, überwie-
genden Tätigkeit in einer der nachfolgenden Entgeltgruppen
einzugruppieren. Die jeweiligen Tätigkeitsbeschreibungen 
sind für die Eingruppierung maßgebend.

Entgeltgruppe 9
Tätigkeiten, die ein Hochschulstudium bzw. Tätigkeiten, die
ein Fachhochschulstudium und mehrjährige Berufserfahrung
erfordern.

Entgeltgruppe 8
Tätigkeiten, die ein Fachhochschulstudium erfordern.

Entgeltgruppe 7
Tätigkeiten, die zusätzlich zu den Merkmalen der Entgelt-
gruppe 6 mehrjährige Berufserfahrung erfordern.
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Entgeltgruppe 6
Tätigkeiten, die eine Meister bzw. Technikerausbildung oder
vergleichbare Qualifikationen erfordern.

Entgeltgruppe 5
Tätigkeiten, die Kenntnisse und Fertigkeiten erfordern, die 
durch eine mindestens dreijährige Berufsausbildung ver-
mittelt werden. Zusätzlich sind Spezialkenntnisse erforder-
lich, die durch eine Zusatzausbildung vermittelt werden 
sowie eine langjährige Berufserfahrung.

Entgeltgruppe 4
Tätigkeiten für die Kenntnisse und Fertigkeiten erforderlich 
sind, die durch eine mindestens dreijährige Berufsausbildung
vermittelt werden und die eine mehrjährige Berufserfahrung
voraussetzen.

Entgeltgruppe 3
Tätigkeiten für die Kenntnisse und Fertigkeiten erforderlich 
sind, die durch eine Berufsausbildung vermittelt werden.
Diese Kenntnisse und Fertigkeiten können auch durch mehr-
jährige Tätigkeitserfahrung in der Entgeltgruppe 2 erworben
werden.

Entgeltgruppe 2
Tätigkeiten, die eine Anlernzeit erfordern, die über die in 
der Entgeltgruppe 1 erforderliche Anlernzeit hinaus geht 
sowie Einarbeitung erfordern.

Entgeltgruppe 1
Tätigkeiten, die eine kurze Anlernzeit erfordern.

§ 4 In-Kraft-Treten und Kündigung

§ 4.1 Dieser Entgeltrahmentarifvertrag tritt für die tarifgebunde
nen Arbeitgeber und Mitarbeiter am 1. Januar 2004 in 
Kraft. Er kann mit einer Frist von sechs Monaten, erstmals 
zum 31. Dezember 2007 gekündigt werden.

§ 4.2 Dieser Entgeltrahmentarifvertrag tritt mit Unterzeichnung 
bereits insoweit in Kraft, als dieser durch einzelvertragliche 
schriftliche Vereinbarung mit dem Mitarbeiter bereits ab die-
sem Termin zur Geltung gebracht werden kann (§ 19 AÜG).

Wird vor dem Termin des In-Kraft-Tretens dieses Tarifvertrages
gemäß § 4.1 das AÜG geändert oder wird eine solche Än-
derung in das Gesetzgebungsverfahren eingebracht, tritt der
Entgeltrahmentarifvertrag nur dann in Kraft, wenn nicht eine
der Tarifvertragsparteien ihn widerruft. Der Widerruf ist zu-
lässig bis 15. Dezember 2003.

Wird das AÜG nach In-Kraft-Treten des Entgeltrahmentarif-
vertrages grundsätzlich geändert, steht beiden Tarifvertrags-
parteien abweichend von § 4.1 Abs. 2 ein außerordentliches
Kündigungsrecht mit Monatsfrist zum Monatsende zu.

Bonn / Berlin, den 22. Juli 2003

Bundesverband Zeitarbeit Personal-Dienstleistung e.V. (BZA)
Ernst Vollbracht · Gert Denkhaus · Jürgen Uhlemann

und

Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie (IG BCE)
Werner Bischoff · Holger Nieden

Gewerkschaft Nahrung – Genuss – Gaststätten (NGG)
Franz-Josef Möllenberg · Gerd Pohl

IG Metall
Jürgen Peters · Armin Schild

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW)
Dr. Eva-Maria Stange · Heiko Gosch

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft e.V. (ver.di)
Dorothea Müller · Jörg Wiedemuth

Industriegewerkschaft Bauen – Agrar – Umwelt (IG BAU)
Klaus Wiesehügel · Dietmar Schäfers

TRANSNET
Norbert Hansen · Alexander Kirchner

Gewerkschaft der Polizei (GdP)
Konrad Freiberg · Bernhard Witthaut
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Entgelttarifvertrag Zeitarbeit

Zwischen dem

Bundesverband Zeitarbeit Personal-Dienstleistungen e.V. (BZA)
Prinz Albert Straße 73, 53113 Bonn

und den unterzeichnenden Mitgliedsgewerkschaften des DGB

Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie (IG BCE)
Königsworther Platz 6, 30167 Hannover

Gewerkschaft Nahrung – Genuss – Gaststätten (NGG)
Haubachstraße 76, 22765 Hamburg

IG Metall
Lyoner Straße 32, 60528 Frankfurt am Main

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW)
Reifenbergerstraße 21, 60489 Frankfurt am Main

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft e.V. (ver.di)
Potsdamer Platz 10, 10785 Berlin

Industriegewerkschaft Bauen – Agrar – Umwelt (IG BAU)
Olof-Palme-Straße 19, 60439 Frankfurt am Main

TRANSNET
Weilburger Straße 24, 60326 Frankfurt am Main

Gewerkschaft der Polizei (GdP)
Forststraße 3a, 40721 Hilden

wird folgender
“Entgelttarifvertrag Zeitarbeit“
vereinbart:

§ 1 Geltungsbereich

Dieser Tarifvertrag gilt für die Mitglieder der Tarifvertrags-
parteien, die unter den Geltungsbereich (§ 1) des Mantel-
tarifvertrages fallen.

§ 2 Entgelte

Es werden folgende Stundensätze und Zuschläge gezahlt.
Die Ansprüche auf Zahlung der Zuschläge ergeben sich aus
§ 4 dieses Tarifvertrages.

§ 3 Entgeltdifferenzierung

Für Mitarbeiter, die in Unternehmen / Betrieben in den 
Bundesländern Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern,
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen überlassen werden,
können die Entgelte (§ 2) reduziert werden um:

– im Jahr 2004 bis zu 13,5%
– im Jahr 2005 bis zu 10,5%
– im Jahr 2006 bis zu 8,5%

Es gelten die in der Anlage ausgewiesenen Tabellen.

Für Mitarbeiter im Land Berlin kann diese Entgeltdifferen-
zierung nur erfolgen, wenn sie in Kundenunternehmen / 
-betriebe überlassen werden, in denen die Entgelte nach 
“Ost / West“ differenziert werden.
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Entgeltgruppe Stundensatz in Euro

2004 2005 2006 2007

1 6,85 7,02 7,20 7,38

2 7,25 7,43 7,62 7,81

3 8,70 8,92 9,14 9,37

4 9,20 9,43 9,67 9,91

5 10,40 10,66 10,93 11,20

6 11,50 11,79 12,08 12,38

7 12,50 12,81 13,13 13,46

8 13,50 13,84 14,18 14,54

9 15,50 15,89 16,28 16,69



Spätestens im Jahr 2006 werden die Tarifvertragsparteien 
Verhandlungen mit dem Ziel aufnehmen, eine Angleichung 
Ost / West vorzunehmen.

§ 41 Zuschläge

Erfolgt ein ununterbrochener Einsatz bei dem gleichen Kun-
den, wird der einsatzbezogene Zuschlag fällig und zwar in 
Höhe von

– 2,0% nach Ablauf von 3 Monaten
– 3,5% nach Ablauf von 6 Monaten
– 5,0% nach Ablauf von 9 Monaten
– 7,5% nach Ablauf von 12 Monaten

Wird der Einsatz für einen Zeitraum von bis zu 3 Monaten 
unterbrochen, so wird der einsatzbezogene Zuschlag nach 
der Unterbrechung unter Anrechnung der vorausgegangenen
Überlassungszeiten fällig.

Es gelten die in der Anlage ausgewiesenen Tabellen.

§ 5 Tarifentwicklung in den Jahren 2004 bis 2007

Die Tarifvertragsparteien vereinbaren für die Laufzeit dieses
Tarifvertrages folgende Steigerungen der unter § 2 genann-
ten Stundensätze, die jeweils zum 1. Januar des genannten
Kalenderjahres gültig werden und sich kumulativ bezogen 
auf das jeweilige Vorjahr verstehen:

– zum 1.1.2005: 2,5%
– zum 1.1.2006: 2,5%
– zum 1.1.2007: 2,5%

Es gelten die in der Anlage ausgewiesenen Tariftabellen.

Die Tarifvertragsparteien werden spätestens im letzten 
Quartal des Jahres 2007 Verhandlungen über die Stei-
gerung der dann gültigen Stundensätze aufnehmen.

§ 6 Verhandlungsverpflichtung Branchenzuschlag

Unter Berücksichtigung der besonders schwierigen wirt-
schaftlichen Situation der Zeitarbeitsunternehmen zum 
Zeitpunkt des Abschlusses dieses Tarifvertrages vereinbaren
die Tarifvertragsparteien, Verhandlungen zur Regelung von 
Branchenzuschlägen spätestens bis zum 1.10.2004 aufzu-
nehmen. Ziel dieser Verhandlungen ist die Vereinbarung von
solchen Zuschlägen unter gleichberechtigter Berücksichtigung
der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Unternehmen 
und des Grundgedankens “gleicher Lohn für gleiche Arbeit“.

§ 7 Sonstiges

§ 7.12 Zwischen den Tarifvertragsparteien dieses Tarifvertrages 
und dem Arbeitgeber des Kundenbetriebes kann eine ab-
weichende tarifliche Regelung zur Vergütung der Einsatz-
zeiten in diesem Kundenbetrieb (dreiseitige Vereinbarung) 
getroffen werden, wenn diese für die dort eingesetzten 
Mitarbeiter des Zeitarbeitunternehmens günstiger ist.

§ 7.2 Die jeweils gültigen Mindestlöhne im Sinne des § 1 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 Arbeitnehmer-Entsendegesetz sind für jede tat-
sächlich geleistete Stunde mindestens zu zahlen.

§ 8 In-Kraft-Treten und Kündigung

§ 8.1 Dieser Entgelttarifvertrag tritt für die tarifgebundenen Ar-
beitgeber und Mitarbeiter am 1. Januar 2004 in Kraft.

Er kann mit einer Frist von sechs Monaten, erstmals zum 
31. Dezember 2007 gekündigt werden.

§ 8.2 Dieser Entgelttarifvertrag tritt mit Unterzeichnung bereits 
insoweit in Kraft, als dieser durch einzelvertragliche schrift-
liche Vereinbarung mit dem Mitarbeiter bereits ab diesem 
Termin zur Geltung gebracht werden kann (§ 19 AÜG).

Wird vor dem Termin des In-Kraft-Tretens dieses Tarifvertrages
gemäß § 8.1 das AÜG geändert oder wird eine solche Än-
derung in das Gesetzgebungsverfahren eingebracht, tritt 
der Entgelttarifvertrag nur dann in Kraft, wenn nicht eine 
der Tarifvertragsparteien ihn widerruft. Der Widerruf ist zu-
lässig bis 15. Dezember 2003.
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1 Protokollnotiz zu § 4: Die für die Berechnung der Zuschläge erhebliche Überlassungszeit beginnt mit In-Kraft-Treten bzw. vorheriger Anwendung 
des Entgelttarifvertrages gemäß § 8.

2 Protokollnotiz zu § 7.1: Tarifvertragspartei in diesem Sinne ist für die Seite der Gewerkschaften die jeweils für den Kundenbetrieb zuständige DGB Mitgliedsgewerkschaft.



Wird das AÜG nach In-Kraft-Treten des Entgelttarifvertra-
ges grundsätzlich geändert, steht beiden Tarifvertragspar-
teien abweichend von § 8.1 Abs. 2 ein außerordentliches 
Kündigungsrecht mit Monatsfrist zum Monatsende zu.

Bonn / Berlin, den 22. Juli 2003

Bundesverband Zeitarbeit Personal-Dienstleistung e.V. (BZA)
Ernst Vollbracht · Gert Denkhaus · Jürgen Uhlemann

und

Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie (IG BCE)
Werner Bischoff · Holger Nieden

Gewerkschaft Nahrung – Genuss – Gaststätten (NGG)
Franz-Josef Möllenber · Gerd Pohl

IG Metall
Jürgen Peters · Armin Schild

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW)
Dr. Eva-Maria Stange · Heiko Gosch

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft e.V. (ver.di)
Dorothea Müller · Jörg Wiedemuth

Industriegewerkschaft Bauen – Agrar – Umwelt (IG BAU)
Klaus Wiesehügel · Dietmar Schäfers

TRANSNET
Norbert Hansen · Alexander Kirchner

Gewerkschaft der Polizei (GdP)
Konrad Freiberg · Bernhard Witthaut

48



Anlage zum Entgelttarifvertrag vom 22. Juli 2003

Entgelttabelle 2004 in Euro

Sonderregelung Ost 2004: – 13,5%

Entgeltgruppe Stundensatz 2,0% 3,5% 5,0% 7,5% Entgeltschlüssel

1 6,85 6,99 7,09 7,19 7,36 74%

2 7,25 7,40 7,50 7,61 7,79 79%

3 8,70 8,87 9,00 9,14 9,35 95%

4 9,20 9,38 9,52 9,66 9,89 100%

5 10,40 10,61 10,76 10,92 11,18 113%

6 11,50 11,73 11,90 12,08 12,36 125%

7 12,50 12,75 12,94 13,13 13,44 136%

8 13,50 13,77 13,97 14,18 14,51 147%

9 15,50 15,81 16,04 16,28 16,66 168%
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Entgeltgruppe Stundensatz 2,0% 3,5% 5,0% 7,5%

1 5,93 6,04 6,13 6,22 6,37

2 6,27 6,40 6,49 6,58 6,74

3 7,53 7,68 7,79 7,90 8,09

4 7,96 8,12 8,25 8,36 8,55

5 9,00 9,18 9,31 9,45 9,67

6 9,95 10,15 10,30 10,44 10,69

7 10,81 11,03 11,19 11,35 11,62

8 11,68 11,91 12,09 12,26 12,55

9 13,41 13,68 13,88 14,08 14,41
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Entgelttabelle 2005 in Euro

Sonderregelung Ost 2005: – 10,5%

Entgeltgruppe Stundensatz 2,0% 3,5% 5,0% 7,5% Entgeltschlüssel

1 7,02 7,16 7,27 7,37 7,55 74%

2 7,43 7,58 7,69 7,80 7,99 79%

3 8,92 9,10 9,23 9,36 9,59 95%

4 9,43 9,62 9,76 9,90 10,14 100%

5 10,66 10,87 11,03 11,19 11,46 113%

6 11,79 12,02 12,20 12,38 12,67 125%

7 12,81 13,07 13,26 13,45 13,77 136%

8 13,84 14,11 14,32 14,53 14,88 147%

9 15,89 16,21 16,44 16,68 17,08 168%

Entgeltgruppe Stundensatz 2,0% 3,5% 5,0% 7,5%

1 6,28 6,41 6,50 6,60 6,67

2 6,65 6,78 6,88 6,98 7,15

3 7,98 8,14 8,26 8,38 8,58

4 8,44 8,61 8,74 8,86 9,07

5 9,54 9,73 9,87 10,02 10,26

6 10,55 10,76 10,92 11,08 11,34

7 11,47 11,70 11,87 12,04 12,33

8 12,38 12,63 12,82 13,00 13,31

9 14,22 14,50 14,72 14,93 15,29

Anlage zum Entgelttarifvertrag vom 22. Juli 2003



Entgelttabelle 2006 in Euro

Sonderregelung Ost 2005: – 8,5%
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Entgeltgruppe Stundensatz 2,0% 3,5% 5,0% 7,5% Entgeltschlüssel

1 7,20 7,34 7,45 7,56 7,74 74%

2 7,62 7,77 7,88 8,00 8,19 79%

3 9,14 9,32 9,46 9,60 9,83 95%

4 9,67 9,86 10,00 10,15 10,39 100%

5 10,93 11,15 11,31 11,47 11,75 113%

6 12,08 12,32 12,51 12,69 12,99 125%

7 13,13 13,40 13,59 13,79 14,12 136%

8 14,18 14,47 14,68 14,89 15,25 147%

9 16,28 16,61 1685 17,10 17,51 168%

Entgeltgruppe Stundensatz 2,0% 3,5% 5,0% 7,5%

1 6,59 6,72 6,82 6,91 7,08

2 6,97 7,11 7,21 7,32 7,49

3 8,36 8,53 8,66 8,78 8,99

4 8,84 9,02 9,15 9,29 9,51

5 10,00 10,20 10,35 10,50 10,75

6 11,06 11,28 11,44 11,61 11,88

7 12,02 12,26 12,44 12,62 12,92

8 12,98 13,24 13,43 13,63 13,95

9 14,90 15,20 15,42 15,65 16,02

Anlage zum Entgelttarifvertrag vom 22. Juli 2003



Entgelttabelle 2007 in Euro
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Anlage zum Entgelttarifvertrag vom 22. Juli 2003

Entgeltgruppe Stundensatz 2,0% 3,5% 5,0% 7,5% Entgeltschlüssel

1 7,38 7,52 7,63 7,75 7,93 74%

2 7,81 7,96 8,08 8,20 8,39 79%

3 9,37 9,56 9,70 9,84 10,07 95%

4 9,91 10,11 10,25 10,40 10,65 100%

5 11,20 11,42 11,59 11,76 12,04 113%

6 12,38 12,63 12,82 13,00 13,31 125%

7 13,46 13,73 13,93 14,13 14,47 136%

8 14,54 14,83 15,05 15,26 15,63 147%

9 16,69 17,03 17,28 17,53 17,94 168%



Protokollerklärung der Tarifvertragsparteien Zeitarbeit
zur Beschäftigungssicherung

Die Tarifvertragsparteien werden sich in besonders gravierenden
Fällen, z. B. zur Abwendung einer Insolvenz, darum bemühen, für
einzelne Arbeitgeber Sonderregelungen zu finden, um damit einen
Beitrag zum Erhalt der Unternehmen und der Arbeitsplätze zu leisten.

Bonn / Berlin, den 22. Juli 2003

Bundesverband Zeitarbeit Personal-Dienstleistung e.V. (BZA)
Ernst Vollbracht · Gert Denkhaus · Jürgen Uhlemann

und

Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie (IG BCE)
Werner Bischoff · Holger Nieden

Gewerkschaft Nahrung – Genuss – Gaststätten (NGG)
Franz-Josef Möllenberg · Gerd Pohl

IG Metall
Jürgen Peters · Armin Schild

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW)
Dr. Eva-Maria Stange · Heiko Gosch

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft e.V. (ver.di)
Dorothea Müller · Jörg Wiedemuth

Industriegewerkschaft Bauen – Agrar – Umwelt (IG BAU)
Klaus Wiesehügel · Dietmar Schäfers

TRANSNET
Norbert Hansen · Alexander Kirchner

Gewerkschaft der Polizei (GdP)
Konrad Freiberg · Bernhard Witthaut

Anhang

Mitgliedsunternehmen des Bundesverbandes Zeitarbeit 
Personal-Dienstleistung e.V. (BZA)
Stand: August 2003
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AAA-Personalservice GmbH

Hohenzollernstraße 27 – 29, 40211 Düsseldorf

Tel (0211) 3 55 90 10, Fax (0211) 3 69 45 21

AAZ ASTRO Personaldienstleistungen GmbH

Schaezlerstraße 13 1/2, 86150 Augsburg

Tel (0821) 34 75 02-0, Fax (0821) 51 30 74

Weitere Büros: in Esslingen, Günzburg, Ingolstadt,

Memmingen, München, Neumünster, Stuttgart, Ulm

ABAKUS Personalüberlassung GmbH

Classen-Kappelmann-Straße 24, 50931 Köln

Tel (0221) 94 38 99-0, Fax (0221) 9 40 22 47

Weitere Büros in: Berlin, Bochum, Bonn, Coesfeld,

Dortmund, Duisburg, Düsseldorf, Essen, Euskirchen,

Erftstadt, Gelsenkirchen, Gevelsberg, Hückelhoven,

Köln, Krefeld, Leipzig, Mönchengladbach,

Paderborn, Wuppertal

ABS Personalservice GmbH & Co. KG

Konrad-Adenauer-Platz 5-6, 44787 Bochum

Tel (0234) 9 12 21 90, Fax (0234) 9 12 21 95

Weiteres Büro in: Dortmund

Accountemps Zeitpersonal,

A division of Robert Half Deutschland GmbH & Co. KG

Mainzer Landstraße 27 – 31, 60329 Frankfurt

Tel (069) 24 24 26-0, Fax (069) 24 24 26-26

Weitere Büros in: Düsseldorf, München

Accurat

Gesellschaft für Personaldienstleistungen mbH 

Kurfürstendamm 125a, 10771 Berlin

Tel (030) 89 38 02 60, Fax (030) 89 38 02 69

Weitere Büros in: Berlin, Bernau, Potsdam

Adecco Personaldienstleistungen GmbH

Hauptverwaltung

Flemingstraße 20 – 22, 36041 Fulda

Tel (06 61) 93 98-0, Fax (06 61) 93 98-100

Weitere Büros in: Aachen, Ahrensburg,

Aschaffenburg, Aue, Augsburg, Bad Hersfeld,

Bad Homburg, Bad Oldesloe, Bamberg, Bautzen,

Bayreuth, Berlin, Bielefeld, Böblingen, Bochum,

Bonn, Braunschweig, Bremen, Bremerhaven,

Bruchsal, Chemnitz, Coburg, Darmstadt, Dessau,

Dissen, Dortmund, Dresden, Duisburg, Düsseldorf,

Eberswalde, Eisenach, Erfurt, Essen, Esslingen,

Flensburg, Frankfurt, Freiberg, Friedrichshafen,

Fulda, Gelsenkirchen, Gera, Gießen, Göppingen,

Gotha, Grimma, Hagen, Halberstadt, Halle, Hamburg,

Hamm, Hanau, Hannover, Heidelberg, Heilbronn,

Heppenheim, Hildesheim, Ingolstadt,Iserlohn, Jena,

Kaiserslautern, Karlsruhe, Kassel, Kiel, Koblenz, Köln,

Königs Wusterhausen, Krefeld, Landshut, Leipzig,

Lörrach, Lübeck, Ludwigsburg, Ludwigshafen,

Lüneburg, Magdeburg, Mainz, Mannheim, Marburg,

Meiningen, Mönchengladbach, Mühlheim, München,

Münster, Neumünster, Norderstedt, Nordhausen,

Nürnberg, Oberhausen, Offenbach, Offenburg,

Osnabrück, Peine, Plauen, Potsdam, Regensburg,

Reutlingen, Rheine, Riesa, Rostock, Rudolstadt,

Saarbrücken, Schmalkalden, Schwandorf, Schwerin,

Staßfurt, Stuttgart, Ulm, Verden, Wiesbaden,

Wolfsburg, Wuppertal, Würzburg, Zwickau

adevis Personaldienstleistungen GmbH & Co. KG

Neue Weyerstraße 10, 50676 Köln

Tel (0221) 92 15 85-0, Fax (0221) 92 15 85-55

ADITUS Personaldienstleistungen GmbH

Karl-Leisner-Straße 15, 47533 Kleve

Tel (02821) 7500-0, Fax (02821) 7500-20

Weitere Büros in: Mönchengladbach, Neuss

AGENZA Personal GmbH

Großneumarkt 20, 20459 Hamburg

Tel (040) 35 51 23-0, Fax (040) 35 51 23-45

A & H Zeitarbeit GmbH

Billstraße 94, 20539 Hamburg

Tel (040) 789 98 88; Fax (040) 789 98 97

Allegro Zeitarbeit GmbH

Margeritenstraße 19, 79576 Weil am Rhein

Tel (07621) 42 23 58-0, Fax (07621) 42 23 58-9 

allzeit Gesellschaft für Personalmanagement mbH

Goethestraße 4 – 8, 60313 Frankfurt

Tel (069) 29 70 20-0, Fax (069) 28 57 51 

Weitere Büros in: Darmstadt, Hanau, Wiesbaden

alpha-Zeitarbeit GmbH

Zeppelinstraße 2, 50667 Köln

Tel (0221) 2 57 38 84, Fax (0221) 2 57 38 36

A
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B

Altmann GmbH Personaldienstleistungen und Montagen

Deggendorfer Straße 37, 94491 Hengersberg

Tel (09901) 93 30-0, Fax (09901) 93 30 30

Weiteres Büro in: Zwickau 

a/m/e GmbH* 

Rimsinger Weg 16, 79111 Freiburg

Tel (0761) 4 56 47-0, Fax (0761) 4 56 47-29 

AMBAU Personalservice GmbH

Nuthedamm 14, 14974 Ludwigsfelde

Tel (03378) 20 69 92, Fax (03378) 20 69 17 

Weiteres Büro in: Gräfenhainichen 

APOLLO Personaldienstleistungen GmbH

Eiffestraße 38, 20537 Hamburg

Tel (040) 25 40 64-0, Fax (040) 25 40 64-25

A PRIORI PERSONALMARKETING GMBH

Eppendorfer Landstraße 109, 20251 Hamburg

Tel (040) 46 96 11 50, Fax (040) 46 85 68 18 

Weiteres Büro in: Ellerau

Arbeit und mehr

Karin Pitschel und Marlis Krause

Zeitarbeit und Arbeitsvermittlung GmbH

Hudtwalckerstraße 11, 22299 Hamburg

Tel (040) 46 06 35-0, Fax (040) 46 06 35-199 

Arbeitsbörse Gesellschaft für Zeitarbeit mbH

Krefelder Straße 57, 41460 Neuss

Tel (02131) 27 98 00, Fax (02131) 27 98 13

Arcom Personaldienstleistungen GmbH

Oberdorfstraße 16, 78054 Villingen-Schwenningen

Tel (07720) 81 38 51, Fax (07720) 81 38 52

A-Team Personalüberlassung GmbH

Wermbachstraße 28, 63739 Aschaffenburg

Tel (06021) 36 26 66, Fax (06021) 36 27 79 

auxilia holding gmbh

Moerser Straße 246, 47198 Duisburg

Tel (02066) 99 88 88, Fax (02066) 99 88 66

AVANT Personal Service GmbH

Bahnhofstraße 9, 73033 Göppingen

Tel (07161) 964880, Fax (07161) 9648829 

avantis personal service GmbH

Benrather Straße 6, 40721 Hilden

Tel (02103) 91 16-0, Fax (0 21 03) 91 16-10

Avor GmbH Personalvermittlung und Zeitarbeit

Hegaustraße 19 a, 78210 Singen

Tel (07731) 6 81 48, Fax (07731) 6 82 57 

AWS Allgemeiner Wirtschaftsservice 

Personalservice GmbH

Doberaner Straße 15, 18057 Rostock

Tel (0381) 493910, Fax (0381) 4939120 

Bächle Personal Service GmbH

Industriestraße 46, 76646 Bruchsal

Tel (07251) 91 86-0, Fax (07251) 91 86-22

Bankpower GmbH Personaldienstleistungen

Kurt-Schumacher-Straße 31, 60311 Frankfurt

Tel (069) 13 37 70 90, Fax (69) 13 37 70 91

Weitere Büros in: Berlin, Düsseldorf, Frankfurt 

Baumer Industrieservice

Bartmannstraße 73, 50226 Frechen

Tel (02234) 95 42 20, Fax (02234) 9 54 22 22 

Bindan GmbH & Co

Bahnhofstraße 8, 28816 Stuhr/Bremen

Tel (0421) 89 93-0, Fax (0421) 89 93-200

Weitere Büros in: Aachen, Bautzen, Bergheim, Berlin,

Bielefeld, Bochum, Bonn, Braunschweig, Bremen,

Bremerhaven, Buxtehude, Chemnitz, Cottbus,

Dortmund, Dresden, Duisburg, Düsseldorf, Erfurt,

Essen, Flensburg, Frankfurt, Gera, Halle, Hamburg,

Hannover, Hildesheim, Hoyerswerda, Kassel, Kiel,

Koblenz, Köln, Krefeld, Leer, Leipzig, Lübeck,

Magdeburg, Mainz, Mannheim, Memmingen,

Mönchengladbach, München, Münster,

Neubrandenburg, Norderstedt, Nürnberg, Offenbach,

Oldenburg, Osnabrück, Paderborn, Plattling, Plauen,

Potsdam, Rostock, Schwerin, Siegburg, Stralsund,

Stuttgart, Stuhr, Suhl, Ulm, Wiesbaden, Winsen/Luhe,

Wuppertal, Zwickau 

BME GmbH

Breitscheidstraße 42, 34119 Kassel

Tel (0561) 77 71 88, Fax (0561) 7 15 70 
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* assoziiertes Mitglied
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C

D

Bockholdt Zeitarbeit AG

Lindenstraße 110, 28755 Bremen

Tel (0421) 3 96 16 11, Fax (0421) 3 80 89 92 

Weiteres Büro in: Lübeck

BOETRONIC GmbH Zeitpersonal

Augustenstraße 44, 80333 München

Tel (089) 20 25 88-0, Fax (089) 2 02 12 34 

Weitere Büros in: Leipzig, Mengkofen

Brunel GmbH

Hauptsitz, World Trade Center, Birkenstraße 15, 28195 Bremen

Tel (0421) 16 94 10, Fax (0421) 16 94 141 

Weitere Büros in: Aachen, Berlin, Bielefeld,

Braunschweig, Chemnitz, Delitzsch, Dortmund,

Dresden, Duisburg, Düsseldorf/Ratingen, Erfurt,

Frankfurt/Mörfelden, Görlitz, Hamburg, Hannover,

Kassel, Kiel, Köln, Mannheim, München, Nürnberg,

Osnabrück, Rostock, Stuttgart, Ulm, Wolfsburg

BS Personalservice Brigitte Weber e.K.

Tullastraße 16, 68161 Mannheim

Tel (0621) 44 90 61, Fax (0621) 40 24 50 

Weiteres Büro in: Mainz

Klaus Buchholz, Rohrleitungs- und Stahlbau

Unter den Erlen 4, 47443 Moers

Tel (02841) 5 01 25, Fax (02841) 50 68 06 

Büro für Zeitarbeit GmbH

Lüneburger Schanze 1, 21614 Buxtehude

Tel (04161) 71 43 81, Fax (04161) 71 43 83 

BZ Personalmanagement GmbH

Tempelsweg 40, 47918 Tönisvorst

Tel (02151) 7 06 16-20, Fax (02151) 7 06 16-41 

Weitere Büros in: Krefeld, Viersen

CENIS Consulting-Personal-Service GmbH

Leopoldstraße 87, 80802 München

Tel (089) 38 17 05-0, Fax (089) 38 17 05-50 

Weitere Büros in: Berlin, Stuttgart

City Büro Service GmbH

Uhlandstraße 167, 10719 Berlin

Tel (030) 8 54 10 94 Fax (030) 8 54 10 97 

City-Job Zeitarbeit GmbH

Neuer Wall 10, 20354 Hamburg

Tel (040) 35 35 27, Fax (040) 35 45 43 

Weiteres Büro in: Berlin 

Clauss & Hegerhorst Personal Partner GmbH

Hamburger Straße 180, 20083 Hamburg

Tel (040) 32 90 89-0, Fax (040) 32 90 89-15

Competenz GmbH

Friedrichstraße 22, 78050 Villingen-Schwenningen

Tel (07721) 84 52-0, Fax (07721) 84 52-22 

CONNECT Personal-Service Marketing GmbH 

Hegeweg 2, 57580 Gebhardshain

Tel (02747) 93 04 00, Fax (02747) 93 04 02 

Consens Zeitarbeit GmbH

Osterstraße 116, 20259 Hamburg

Tel (040) 40 00 31, Fax (040) 4 91 29 38 

Constat Personaldienstleistungen GmbH

Bahnhofplatz 1, 94315 Straubing

Tel (09421) 96 13-0, Fax (09421) 96 13-20 

Creyf's Holding Deutschland GmbH

Landsberger Straße 312, 80687 München

Tel (089) 56 82 70, Fax (089) 56 82 71 00 

Dacapo Unternehmen für Zeitarbeit GmbH

Wandsbeker Marktstraße 162, 22041 Hamburg

Tel (040) 68 28 98-0, Fax (040) 68 28 98-15 

DAS PERSONAL

Gesellschaft für Personal-Service mbH

Augustinerstraße12, 50667 Köln

Tel (0221) 2 58 14 86, Fax (0221) 2 58 14 83 

DEKRA Arbeit GmbH

Schulze-Delitzsch-Straße 43, 70565 Stuttgart

Tel (0711) 78 23 83-0, Fax (0711) 78 23 83-20

Weitere Büros in: Augsburg, Bensheim, Berlin,

Biberach, Bochum, Bremen, Bremerhaven, Dortmund,

Dresden, Essen, Frankfurt, Freiburg, Gelsenkirchen,

Gera, Gießen, Hagen, Hamburg, Hamm, Hannover,

Homburg, Karlsruhe, Kiel, Koblenz, Köln, Krefeld,

Lahr, Landsberg, Laupheim, Lebach, Leipzig,

Lüdenscheid, Ludwigshafen, Magdeburg, Neuruppin,

Offenburg, Rostock, Saarbrücken, Saarlouis, Singen,

Soltau, Stade, Trier, Villingen



57

* assoziiertes Mitglied

EDEKRA Kaufmännische Dienste GmbH 

Classen-Kappelmann-Straße 24, 50931 Köln

Tel (0221) 94 38 99-0, Fax (0221) 9 40 22 47

Weitere Büros in: Aachen, Bergheim, Bonn,

Düsseldorf, Koblenz, Köln, Krefeld 

Delta Personalservice Schäffer OHG

Am Listholze 82, 30177 Hannover

Tel (0511) 39 93 91 31, Fax (0511) 39 93 91 50 

Die p.A.

Die private Arbeitsvermittlung & Personalleasing GmbH

Saalestraße 36, 39126 Magdeburg

Tel (0391) 50 81 35-0, Fax (0391) 50 81 35-5

Weitere Büros in: Berlin, Eisenach, Erfurt, Gotha,

Leuna, Strausberg, Velten, Wurzen, Zeitz 

DIS Deutscher Industrie Service AG

Niederkasseler Lohweg 18, 40547 Düsseldorf

Tel (0211) 53 06 53-0, Fax (0211) 53 06 53-751

Weitere Büros in: Aachen, Aalen, Augsburg, Berlin,

Bielefeld, Böblingen, Bonn, Braunschweig, Bremen,

Bruchsal, Castrop-Rauxel, Chemnitz, Darmstadt,

Dessau, Dinkelsbühl, Dortmund, Dresden, Duisburg,

Erfurt, Essen, Esslingen, Frankfurt, Freiburg, Freising,

Friedrichshafen, Halle, Hamburg, Hanau, Hannover,

Heilbronn, Hildesheim, Jena, Karlsruhe, Kassel, Kiel,

Koblenz, Köln, Landshut, Leipzig, Ludwigsburg,

Magdeburg, Mannheim, Memmingen, Mettmann,

München, Nürnberg, Oberursel, Offenbach,

Pforzheim, Pinneberg, Potsdam, Regensburg,

Reutlingen, Schorndorf, Siegen, Speyer, Stade,

Stuttgart, Ulm, Wiesbaden, Wuppertal 

DREADA Gesellschaft für Arbeitsvermittlung 

und Zeitarbeit mbH

Friesenplatz 1, 50672 Köln

Tel (0221) 92 58 28-0, Fax (0221) 92 58 28-28 

DSD – Der Sekretärinnen-Dienst

Kurfürstendamm 40-41, 10719 Berlin

Tel (030) 8 81 30 56, Fax (030) 8 82 66 37 

DSS Gesellschaft für Dienstleistung,

Sicherheit und Service mbH

Postfach 62 60, 97012 Würzburg

Tel (0931) 9 03 12 28, Fax (0931) 9 03 10 08

Weiteres Büro in: Erfurt

EIPPER-DA-PERSONALSERVICE GmbH

Klausener Straße 12, 39112 Magdeburg

Tel (0391) 62 98 590, Fax (0391) 62 98 591

Eisenberg Zeitarbeit GmbH

Oststraße 45, 40211 Düsseldorf

Tel (0211) 35 59 33-0, Fax (0211) 35 59 33-33

Elan IT ReSource GmbH

Gerbermühlstraße 5, 60594 Frankfurt

Tel (069) 66 05 57-0, Fax (069) 66 05 57-13

Weitere Büros in: Berlin, Düsseldorf, Erfurt, Essen,

Hamburg, Hannover, Köln, Leonberg, Mannheim,

München

Engineering by Manpower GmbH

Walter-Kolb-Straße 9 – 11, 60594 Frankfurt/Main

Tel (069) 60 62 76 10, Fax (069) 60 62 76 13

Eskoh Industriemontagen GmbH

Königswiese 11, 45894 Gelsenkirchen

Tel (0209) 3 60 96-0, Fax (02 09) 3 60 96-49 

EUROJOBS PERSONALDIENSTLEISTUNGEN GMBH

Schwanthaler Straße 69, 80336 München

Tel (089) 51 56 36-0, Fax (089) 51 56 36-20

Weitere Büros in: Düsseldorf, Stuttgart

EXPEMA GmbH Externes Personalmanagement

Torstraße 21, 70173 Stuttgart

Tel (0711) 2 48 493-6, Fax (0711) 2 48 493-88

Weitere Büros in: Heilbronn, Karlsruhe, Mannheim

EXTRA-Personalservice GmbH

Kattunbleiche 31a, 22041 Hamburg

Tel (040) 68 28 83-0, Fax (040) 68 28 83-44 

Weitere Büros in: Berlin, Dresden, Hamburg,

Hannover

Felser GmbH Personaldienstleistungen

Knochenhauerstraße 41/42, 28195 Bremen

Tel (0412) 1 62 89-0, Fax (0421) 1 62 89-49 

Weiteres Büro in: Hamburg

Fink Personal Dienstleistungs GmbH

Wilmersdorfer Straße 122, 10627 Berlin

Tel (030) 3 12 76 69, Fax (030) 3 12 63-00 
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FLEX-TIME Zeitarbeit GmbH

Steinstraße 19, 20095 Hamburg

Tel (040) 64 50 33-0, Fax (040) 64 50 33-22 

Weitere Büros in: Hamburg

Monika Franz Büropersonaldienste GmbH

Bayenthalgürtel 11, 50968 Köln

Tel (0221) 37 67 20, Fax (0221) 37 67 220 

Gebhardt – Personal auf Zeit GmbH

Kurfürstendamm 40 – 41, 10719 Berlin

Tel (030) 88 91 32 13, Fax (030) 8 82 66 37 

GFZ München Personalmanagement GmbH

Leopoldstraße 67, 80802 München

Tel (089) 23 23 78-0, Fax (089) 23 23 78-79 

Gesellschaft für Zeitarbeit mbH

Am Sande 31a, 21335 Lüneburg

Tel (04131) 73 30 55-56, Fax (04131) 73 30 50 

H&P Personal Service GmbH

Gotenstraße 12, 20097 Hamburg

Tel (040) 3 23 28 10, Fax (040) 32 32 81 25 

hajo-activ-Zeitarbeit GmbH & Co. KG

Ernst-Merck-Straße 12 – 14, 20099 Hamburg

Tel (040) 28 00 67-0, Fax (040) 24 14 34

Weitere Büros in: Berlin, Elsterwerda, Essen, Halle,

Leipzig 

Hanse Personal Service GmbH

Klenow Tor, Albrecht-Tischbein-Straße 46

18109 Rostock

Tel (0381) 1 20 41 89, Fax (0381) 1 20 41 99 

headway GmbH Personaldienstleistungen

Hofmark-Aich 28, 84030 Landshut

Tel (0871) 9 75 28-0, Fax (0871) 9 75 28-13

Weitere Büros in: Annaberg-Buchholz, Chemnitz,

Ergolding, Halle, Kirchheim, München, Regensburg,

Rosenheim, Straubing, Wackersdorf 

HERZOG-PERSONAL-SERVICE GmbH 

Mittelstraße 11, 50672 Köln

Tel (0221) 92 59 25-0, Fax (0221) 92 59 25-25 

H K Personal-Dienste GmbH

Aachener Straße 201, 50931 Köln

Tel (0221) 94 05 68-0, Fax (0221) 94 05 68-2

Weitere Büros in: Hamm, Köln, Merseburg 

I. K. Hofmann GmbH Personal Leasing

Lina-Ammon-Straße 19, 90471 Nürnberg

Tel (0911) 9 89 93-0, Fax (0911) 9 89 93-99

Weitere Büros in: Augsburg, Bamberg, Bautzen, Bayreuth,

Berlin, Böblingen, Bonn, Braunschweig, Bremen, Chemnitz,

Cottbus, Dessau, Dingolfing, Dresden, Düsseldorf, Eisenach,

Eisenhüttenstadt, Erfurt, Erlangen, Frankfurt/M., Freiberg,

Fürstenwalde, Fürth, Gera, Gunzenhausen, Halle, Hamburg,

Hannover, Ingolstadt, Kaiserslautern, Kassel, Köln,

Landshut/Altdorf, Leipzig, Magdeburg, Mannheim,

Marktheidenfeld, München, Neustadt/Aisch, Nürnberg,

Querfurt, Radebeul, Regensburg, Rostock, Schwandorf,

Schwerin, Stuttgart, Weißenfels, Würzburg, Zwickau 

hsi personaldienste gmbh & co. kg

Hauptverwaltung

Theodor-Heuss-Straße 23, 70174 Stuttgart

Tel (0711) 22 29 75-60, Fax (0711) 22 29 75-76 

Weitere Büros in: Berlin

hsi personaldienste hart & schenk gmbh

Hauptverwaltung

Theodor-Heuss-Straße 23, 70174 Stuttgart

Tel (0711) 22 29 75-0, Fax (0711) 22 29 75-75 

Weitere Büros in Ludwigsburg, Mannheim, Stuttgart

Ideal Personal Dienstleistungs GmbH

Hohenstaufenring 53, 50674 Köln

Tel (0221) 92 13 69-0, Fax (0221) 92 13 69-22 

Ideal Time Personal Service GmbH

Europaallee , 54343 Föhren

Tel (06502) 92 94-0, Fax (06502) 92 94-22

Weitere Büros in: Hermeskeil, Wittlich 

IHD-Industrie-Handwerk Dienstleistungen GmbH

Kurkölner Platz 1, 57462 Olpe

Tel (02761) 9095-0, Fax (02761) 9095-10

Weiteres Büro in: Herborn 

interServ Gesellschaft für Personal- und 

Beraterdienstleistungen mbH

Friedrich-Ebert-Allee 114 – 126, 53113 Bonn

Tel (0228) 920-3 60 00, Fax (0228) 920-3 60 09

Weitere Büros in: Berlin, Dortmund, Frankfurt,
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Hamburg, Hannover, Karlsruhe, Leipzig, Ludwigshafen,

München, Nürnberg, Saarbrücken, Stuttgart 

IPEKA oHG Personaldienstleistungen

Hauptstraße 87, 79761 Waldshut-Tiengen

Tel (07741) 96 94 90, Fax (07741) 96 94 99

IST Ihr Service Team für 

Personaldienstleistungen GmbH

Viehofer Straße 14, 45127 Essen

Tel: (0201) 24 72 7-0, Fax (0201) 24 72 7-27 

ISU Unternehmen für Zeitarbeit GmbH 

Schwarzwaldstraße 39, 76137 Karlsruhe

Tel (0721) 9 37 80-0, Fax (0721) 9 37 80-80 

Weitere Büros in: Böblingen, Kehl, Lörrach,

Merzhausen, Villingen

IVS Industrie- u. Verwaltungs-Service GmbH

Hauptverwaltung

Mühlenstraße 20, 47441 Moers

Tel (02841) 2 52 14, Fax (02841) 1 67 01

Weitere Büros in: Kleve, 2 x in Moers 

JENATEC Industriemontagen GmbH*

Stauffenbergstraße 35a, 07747 Jena

Tel (03641) 47 40, Fax (03641) 47 42 72

Weitere Büros in: Freudenstadt, Weimar

JOB Kontor Zeitarbeit GmbH

Altstädter Straße 23, 20095 Hamburg

Tel (040) 7 80 19 32-15, Fax (040) 7 80 19 32-19

jobs4time Personaldienstleistung GmbH

Metzer Straße 45, 66802 Überherrn

Tel (06837) 90 98 83, Fax (06837) 90 99 27

jobs in time Holding AG

Mattentwiete 5, 20457 Hamburg

Tel (040) 68 87 56-0, Fax (040) 68 87 56-99 

Weitere Büros in: Bad Homburg, Berlin, Bonn,

Dresden, Erfurt, Frankfurt/M., Gießen, Jena,

Wiesbaden

John Personalleasing GmbH

Beratung & Dienstleistung

Gotenstraße 4, 20097 Hamburg

Tel (040) 23 88 48-0, Fax (040) 23 88 48-48

Kangaroo Personaldienstleistungen GmbH

Liesegangstraße 20, 40211 Düsseldorf

Tel (0211) 1 79 38 20, Fax (0211) 17 93 82 20 

Weitere Büros in: Hückelhoven-Baal, Köln, Krefeld,

Mönchengladbach, Neuss, Unna

Kelly Services Zeitarbeit GmbH & Co. OHG*

Ludwig-Erhard-Straße 37, 20459 Hamburg

Tel (040) 31 77 31-0, Fax (040) 31 77 31-11

Weitere Büros in: Berlin, Düsseldorf, Frankfurt,

Hamburg, Köln, München, Stuttgart

K & P Personalservice GmbH

Lindwurmstraße 149, 80337 München

Tel (089) 74 71 67-0, Fax (089) 74 60 66-9 

Christa Kiel-Krautzig 

Personaldienstleistungen

Dreilindenstraße 80, 45128 Essen

Tel (0201) 24 77 77, Fax (0201) 2 47 77 34 

Klaiber Personal-Service GmbH

Hutfilterstraße 7, 28195 Bremen

Tel (0421) 1 65 45 38, Fax (0421) 1 65 45 41 

KM Personalmarketing GmbH

Thomas-Wimmer-Ring 9, 80539 München

Tel (089) 29 14 14, Fax (089) 29 12 60 

konplan GmbH Ingenieurbüro für Industrieanlagen-

planung u. Systemhaus für Mikroelektronik

Friedrich-König-Straße 3-5, 68167 Mannheim

Tel (0621) 33 80 80, Fax (0621) 33 80 89-9 

KÖTTER Personal Service GmbH & Co. KG

Wilhelm-Beckmann-Straße 7, 45307 Essen

Tel (0201) 27 88-106, Fax (0201) 27 88 -177

Weitere Büros in: Dortmund, Duisburg, Düsseldorf,

Essen, Köln, Worms 

Frank Krause Personalmanagement GmbH

Ifflandstraße 80-82, 22087 Hamburg

Tel (040) 69 70 35 90, Fax (040) 69 70 35 55 

KRUSCHINA KG Personaldienstleistungen

Schillerstraße 63, 70839 Gerlingen

Tel (07156) 92 14-0, Fax (07156) 92 14-99

Weiteres Büro in: Stuttgart 
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KS-Personaldienst

Klosterwall 4 – 6, 20095 Hamburg

Tel (040) 33 04 17, Fax (040) 32 71 56 

L'AGENCE Personaldienstleistungen GmbH

Nürnberger Straße 31, 63450 Hanau

Tel (06181) 91 91 91, Fax (06181) 91 91 93 

Langenfeld Personaldienstleistung GmbH

Schwanthaler Straße 43, 80336 München

Tel (089) 55 22 66-0, Fax (089) 55 22 66-29 

Leistenschneider GmbH Personaldienstleistungen

Hans-Schardt-Straße 3, 66822 Lebach

Tel (06881) 92 22-0, Fax (06881) 92 22-40

Weitere Büros in: Saarbrücken, Trier

Linnhoff & Pasternak GmbH

Dortmunder Straße 96, 59427 Unna

Tel (02303) 57 43, Fax (02303) 5 19 48 

LKY Wartungs- und Industrie-Service GmbH

Hammerweg 39, 64710 Michelstadt

Tel (06061) 12 25 13, Fax (06061) 1 22 54 

LTB–Leasing für technisches Personal

Borgweg 15 A, 22303 Hamburg

Tel (040) 27 12 13-15, Fax (040) 27 12 31 

Lücke & Partner Consulting GmbH

Rathenauplatz 2, 50674 Köln

Tel (0221) 60 60 86-0, Fax (0221) 60 60 86-29 

MANPOWER GmbH Personaldienstleistungen

Kurt-Schumacher-Straße 31, 60311 Frankfurt

Tel (069) 1 53 03-0, Fax (069) 1 53 03-330

Weitere Büros in: Aachen, Ahrensburg,

Aschaffenburg, Aue, Augsburg, Bad Hersfeld,

Bad Homburg, Bad Kreuznach, Balingen, Bamberg,

Bautzen, Bayreuth, Bensheim, Berlin, Biberach,

Bielefeld, Böblingen, Bochum, Bonn, Brandenburg,

Braunschweig, Bremen, Bremerhaven, Chemnitz,

Cloppenburg, Coburg, Cottbus, Darmstadt,

Deggendorf, Dessau, Dillenburg, Donauwörth,

Dortmund, Dresden, Duisburg, Düren, Düsseldorf,

Eisenach, Elmshorn, Emden, Erfurt, Erkner, Erlangen,

Essen, Esslingen, Flensburg, Frankfurt/M., Freiburg,

Friedberg, Friedrichshafen, Fulda, Füssen, Gelnhausen,

Gelsenkirchen, Gera, Gießen, Gotha, Göttingen,

Grünstadt, Günzburg, Hagen, Halberstadt,

Haldensleben, Halle, Hamburg, Hameln, Hamm,

Hanau, Hannover, Heidelberg, Heilbronn, Heiligenstadt,

Hildesheim, Ingolstadt, Itzehoe, Jena, Kaiserslautern,

Karlsruhe, Kassel, Kaufbeuren, Kempten, Kiel, Koblenz,

Köln, Königs Wusterhausen, Konstanz, Krefeld,

Landsberg, Landshut, Langenhagen, Leipzig, Leonberg,

Leverkusen, Limburg, Lörrach, Lübeck, Ludwigsburg,

Ludwigshafen, Lüneburg, Magdeburg, Mainz,

Mannheim, Memmingen, Merseburg, Minden,

Mönchengladbach, Montabaur, Mülheim/Ruhr,

München, Münster, Neu-Isenburg, Neubrandenburg,

Neumünster, Neuss, Nienburg, Norderstedt,

Nordhausen, Nürnberg, Oberhausen, Offenbach,

Offenburg, Oldenburg, Olpe, Osnabrück, Paderborn,

Pforzheim, Pinneberg, Plauen, Potsdam, Rastatt,

Ratingen, Recklinghausen, Regensburg, Reutlingen,

Riesa, Rodgau, Rosenheim, Rostock, Rüsselsheim,

Saarbrücken, Schweinfurt, Schwerin, Siegburg,

Siegen, Sinsheim, Solingen, Staßfurt, Stralsund,

Stuttgart, Suhl, Trier, Ulm, Verden, Villingen,

Wiesbaden, Wolfratshausen, Wolfsburg, Worms,

Wunstorf, Wuppertal, Würzburg, Zwickau

MAN AT WORK GmbH & Co. KG

Zeppelinstraße 9, 63667 Nidda

Tel (06043) 98 68-0, Fax (06043) 98 68-18 

MED Kontor Personalservice GmbH

Kleine Reichenstraße 1, Reichenhof, 20457 Hamburg

Tel (040) 32 54 64-0, Fax (040) 32 54 64 65 

Weitere Büros in: München, Ulm

MEDIAL Personalmanagement GmbH

Tal 10, 80331 München

Tel (089) 21 10 77-50, Fax (089) 21 10 77-35 

Weitere Büros in: Frankfurt, Hamburg

Medlife Personalleasing GmbH

Gänsemarkt 21 – 23, 20354 Hamburg

Tel (040) 41 91 33 60, Fax (040) 41 91 33 66 

MONTAS Montage Service GmbH

Bahnhofstraße 5, 04668 Grimma

Tel (0 34 37) 99 19-45, Fax (0 34 37) 99 19-46 

MPS Personalservice GmbH

Traminerweg 1, 55296 Lörzweiler

Tel (0 61 38) 75 01, Fax (0 61 38) 62 78 

Weitere Büros in: Alzey, Bad Kreuznach, Darmstadt,

Delitzsch,Dresden,Gera,Mainz, Plauen, Riesa, Zwickau
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MS Mitarbeiter Service GmbH

Hans-Sachs-Straße 25, 86339 Bobingen

Tel (08234) 99 80, Fax (08234) 99 81 00 

Mumme Personaldienstleistungen GmbH

Rudolf-Diesel-Straße 17 – 25, 46485 Wesel

Tel (0281) 98 80-0, Fax (0281) 98 80-99 

Weitere Büros in: Düsseldorf, Emmerich, Frechen,

Gelsenkirchen, Halle, Koblenz, Krefeld, Limburg,

Mönchengladbach, Oberhausen, Wuppertal

Adam Mund GmbH & Co. KG Industriereinigung

Daimlerstraße 5, 50354 Hürth

Tel (02233) 97 40 7-0, Fax (02233) 97 40 7-40 

NEPTUN Verwaltungs- und 

Beteiligungsgesellschaft mbH

Eschenstraße 8, 82024 Taufkirchen

Tel (089) 61 29 01-0, Fax (089) 61 29 01-22 

NEXTIME Gesellschaft für modernes 

Personalmanagement mbH

Adalbert-Stifter-Straße 2, 93073 Neutraubling

Tel (09401) 92 01-0, Fax (09401) 84 74

Weitere Büros in: Chemnitz, Hof, Landshut,

Regensburg, Zwickau 

NOVUM Dienstleistungs GmbH

Ulzburger Straße 468, 22844 Norderstedt

Tel (040) 53 71 85 50, Fax (040) 53 71 85 60 

Optima Büroservice GmbH

Kortumstraße 41, 44787 Bochum

Tel (0234) 6 04 44, Fax (0234) 6 04 46 

OSB AG Ingenieur- und IT-Dienstleistungen

Klenzestraße 38, 80469 München

Tel (089) 23 88 57-50, Fax (089) 23 88 57-40 

P & C Team GmbH Personaldienstleistungen

Rosental 8, 80331 München

Tel (089) 23 23 88-0, Fax (089) 23 23 88-23

PALLAS Personaldienstleistung GmbH

Lohweg 25, 85375 Neufahrn

Tel (08165) 64 75-30, Fax (08165) 64 75-56

Weitere Büros in: Hagen, Neufahrn, Wuppertal

PCS & NMS GmbH

Wehratalstraße 84, 79664 Wehr

Tel (07761) 5 84 63, Fax (07761) 21 30

Permacon GmbH

Gertrudenkirchhof 10, 20095 Hamburg

Tel (040) 33 17 52, Fax (040) 33 17 53

Weitere Büros in: Berlin, Frankfurt/Main, München,

Stuttgart 

Personal-Connect GmbH

In der Muslen 47, 78054 VS-Schwenningen

Tel (07720) 99 29 92, Fax (07720) 99 29 90 

Personal Springer Dienstleistungs GmbH

Arheilger Weg 6a, 64380 Roßdorf

Tel (06154) 6 02 60, Fax (06154) 60 26 49 

24-Std.-Hotline: (07000) JOBLINE 

Weitere Büros in: Darmstadt, Frankfurt, Mainz,

Rüsselsheim, Wiesbaden

PKR GmbH Gewerbepark

Grüner Weg 26, 59269 Beckum

Tel (02521) 82 80 40, Fax (02521) 82 80 41 

PPE Personaldienstleistungen GmbH & Co. KG

Knöbelstraße 24, 80538 München

Tel (089) 2 19 99 00, Fax (089) 29 45 21 

freecall: 0800-CALL PPE (0800) 22 55 77 3

profi personal GmbH

Büchsenstraße 15, 70173 Stuttgart

Tel (0711) 1 62 76-0, Fax (0711) 1 62 76-33 

Weitere Büros in: Augsburg, Heilbronn, München

profil Personaldienstleistungen 

I. Becker & Partner GmbH

Lindwurmstraße 5, 80337 München

Tel (089) 26 36 96, Fax (089) 26 36 11 

Proflex Zeitarbeitsgesellschaft mbH

St. Georgener Straße 7, 79111 Freiburg

Tel (0761) 4 79 50-0, Fax (07 61) 4 79 50-22 

Propartner Zeitarbeit & Handelsagentur GmbH

Im Kränzliacker 9, 79576 Weil am Rhein

Tel (07621) 95 69 59-0, Fax (07621) 95 69 59-9 

Weiteres Büro in: Freiburg
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Raichle Personal Service GmbH

Maximilianstraße 8, 53111 Bonn

Tel (0228) 63 14 24, 63 10 17, Fax (0228) 69 57 15

Weiteres Büro in: Köln 

Randstad Deutschland GmbH & Co. KG

Ginnheimer Straße 4, 65760 Eschborn

Tel (06196) 4 08 12 00, Fax (06196) 4 08 12 09

Weitere Büros in: Aachen, Aalen, Ahrensburg, Albstadt,

Altenburg, Altötting, Amberg, Ansbach, Arnsberg,

Aschaffenburg, Attendorn, Augsburg, Bad Hersfeld,

Bad Homburg, Bad Kreuznach, Bad Salzungen,

Bad Vilbel, Bautzen, Bayreuth, Berlin, Bernburg,

Biberach, Bielefeld, Bietigheim-Bissingen, Bitterfeld,

Bochum, Bonn, Borken, Braunschweig, Bremen,

Bremerhaven, Bremervörde, Bruchsal, Brühl,

Castrop-Rauxel, Celle, Chemnitz, Coburg, Cottbus,

Crailsheim, Darmstadt, Deggendorf, Delmenhorst,

Dessau, Detmold, Dingolfing, Donauwörth, Dortmund,

Dresden, Duisburg, Düren, Düsseldorf, Eisenach, Erfurt,

Emden, Erlangen, Eschborn, Essen, Esslingen,

Ettlingen, Flensburg, Frankfurt, Frechen, Freiberg,

Freiburg, Freising, Friedrichshafen, Fürth,Gelsenkirchen,

Gera, Gießen, Gladbeck, Göppingen, Görlitz, Goslar,

Gotha, Göttingen, Grimma, Großenhain, Gummersbach,

Günzburg, Gütersloh, Hagen, Hagenow, Halberstadt,

Haldensleben, Halle, Hamburg, Hameln, Hamm,Hanau,

Hannover, Heidelberg, Heidenheim, Heilbronn,

Heppenheim, Hildesheim, Hof/Saale, Ingolstadt,

Iserlohn, Itzehoe, Jena, Kaiserslautern, Karlsruhe,

Kassel, Kempten, Kerpen, Kiel, Kleve, Koblenz, Köln,

Krefeld, Landau, Landsberg, Landshut, Leer, Leipzig,

Leonberg, Leverkusen, Limburg, Lörrach, Lübeck,

Ludwigsburg, Ludwigsfelde, Ludwigshafen,

Lüdenscheid, Lüneburg, Magdeburg, Mainz,

Mannheim, Memmingen, Minden, Moers,

Mönchengladbach, Mühlheim a.d. Ruhr, München,

Münster, Neubrandenburg, Neu-Isenburg, Neumarkt,

Neumünster, Neuss, Neuwied, Norderstedt,

Nordhausen, Nürnberg, Nürtingen, Oberhausen,

Oberursel, Offenbach, Offenburg, Oldenburg, Olpe,

Osnabrück, Paderborn, Peine, Penzberg, Pforzheim,

Pinneberg, Plauen, Potsdam, Rastatt, Ratingen,

Ravensburg, Regensburg, Remscheid, Reutlingen,

Rheine, Rosenheim, Rostock, Saalfeld, Saarbrücken,

Saarlouis, Salzgitter, Schleswig, Schweinfurt, Schwelm,

Schwerin, Siegburg, Siegen, Sindelfingen, Singen,

Sinsheim, Soest, Solingen, Soltau, Stade, Staßfurt,

Stendal, Stuttgart, Suhl, Trier, Tübingen, Ulm, Unna,

Velbert, Verden, Villingen-Schwenningen, Waiblingen,

Weißenfels, Wesel, Wiesbaden, Wilhelmshaven,

Wipperfürth, Witten, Wolfsburg, Worms, Wuppertal,

Würzburg, Zwickau 

RASANT Personal-Leasing GmbH

Altenwall 29, 28195 Bremen

Tel (0421) 3 22 69-0, Fax (04 21) 3 22 69 -77

Weitere Büros in: Emden, Hannover, Oldenburg,

Verden 

ready – Personaldienstleistungen 

Chemnitz-Zwickau Michael Meisel e.K.

Lohstraße 9, 09111 Chemnitz

Tel (0371) 6 66 37 16, Fax (0371) 6 66 05 37 

Weiteres Büro in: Treuen 

reimer personal-partner gmbh

Josef-Schregel-Straße 26, 52349 Düren

Tel (02421) 2 24 80, Fax (02421) 22 48 22

rentaman GmbH

Steinweg 7, 60313 Frankfurt/Main

Tel (069) 9 13 04 00, Fax (069) 28 91 19

RÖSKE Personaldienstleistungen e.K.

Wenzelgasse 12, 53111 Bonn

Tel (0228) 9 76 49 90, Fax (0228) 9 76 49 99 

rombus Gesellschaft für Zeitarbeit mbH

Große Bockenheimer Straße 43, 60313 Frankfurt

Tel (069) 1 33 74 03, Fax (069) 13 37 40 40

Weitere Büros in: Berlin, Hamburg, Leipzig,

Magdeburg 

RÜCKER GmbH

Kreuzberger Ring 40, 65205 Wiesbaden

Tel (0611) 73 75-0, Fax (0611) 73 75-102

Weitere Büros in: Berlin, Fellbach Gifhorn, Hamburg,

Ingolstadt, Magdeburg, München, Osnabrück,

Rüsselsheim, Sindelfingen, Troisdorf, Ulm,

Wiesbaden, Wuppertal 

S & F Personal Dienstleistungen GmbH

Marktstraße 11, 51643 Gummersbach

Tel (02261) 8 15 30, Fax (02261) 81 53 19

Weitere Büros in: Hagen, Köln, Solingen 
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Salo & Partner Personal GmbH

Spaldingstraße 57 – 59, 20097 Hamburg

Tel (040) 23 91 61 18, Fax (040) 23 91 62 28

Weiteres Büro in: Hamburg

Secretary Plus Management Support GmbH

Schumannstraße 56, 60325 Frankfurt

Tel (069) 97 40 58 43, Fax (069) 97 40 58 45

Weitere Büros in: Düsseldorf, Essen, Köln 

Seibert GmbH

Kohlerstraße 4, 88214 Ravensburg

Tel (0751) 6 73 93-94, Fax (0751) 6 73 95 

Select GmbH Unternehmen für Zeitarbeit GmbH

Hambrückerstraße 52, 76694 Forst

Tel (07251) 91 70-0, Fax (07251) 91 70-21

Weitere Büros in: Darmstadt, Karlsruhe, Wiesloch

Service Center GmbH

Friedrichstraße 36, 73033 Göppingen

Tel (07161) 60 69 90, Fax (07161) 60 69 920 

Weiteres Büro in: Friedrichshafen

SL Personalberatungs- und Dienstleistungs GmbH

Heroldstraße 9, 44627 Herne

Tel (02323) 1 47 79-0, Fax (02323) 1 47 79-20

SOFITEX Zeitarbeit GmbH

MetzerStraße 135, 66117 Saarbrücken

Tel (0681) 58 81 00, Fax (0681) 5 88 10 22

START Zeitarbeit NRW GmbH 

Beekstraße 48 – 50, 47051 Duisburg

Tel (0203) 2 95 19-0, Fax (0203) 2 95 19-16 

Weitere Büros in:

Ahlen, Bergisch Gladbach, Bielefeld, Bochum, Bonn,

Brühl, Coesfeld, Dortmund, Düren, Düsseldorf,

Duisburg, Essen, Gummersbach, Hagen, Hamm,

Herford, Köln, Krefeld, Leverkusen, Lüdenscheid,

Mönchengladbach, Münster, Oberhausen, Olpe,

Paderborn, Rheine, Siegen, Solingen, Stolberg,

Troisdorf, Wesel, Witten, Wuppertal

Stiefel Personal Partner GmbH

Zum Taubengarten 54, 63571 Gelnhausen

Tel (06051) 92 85-0, Fax (06051) 92 85-10

Weitere Büros in: Alzenau, Aschaffenburg, Hanau,

Miltenberg, Wiesbaden, Würzburg

Zeitpersonal Elisabeth Swoboda

Albert-Hahn-Straße 21, 47269 Duisburg

Tel (0203) 76 40 76, Fax (0203) 5 55 81 18 

SZA Service für Zeit-Arbeit GmbH

Anckelmannstraße 13, 20537 Hamburg

Tel (040) 2 50 50 63 u. 25 40 93, Fax (040) 25 88 28 

TEAM BS Betriebs-Service GmbH

Herrnrainweg 5, 63067 Offenbach

Tel (069) 91 33 45-0, Fax (069) 91 33 45-50

Weitere Büros in: Aschaffenburg, Bautzen, Berlin,

Darmstadt, Dresden, Eisenach, Erfurt, Essen,

Frankfurt/M., Halle, Hanau, Kiel, Koblenz, Köln,

Leipzig, Mainz, Mannheim, Offenbach, Schwalbach,

Stuttgart, Trier, Zwickau 

team jobs Ruhrgebiet GmbH,

Eine Tochtergesellschaft der jobs in time holding AG

Mattentwiete 5, 20457 Hamburg

Tel (040) 68 87 56-0, Fax (040) 68 87 56-99 

Weitere Büros in: Bochum, Dortmund, Essen,

Heilbronn, Münster 

“TeamWork” Personal per Sofort GmbH

Leopoldstraße 18/III, 80802 München

Tel (089) 33 30 41, Fax (089) 33 57 31 

TEAMWORK Dienstleistungsgesellschaft mbH

Westbahnhofstraße 2a, 07745 Jena

Tel (03641) 28 82-30, Fax (0 36 41) 28 82-33 

TecLine GmbH Personal-Dienstleistung 

für technische Fachberufe

Märkische Straße 48, 44141 Dortmund

Tel (0231) 55 71 65-0, Fax (0231) 55 71 65-20

Weitere Büros in: Halle, Köln 

Thomas Personalservice GmbH

Ernst-Ludwig-Straße 16, 64283 Darmstadt

Tel (06151) 29 22 11 + 15, Fax (06151) 29 45 42 

Tiekra Service GmbH

Klosterstraße 61b, 41849 Wassenberg

Tel (02432) 93 49 81, Fax (02432) 93 49 82 

tip – Zeitarbeit GmbH

Koblenzer Straße 23, 53173 Bonn

Tel (0228) 35 77 35, Fax (0228) 36 32 14 
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Transfer-Personalservice GmbH

Essener Straße 57, 46047 Oberhausen

Tel (0208) 8 50 00 43, Fax (0208) 8 50 00 31 

TUJA Zeitarbeit GmbH & Co. KG

Am Pulverl 5, 85051 Ingolstadt

Tel (0841) 9 81 80, Fax (0841) 9 81 82 22

Weitere Büros in: Albstadt, Altöttingen, Aschaffenburg,

Aschersleben, Auerbach, Augsburg, Bad Schwartau,

Bayreuth, Berlin, Bielefeld, Blankenburg,Braunschweig,

Bremen, Bruchsal, Chemnitz, Cottbus, Deggendorf,

Dessau, Dortmund, Dresden, Eisenach, Erfurt, Esslingen,

Freiburg, Freudenstadt, Grafenrheinfeld, Gera, Gießen,

Goslar, Göttingen, Gronau, Hamburg, Hannover,

Heidenheim, Heilbronn, Horb, Ingolstadt,

Kaiserslautern, Karlsruhe, Kleve, Landshut, Leipzig,

Lingen, Lörrach, Lüneburg, Magdeburg, Mainz,

Marktheidenfeld, Meiningen, Memmingen, München,

Münster, Neumünster, Neustadt, Nordhausen, Nördlingen,

Offenburg, Osnabrück, Osterode am Harz,

Paderborn, Peine, Pforzheim, Potsdam, Rastatt,

Ravensburg, Recklinghausen, Regensburg, Rosenheim,

Rostock, Saarbrücken, Siegen, Simmern, Sindelfingen,

Sinsheim, Stuttgart, Ulm, Villingen, Wernigerode,

Worms 

unique personal GmbH & Co. KG Hauptverwaltung

Johann-Philipp-Reis-Straße 8, 53332 Bornheim

Tel (02222) 9 76-0, Fax (02222) 9 76-444

Weitere Büros in: Aachen, Bonn, Brühl, Darmstadt,

Dortmund, Düren, Frankfurt, Gummersbach, Kerpen,

Koblenz, Köln, Leverkusen, Limburg, Mainz,

Mönchengladbach, Münster, Neuss, Neuwied,

Oberhausen, Remscheid, Siegen, Troisdorf, Wuppertal

VISaVIS GmbH

Werner-von-Siemens-Straße 6 / F10, 86159 Augsburg

Tel (0821) 5 89 56 66, Fax (0821) 5 89 56 68

Tina Voß Zeitarbeit GmbH

Tintengraben 8 – 9, 30177 Hannover

Tel (0511) 69 68 48-0, Fax (0511) 69 68 48-48

Wildner AG

Waakirchner Straße 11, 81379 München

Tel (089) 74 28 06-0, Fax (089) 74 28 06-10

Weiteres Büro in Stuttgart

WIP – Wirtschafts & Industrie Personalservice GmbH

Aachener Straße 197 – 199, 50931 Köln

Tel (0221) 9 20 84-0, Fax (0221) 9 20 84 20

Weitere Büros in: Bochum, Düsseldorf 

Works normex GmbH Personal-Service

Fuhlsbütteler Straße 108, 22305 Hamburg

Tel (040) 61 86 87, Fax (040) 61 65 78 

ZAG Zeitarbeit GmbH

Bahnhofstraße 4, 29221 Celle

Tel (05141) 9 02 20, Fax (05141) 90 22 22 

ZeitArbeit Luzia Kilias

Venloer Straße 103, 50259 Pulheim

Tel (02238) 5 30 23/24, Fax (02238) 8 26 19 

Z.A.K. Personal Consulting GmbH

Karlstraße 9, 72764 Reutlingen

Tel (07121) 433003, Fax (07121) 4330059 

ZAR – Zeitarbeit Reuther GmbH

Marienplatz 25, 80331 München

Tel (089) 23 68 48-0, Fax (089) 23 68 48-48 

ZAS Zeit Arbeit Service GmbH

Königstraße 52, 47051 Duisburg

Tel (0203) 29 90 16, Fax (0203) 29 96 31

Weitere Büros in: Krefeld, Oberhausen, Bochum 

Zeit & Haben Faber Personaldienstleistungen OHG

Friedrich-Ebert-Straße 12, 40210 Düsseldorf

Tel (0211) 55 04 67-0, Fax (0211) 55 04 67-20 

Zeit & Haben Personaldienstleistungen Bonn GmbH

Thomas-Mann-Straße 21, 53111 Bonn

Tel (0228) 9 08 25 90, Fax (0228) 9 08 25 99 

Zeit & Haben Jakobi & Nowak 

Personaldienstleistungen GmbH

Mörfelder Landstraße 53, 63225 Langen

Tel (06103) 2 01 08 30, Fax (06103) 2 01 08 40 

Zeit & Haben Zeitarbeit & Personaldienstleistungen 

Gerhard Wiesenfeller e.K.

Am Rossacker 8, 83022 Rosenheim

Tel (08031) 90 05 80, Fax (08031) 90 05 820
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Zeit & Haben Zeitarbeit & Personalvermittlung

Peter Kouril e.K.

Hohenzollernring 27, 95444 Bayreuth

Tel (0921) 150 07 80, Fax (0921) 150 07 82

Zeit & Haben OHG

Karolinenstraße 16, 96049 Bamberg

Tel (0951) 95 50 50, Fax (0951) 95 50 555 

Zeit & Haben Aumann Personaldienstleistungen

& Beratung e.K.

Mohrenstraße 28, 96450 Coburg

Tel (09561) 51 17 77, Fax (09561) 51 19 05

Der Industriepartner zeit-kraft

Gesellschaft für Industrieservice mbH 

Bahnhofstraße 26, 86150 Augsburg

Tel (0821) 34 62 60, Fax (0821) 346 26 50

Weiteres Büro in: München

Der Industriepartner zeit-kraft Gesellschaft für 

Industrieservice mbH 

Theresienstraße 81, 80333 München

Tel (089) 542 77 80, Fax (089) 523 26 30

Weiteres Büro in: Augsburg

ZEIT & PLAN GmbH

Rehmendamm 20, 21217 Seevetal

Tel (040) 76 11 13 63, Fax (040) 76 11 13 64

Zeit Service Brigitta Röpke GmbH

Mönckebergstraße 13, 20095 Hamburg

Tel (040) 3 25 83 80, Fax (040) 32 58 38 20

Dietmar Zeugner e.K. Archiv und Zeitarbeit

Goetheplatz 6a, 15517 Fürstenwalde

Tel (03361) 30 63 23, Fax (03361) 30 63 25

ZPS – Zeit-Personal-Service GmbH

Neumarkt 1a, 50667 Köln

Tel (0221) 2 57 54 61, Fax (0221) 2 57 55 46
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F Flächentarifverträge 
für die Zeitarbeitsbranche

2. Tarifverträge zur Zeitarbeit zwischen dem 
Interessenverband Deutscher Zeitarbeitsunternehmen 
(iGZ e.V.) und der DGB-Tarifgemeinschaft

Manteltarifvertrag Zeitarbeit vom 29. Mai 2003

Entgeltrahmentarifvertrag Zeitarbeit vom 29. Mai 2003 

Entgelttarifvertrag Zeitarbeit vom 29. Mai 2003

Tarifvertrag zur Beschäftigungssicherung in der Zeitarbeit 
vom 29. Mai 2003
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Manteltarifvertrag Zeitarbeit

Zwischen dem

Interessenverband Deutscher Zeitarbeitsunternehmen (iGZ e.V.)
Hüfferstrasse 9 – 10, 48149 Münster

und den unterzeichnenden Mitgliedsgewerkschaften des DGB

Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie (IG BCE),
Königsworther Platz 6, 30167 Hannover

Gewerkschaft Nahrung – Genuss – Gaststätten (NGG)
Haubachstraße 76, 22765 Hamburg

Industriegewerkschaft Metall (IG Metall)
Lyoner Straße 32, 60528 Frankfurt am Main

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW)
Reifenbergerstraße 21, 60489 Frankfurt am Main

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft e.V. (ver.di),
Potsdamer Platz 10, 10785 Berlin

Industriegewerkschaft Bauen – Agrar – Umwelt (IG BAU)
Olof-Palme-Straße 19, 60439 Frankfurt am Main

TRANSNET
Weilburgerstraße 24, 60326 Frankfurt am Main

Gewerkschaft der Polizei (GdP)
Forststraße 3a, 40721 Hilden

wird folgender
“Manteltarifvertrag für die Zeitarbeit”
abgeschlossen:

§ 1 Geltungsbereich

Dieser Tarifvertrag gilt

– räumlich für das Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland,

– fachlich für alle ordentlichen Mitglieder des Interessen- 
verbandes Deutscher Zeitarbeitsunternehmen (iGZ),

– persönlich für alle Arbeitnehmer, die im Rahmen der
Arbeitnehmerüberlassung an Kundenbetriebe überlassen
werden und Mitglied einer der vertragsschließenden 
Gewerkschaften sind.

Die in diesem Vertragstext verwendete Bezeichnung “Arbeit- 
nehmer“ umfasst weibliche und männliche Beschäftigte.
Sie wird ausschließlich aus Gründen der besseren Lesbar-
keit verwendet.

§ 2 Beginn und Ende des Beschäftigungsverhältnisses

§ 2.1 Arbeitsvertrag und Altersgrenze

Der Arbeitgeber hat mit dem Arbeitnehmer einen schrift-
lichen Arbeitsvertrag abzuschließen. Erscheint der Arbeit-
nehmer am ersten Arbeitstag nicht und benachrichtigt den 
Arbeitgeber nicht unverzüglich über die Verhinderung am 
ersten Arbeitstag, so gilt das Beschäftigungsverhältnis als 
nicht zustande gekommen.

Das Beschäftigungsverhältnis endet mit dem Ablauf des 
Kalendermonats, in dem der Arbeitnehmer Anspruch auf 
eine Altersrente hat, spätestens mit Ablauf des Monats,
in dem der Arbeitnehmer das 65. Lebensjahr vollendet hat.

§ 2.2 Probezeit und Kündigungsfristen

Die ersten sechs Monate des Beschäftigungsverhältnisses 
gelten als Probezeit.

In den ersten vier Wochen der Probezeit kann das Beschäf-
tigungsverhältnis mit einer Frist von 2 Arbeitstagen gekün-
digt werden. Von der fünften Woche an bis zum Ablauf des
zweiten Monats beträgt die Kündigungsfrist 1 Woche, vom 
dritten Monat bis zum sechsten Monat des Beschäftigungs-
verhältnisses 2 Wochen.
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Vom siebten Monat des Beschäftigungsverhältnisses an 
gelten die gesetzlichen Kündigungsfristen. Diese gesetz-
lichen Kündigungsfristen gelten beiderseits.

Probezeit und Kündigungsfristen gelten gleichermaßen für 
befristete Beschäftigungsverhältnisse.

§ 3 Arbeitszeit

3.1 Arbeitszeit

3.1.1 Die individuelle regelmäßige monatliche Arbeitszeit beträgt
für Vollzeitbeschäftigte 151,67 Stunden. Das entspricht einer
durchschnittlichen wöchentlichen Arbeitszeit von 35 Stunden.

3.1.2 Die individuelle regelmäßige Arbeitszeit pro Monat richtet 
sich nach der Anzahl der Arbeitstage. In Monaten mit

– 20 Arbeitstagen beträgt die Monatsarbeitszeit 140 Std.
– 21 Arbeitstagen beträgt die Monatsarbeitszeit 147 Std.
– 22 Arbeitstagen beträgt die Monatsarbeitszeit 154 Std.
– 23 Arbeitstagen beträgt die Monatsarbeitszeit 161 Std.

Arbeitnehmer, die auf eigenen Wunsch und aufgrund be-
trieblicher Möglichkeiten mit einer geringeren als der tarif-
lichen wöchentlichen Arbeitszeit gemäß § 3.1.1 beschäftigt 
werden, sind Teilzeitbeschäftigte. Die regelmäßige Arbeitszeit
pro Monat berechnet sich dann anteilig.

Teilzeitbeschäftigte haben im Rahmen ihres Arbeitsvertrages
die gleichen tariflichen Rechte und Pflichten wie Vollzeitbe-
schäftigte, soweit sich aus den Tarifverträgen nichts anderes
ergibt.

3.1.3 Die monatliche Arbeitszeit wird an die des Entleihers ange-
passt. Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit einschließ-
lich der Pausen und die Verteilung der Arbeitszeit auf die 
einzelnen Wochentage richten sich nach den im jeweiligen
Entleiherbetrieb gültigen Regelungen bzw. Anforderungen 
des Entleihers.

3.1.4 Bei Einsatz in vollkontinuierlicher Schichtarbeit (Kontischicht)
oder einem vergleichbaren anderen Schichtmodell des Ent-
leihers gilt für den Arbeitnehmer das Arbeitszeit- / Zuschlags-
modell des Entleihers nur, wenn ein voller Zyklus durchlaufen
wird. Wird kein voller Zyklus durchlaufen, gilt für diesen Zeit-
raum der Durchschnitt der monatlichen Arbeitszeit zur Be-
rechnung der geleisteten Stunden.

3.1.5 An Heiligabend und Silvester endet die Arbeitszeit um 
14.00 Uhr. Für Arbeiten darüber hinaus gilt die Zuschlags-
regelung für Feiertage. Beide Tage können unabhängig von
den Bestimmungen gemäß § 3.2.3. über das Arbeitszeitkonto
oder das Urlaubskonto als freie Tage entgolten werden.

3.2 Arbeitszeitkonto

3.2.1 Für jeden Arbeitnehmer wird ein Arbeitszeitkonto einge-
richtet. Auf dieses Konto werden die Arbeitsstunden über-
tragen, die über die regelmäßige Arbeitszeit pro Monat 
hinaus geleistet werden. Zulässig ist gleichermaßen die 
Übertragung von Minusstunden.

3.2.2 Es dürfen nur so viele Stunden auf das Arbeitszeitkonto 
übertragen werden, dass die Grenzwerte von maximal 150
Plusstunden und 21 Minusstunden nicht überschritten 
werden.

3.2.3 Die auf dem Arbeitszeitkonto aufgelaufenen Stunden wer-
den durch Freizeit ausgeglichen. Dabei können der Arbeit-
geber und der Arbeitnehmer in jedem Kalendermonat über 
jeweils zwei Arbeitstage Zeitguthaben frei verfügen. Eine
Verfügung durch den Arbeitgeber darf nicht zu einem ne-
gativen Zeitguthaben des Arbeitnehmers führen.

Die Freizeitgewährung ist spätestens 2 Arbeitstage vor An-
tritt vom Arbeitnehmer beim Arbeitgeber zu beantragen und
kann nur aus dringenden betrieblichen Gründen abgelehnt 
werden. In einem solchen Falle hat der Arbeitgeber inner-
halb von 4 Wochen dem Freizeitersuchen nachzukommen.

Darüber hinaus erfolgt der Freizeitausgleich nach den Wün-
schen des Arbeitnehmers in Absprache mit dem Arbeitgeber
und unter Berücksichtigung betrieblicher Belange. Der 
Freizeitausgleich ist durch den Arbeitnehmer zu beantragen
und bedarf der Genehmigung durch den Arbeitgeber.

Fallen Zeiten, in denen Stundenguthaben durch beantragte
und festgelegte Freizeit ausgeglichen werden, mit Zeiten 
einer Arbeitsunfähigkeit des Arbeitnehmers zusammen, so 
gilt die Freizeit als genommen, eine Rückübertragung in 
das Zeitguthaben erfolgt nicht.

3.2.4 Bei Ausscheiden wird ein positives Zeitguthaben ausge-
zahlt, ein negatives Zeitguthaben wird mit Entgeltansprüchen
verrechnet bzw. ist zurückzuzahlen. Der Arbeitgeber hat 
dem Arbeitnehmer die Möglichkeit zu geben, ein negatives
Zeitguthaben auch durch Arbeit auszugleichen.
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§ 4 Zuschläge

4.1 Mehrarbeit

4.1.1 Mehrarbeit ist die über die regelmäßige monatliche 
Arbeitszeit hinausgehende Arbeitszeit.

4.1.2 Mehrarbeitszuschläge werden für Zeiten gezahlt, die in 
Monaten mit

– 20 Arbeitstagen über 160 geleistete Stunden
– 21 Arbeitstagen über 168 geleistete Stunden
– 22 Arbeitstagen über 176 geleistete Stunden
– 23 Arbeitstagen über 184 geleistete Stunden

hinausgehen.

Der Mehrarbeitszuschlag beträgt 25% und wird jeweils
in dem Monat ausgezahlt, in dem die Mehrarbeit ange-
fallen ist.

Diese Regelungen gelten gleichermaßen für Teilzeit-
beschäftigte.

4.2 Nachtarbeit

Zuschläge für Nachtarbeit werden für Arbeit in der Zeit von
23.00 bis 6.00 Uhr gewährt, sofern mehr als 2 Stunden 
innerhalb dieser Nachtzeit gearbeitet wurde. Der Zuschlag 
für Nachtarbeit beträgt 25%. Regelmäßige Nachtarbeit 
(Dauernachtschicht) wird mit einem Zuschlag von 20% 
vergütet.

Für Tätigkeiten, die aus sachlichen Gründen typischerweise 
nachts verrichtet werden müssen (z.B. Bewachungsdienste),
werden keine Zuschläge vergütet.

4.3 Sonntagsarbeit

Der Zuschlag für Sonntagsarbeit beträgt 50%, sofern die 
Arbeit an Sonntagen nicht zur Regelarbeitszeit zählt.

4.4 Feiertagsarbeit

Der Zuschlag für Feiertagsarbeit beträgt 100%, sofern die 
Arbeit an Feiertagen nicht zur Regelarbeitszeit zählt. Es gilt
die gesetzliche Feiertagsregelung am jeweiligen Einsatzort.

4.5. Sonstige Zuschlagsvereinbarungen

4.5.1 Treffen mehrere Zuschläge für die gleiche Arbeitszeit zu-
sammen, so wird nur der jeweils höhere Zuschlag gezahlt.

4.5.2 Die prozentuale Zuschlagsberechnung bezieht sich auf die 
Vergütung gemäß aktueller Entgeltgruppe und -stufe gemäß
§ 2 des Entgelttarifvertrages. Die Zuschlagsberechnung be-
zieht sich nicht auf die einsatzbezogene Zulage oder etwaige
außertarifliche Zulagen.

4.5.3 Abweichend von den Ziffern 4.1. bis 4.4. werden für Tätig-
keiten im medizinischen / ärztlichen Bereich folgende Zu-
schläge vereinbart:

– Nachtarbeit 15%
– Sonntagsarbeit 25%
– Feiertagsarbeit 35%
– Samstagsarbeit in der Zeit von 13.00 – 23.00 Uhr 7,5%.

4.5.4 Abweichend von den Ziffern 4.1. bis 4.4. richten sich für 
Tätigkeiten im gastronomischen Bereich die Zuschläge für 
Nacht-, Sonn- und Feiertagsarbeit nach der jeweiligen Zu-
schlagsregelung im Entleihbetrieb.

4.5.5 Zuschläge werden jeweils in dem Monat ausbezahlt, in 
dem sie anfallen.

§ 5 Arbeitsbefreiung

5.1 Soweit dieser Tarifvertrag nichts anderes bestimmt, gilt 
der Grundsatz, dass nur geleistete Arbeit vergütet wird.

5.2 In unmittelbarem Zusammenhang mit den nachstehenden 
Ereignissen ist dem Arbeitnehmer bezahlte Freistellung von
der Arbeit ohne Anrechnung auf den Urlaub zu gewähren:

a) bei eigener Eheschließung oder Eintragung einer ein-
getragenen Lebensgemeinschaft 1 Tag

b) bei Niederkunft der Ehefrau 1 Tag

c) bei Tod des mit dem Arbeitnehmer in häuslicher Ge-
meinschaft lebenden Ehegatten oder eingetragenen 
Lebenspartners 2 Tage

d) bei Tod eines Elternteils oder eines Kindes 1 Tag

e) bei Umzug auf Veranlassung des Arbeitgebers 1 Tag
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f) bei Erfüllung gesetzlich auferlegter Pflichten aus öffent- 
lichen Ehrenämtern für die notwendige ausfallende 
Arbeitszeit. Soweit Erstattungsanspruch besteht, entfällt
in dieser Höhe der Anspruch auf das Arbeitsentgelt.

Bezüglich der Buchstaben b), c) und d) gelten die Regelun-
gen entsprechend auch für Arbeitnehmer in eheähnlicher 
Lebensgemeinschaft.

Die Ansprüche auf Freistellung nach Buchstaben a) – d) 
bestehen nach einer Betriebszugehörigkeit von 6 Monaten.

Bezahlte Freistellung wird auf vorherigen schriftlichen 
Antrag gewährt und ist vom Arbeitnehmer mit Dokumenten
nachzuweisen. Der Nachweis ist spätestens innerhalb von 
zwei Wochen nach dem Ereignis beizubringen.

Damit sind alle Anlässe aus § 616 BGB kompensiert.

§ 6 Urlaub

6.1 Urlaubsgewährung

Die Urlaubsgewährung richtet sich nach den Regelungen 
des Bundesurlaubsgesetzes. Urlaubstermine können jeweils
nur im Einvernehmen mit dem Arbeitgeber festgelegt werden.

6.2 Urlaubsanspruch

6.2.1 Der Urlaubsanspruch des Arbeitnehmers erhöht sich mit 
zunehmender Dauer der Betriebszugehörigkeit.

Der Arbeitnehmer erhält, berechnet nach der Dauer des 
ununterbrochenen Bestehens des Arbeitsverhältnisses

– im 1. Jahr einen Jahresurlaub von 24 Arbeitstagen,
– im 2. Jahr einen Jahresurlaub von 25 Arbeitstagen,
– im 3. Jahr einen Jahresurlaub von 26 Arbeitstagen,
– im 5. Jahr einen Jahresurlaub von 28 Arbeitstagen,
– ab dem 5. Jahr einen Jahresurlaub von 30 Arbeitstagen.

Bei Ausscheiden innerhalb der ersten sechs Monate des 
Bestehens des Beschäftigungsverhältnisses erwirbt der 
Arbeitnehmer Urlaubsanspruch gemäß Bundesurlaubsgesetz.

6.2.2 Für Teilzeitbeschäftigte ist der Jahresurlaub anteilig zu 
berechnen.

6.2.3 Scheidet der Arbeitnehmer im Laufe eines Kalenderjahres 
aus dem Unternehmen aus oder tritt er im Laufe eines 
Kalenderjahres ein, so erhält er für jeden vollen Monat des 
Bestehens des Beschäftigungsverhältnisses ein Zwölftel des
ihm zustehenden Jahresurlaubs.

6.2.4 Der Urlaubsanspruch erlischt nach Ablauf des Kalender-
jahres, wenn er nicht zuvor erfolglos geltend gemacht 
wurde oder aus betrieblichen Gründen oder wegen Krank- 
heit nicht genommen werden konnte. In den genannten 
Fällen wird der Resturlaub in das Folgejahr übertragen.
Wird dieser Resturlaub durch den Arbeitnehmer nicht bis 
spätestens zum 31.03. des Folgejahres in Anspruch genom-
men, erlischt der Anspruch zu diesem Zeitpunkt.

Wenn Urlaub wegen einer Langzeitarbeitsunfähigkeit nicht 
genommen werden konnte, auch nicht bis zum 31.03. des 
Folgejahres, so verfällt der Anspruch.

6.3 Urlaubsentgelt
Das Urlaubsentgelt errechnet sich aus dem in den Entgelt-
tabellen festgelegten Tarifentgelt auf der Basis der regel-
mäßigen monatlichen Arbeitszeit. Darüber hinausgehende 
Zulagen und Zuschläge bleiben unberücksichtigt.

§ 7 Brückentage/Betriebsruhe

7.1 Um den Arbeitnehmer in Verbindung mit Feiertagen und 
Wochenenden (sog. Brückentage) eine längere zusammen
hängende Freizeit zu gewähren, können Arbeitstage vor 
oder im Anschluss an Feiertage festgelegt werden, an denen
nicht gearbeitet wird.

7.2 Für einen zusammenhängenden Zeitraum – von höchstens 
14 Kalendertagen – kann Betriebsruhe angeordnet werden.
Dazu benötigte Zeit kann vom Arbeitszeitkonto oder vom 
Jahresurlaub übertragen werden. Ausschließlich für diesen 
Zweck können auf dem Arbeitszeitkonto bis zu 50 Minus-
stunden angesammelt werden.

Für die Lage der Betriebsruhe sind nach Möglichkeit die 
Wünsche der Mitarbeiter zu berücksichtigen.

§ 8 Jahressonderzahlungen

Ab dem zweiten Jahr des ununterbrochenen Bestehens des
Beschäftigungsverhältnisses hat der Arbeitnehmer Anspruch
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auf Jahressonderzahlungen in Form von zusätzlichem Ur-
laubs- und Weihnachtsgeld1. Die Auszahlung des zusätzli-
chen Urlaubsgeldes erfolgt mit der Abrechnung für den
Monat Juni eines jeden Jahres, die Auszahlung des Weih-
nachtsgeldes erfolgt mit der Abrechnung für den Monat 
November eines jeden Jahres.

Zusätzliches Urlaubs- und Weihnachtsgeld erhöhen sich mit
zunehmender Dauer der Betriebszugehörigkeit, berechnet 
auf die Stichtage 30. Juni und 30. November. Das zusätzliche
Urlaubs- und Weihnachtsgeld beträgt, abhängig von der 
Dauer des ununterbrochenen Bestehens des Arbeitsverhält-
nisses,

– im 2. Jahr jeweils 150 Euro brutto,
– im 3. und 4. Jahr jeweils 200 Euro brutto,
– ab dem fünften Jahr jeweils 300 Euro brutto.

Voraussetzung für den Anspruch auf Auszahlung der Son-
derzahlungen ist das Bestehen eines ungekündigten Be-
schäftigungsverhältnisses zum Auszahlungszeitpunkt.

Teilzeitbeschäftigte erhalten die Sonderzahlungen anteilig 
entsprechend der vereinbarten regelmäßigen monatlichen 
Arbeitszeit.

Arbeitnehmer, die bis zum 31. März des Folgejahres aus 
dem Arbeitgeberbetrieb ausscheiden, haben das Weihnachts-
geld zurückzuzahlen. Dies gilt nicht im Fall einer betriebs- 
bedingten Kündigung durch den Arbeitgeber.

§ 9 Tarifliche Schlichtungsstelle

9.1 Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer über die Durchführung und Anwendung die
ses Tarifvertrages sind die Tarifvertragsparteien hinzuzuzie-
hen. Der streitige Sachverhalt ist schriftlich mitzuteilen. Kann
die Meinungsverschiedenheit auch mit Hilfe der Tarifver-
tragsparteien nicht innerhalb einer Frist von 6 Wochen 
vom Zeitpunkt der Mitteilung an beigelegt werden, steht 
der Rechtsweg offen.

9.2 Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer über die Auslegung von Bestimmungen die
ses Tarifvertrages gelten die obigen Vorschriften entspre-
chend. Sind die Tarifvertragsparteien übereinstimmend der
Auffassung, dass die Meinungsverschiedenheit grundsätz-
liche Bedeutung hat oder kann darüber keine Übereinstim-
mung erzielt werden, so entscheidet das Schiedsgericht 

über die Meinungsverschiedenheit unter Ausschluss der Ar-
beitsgerichtsbarkeit. Andernfalls steht der Rechtsweg offen.

Das Schiedsgericht setzt sich paritätisch aus je zwei, höch-
stens je drei Beisitzern zusammen. Die Arbeitgeberbeisitzer
werden von dem iGZ, die Arbeitnehmerbeisitzer von der 
DGB-Tarifgemeinschaft von Fall zu Fall benannt.

9.3 Das Schiedsgericht tritt innerhalb einer Frist von einem 
Monat ab der Feststellung gemäß § 9.2 Satz 2 zusammen.

Kommt eine Mehrheitsentscheidung des Schiedsgerichts 
nicht zustande, so ist ein unparteiischer Vorsitzender hinzu-
zuziehen.

Nach der Benennung des Vorsitzenden tritt das Schiedsgericht
spätestens innerhalb einer Frist von einem Monat zusammen.

Die Entscheidungen des Schiedsgerichts über die Auslegung
dieses Tarifvertrages sind in Rechtsstreitigkeiten zwischen 
den tarifgebundenen Parteien bindend.

§ 10 Ausschlussfrist

Alle Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis und solche, die 
mit dem Arbeitsverhältnis in Verbindung stehen, sind aus-
geschlossen, wenn sie nicht innerhalb einer Ausschlussfrist 
von einem Monat nach ihrer Fälligkeit gegenüber der ande-
ren Vertragspartei schriftlich erhoben werden. Lehnt die 
Gegenpartei den Anspruch schriftlich ab oder erklärt sie sich
nicht innerhalb von zwei Wochen nach der Geltendmachung
des Anspruchs, so verfällt dieser, wenn er nicht innerhalb 
von einem Monat nach der Ablehnung oder dem Fristablauf
gerichtlich geltend gemacht wird.

§ 11 In-Kraft-Treten und Kündigung

Dieser Vertrag tritt am 1. Januar 2004 für alle tarifgebunde-
nen Mitglieder der Vertragsparteien in Kraft. Die freiwillige 
Anwendung des Tarifvertrages zu einem früheren Zeitpunkt
kann von Vollmitgliedern des iGZ nach vorheriger schriftlicher
Anzeige gegenüber den Tarifvertragsparteien erfolgen.

Dieser Vertrag kann unter Einhaltung einer Frist von drei 
Monaten zum Monatsende, erstmals jedoch zum 30. Juni 
2006, gekündigt werden.
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§ 12 Salvatorische Klausel

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages, gleich aus
welchem Grund, unwirksam sein oder werden, so soll hier-
durch die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen des Vertra-
ges nicht berührt werden. Anstelle der unwirksamen Be- 
stimmung soll jene angemessene Bestimmung treten, die 
dem am nächsten kommt, was die Parteien nach Sinn und 
Zweck des Vertrages gewollt haben.

Protokollnotizen

1. Der Tarifvertrag entfaltet keine Bindung für Fördermit-
glieder des iGZ.

2. Der Begriff Beschäftigungsverhältnis ist gleichzusetzen
mit dem Begriff des Arbeitsverhältnisses.

3. Im gegenseitigen Einvernehmen können Ergänzungen 
jederzeit vorgenommen werden.

4. Mit den Regelungen nach § 3.2.3, § 6 und § 7 wird das 
Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats nicht eingeschränkt.

5. Übergangsregelung aufgrund der Neueinführung dieses 
Tarifvertrages: Die Berechnung des ununterbrochenen Be- 
stehens des Beschäftigungsverhältnisses erfolgt ab Stichtag
01.01.2002.

6. Bei der Berechnung der Dauer des ununterbrochenen Be- 
stehens des Arbeitsverhältnisses werden Zeiten, in denen 
das Arbeitsverhältnis ruht, nicht mitgerechnet. Ausgenommen
sind arbeitsbedingte Erkrankungen und Arbeitsunfälle bis 
zu einem Zeitraum von 12 Monaten nach Ablauf der Ent-
geltfortzahlung. Die Jahressonderzahlungen gemäß § 8 
werden auch bei ruhendem Arbeitsverhältnis anteilig 
gezahlt für die Zeiten, in denen ein sozialversicherungs-
pflichtiges Arbeitsentgelt erzielt wurde. Satz 2 gilt dement-
sprechend.

7. Die Zuschläge für Arbeit an Sonn- und Feiertagen, soweit 
diese zur Regelarbeitszeit zählen, richten sich nach der 
Zuschlagsregelung im Entleihbetrieb, siehe auch § 3.1.4.

8. Zuschläge für die besondere Lage der Arbeitszeit (Sonn-,
Feiertags-, Nachtarbeit) sind nach der aktuellen Recht-
sprechung des Bundesarbeitsgerichts bei der Berechnung 
des Urlaubsentgelts nach § 6.3. zu berücksichtigen.

9. Auf Wunsch des Arbeitnehmers kann mit Zustimmung des 
Arbeitgebers eine individuelle Regelung über die Auszahlung
von Arbeitszeitguthaben bis höchstens 20 Stunden pro 
Monat vereinbart werden.

10. Arbeitnehmer werden nicht in Betrieben eingesetzt, die 
ordnungsgemäß bestreikt werden. Hiervon ausgeschlossen 
ist der Einsatz im Rahmen eines Notdienstes. Im übrigen 
gilt die Regelung des § 11 Absatz 5 AÜG.

Erklärungsfrist

Es wird eine Erklärungsfrist bis zum 17.06.2003 vereinbart.
Schweigen gilt als Zustimmung.

Berlin, den 29. Mai 2003
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Für den
Interessenverband Deutscher Zeitarbeitsunternehmen (iGZ e.V.)
Hüfferstrasse 9 – 10, 48149 Münster
Dietmar Richter · Norbert Fuhrmann · Holger Piening

Für die
Mitgliedsgewerkschaften des DGB

Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie (IG BCE)
Königsworther Platz 6, 30167 Hannover
Werner Bischoff · Holger Nieden

Gewerkschaft Nahrung – Genuss – Gaststätten (NGG)
Haubachstraße 76, 22765 Hamburg
Franz-Josef Möllenberg · Gerd Pohl

Industriegewerkschaft Metall (IG Metall)
Lyoner Straße 32, 60528 Frankfurt am Main
Jürgen Peters · Armin Schild

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW)
Reifenbergerstraße 21, 60489 Frankfurt am Main
Dr. Eva-Maria Stange · Heiko Gosch

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft e.V. (ver.di)
Potsdamer Platz 10, 10785 Berlin
Dorothea Müller · Jörg Wiedemuth

Industriegewerkschaft Bauen – Agrar – Umwelt (IG BAU)
Olof-Palme-Straße 19, 60439 Frankfurt am Main
Klaus Wiesehügel · Dietmar Schäfers

TRANSNET
Weilburgerstraße 24, 60326 Frankfurt am Main
Norbert Hansen · Alexander Kirchner

Gewerkschaft der Polizei (GdP)
Forststraße 3a, 40721 Hilden
Konrad Freiberg · Bernhard Witthaut
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Entgeltrahmentarifvertrag Zeitarbeit

Zwischen dem

Interessenverband Deutscher Zeitarbeitsunternehmen (iGZ e.V.)
Hüfferstrasse 9 – 10, 48149 Münster

und den unterzeichnenden Mitgliedsgewerkschaften des DGB

Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie (IG BCE),
Königsworther Platz 6, 30167 Hannover

Gewerkschaft Nahrung – Genuss – Gaststätten (NGG)
Haubachstraße 76, 22765 Hamburg

Industriegewerkschaft Metall (IG Metall)
Lyoner Straße 32, 60528 Frankfurt am Main

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW)
Reifenbergerstraße 21, 60489 Frankfurt am Main

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft e.V. (ver.di),
Potsdamer Platz 10, 10785 Berlin

Industriegewerkschaft Bauen – Agrar – Umwelt (IG BAU)
Olof-Palme-Straße 19, 60439 Frankfurt am Main

TRANSNET
Weilburgerstraße 24, 60326 Frankfurt am Main

Gewerkschaft der Polizei (GdP)
Forststraße 3a, 40721 Hilden

wird folgender
“Entgeltrahmentarifvertrag für die Zeitarbeit”
abgeschlossen:

§ 1 Geltungsbereich

Dieser Tarifvertrag gilt:
– räumlich für das Gebiet der Bundesrepublik 

Deutschland,
– fachlich für alle ordentlichen Mitglieder des Interessen-

verbandes Deutscher Zeitarbeitsunternehmen (iGZ e.V.),
– persönlich für alle Arbeitnehmer, die im Rahmen der

Arbeitnehmerüberlassung an Kundenbetriebe überlassen
werden und Mitglied einer der vertragsschließenden 
Gewerkschaften sind.

Die in diesem Vertragstext verwendete Bezeichnung 
“Arbeitnehmer“ umfasst weibliche und männliche Beschäf-
tigte. Sie wird ausschließlich aus Gründen der besseren 
Lesbarkeit verwendet.

§ 2 Eingruppierungsgrundsätze

2.1 Der Arbeitnehmer wird zu Beginn des Beschäftigungs-
verhältnisses entsprechend der arbeitsvertraglich geregelten
Beschäftigung in die jeweilige Entgeltgruppe eingruppiert 
(Stammentgeltgruppe). Für die Eingruppierung ist die tat- 
sächlich notwendige Qualifikation für die im Kundeneinsatz
ausgeübte Tätigkeit maßgeblich.

2.2 Werden dem Arbeitnehmer zeitweise Arbeiten übertragen,
die einer höheren Entgeltgruppe entsprechen, werden diese
durch eine Zulage für die entsprechende Dauer der Tätigkeit
abgegolten. Während der Zeit, die der Arbeitnehmer nicht 
bei einem Entleiher eingesetzt ist, erhält er die Vergütung
gemäß Stammentgeltgruppe.

2.3 Übt der Arbeitnehmer vorübergehend auf Veranlassung des
Arbeitgebers bis zu 6 Wochen eine geringwertigere Tätig-
keit aus, so hat er Anspruch auf die Bezahlung in seiner 
Stammentgeltgruppe. Wird dem Arbeitnehmer innerhalb
dieses Zeitraumes eine Tätigkeit angeboten, die seiner 
Stammentgeltgruppe entspricht und lehnt er diese ab, wird
nach 6 Wochen die Entlohnung der tatsächlich ausgeführten
Tätigkeit angepasst. Wird dem Arbeitnehmer eine solche
Tätigkeit nicht angeboten, bleibt es bei der Entlohnung in 
der Stammentgeltgruppe.

Wird der Arbeitnehmer über einen längeren Zeitraum als 6 
Wochen den Anforderungen seiner Stammentgeltgruppe 
nicht gerecht, so kann auf Verlangen des Arbeitgebers eine
neue Eingruppierung erfolgen.
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§ 3 Entgeltgruppen

Entgeltgruppe 1
Ausführung von einfachen gleichbleibenden oder sich wie- 
derholenden Tätigkeiten, die eine Einweisung oder Anlern-
zeit erfordern.

Entgeltgruppe 2
Ausführung von einfachen Tätigkeiten mit wechselnden Pro-
blemstellungen, die eine Einarbeitung erfordern oder für die
fachbezogene Berufserfahrung und fachspezifische Kenntnisse
oder eine fachspezifische Qualifikation mit Berufserfahrung
erforderlich sind.

Entgeltgruppe 3
Ausführung von Tätigkeiten, für die im Regelfall eine abge-
schlossene zweijährige Berufsausbildung oder eine fach-
spezifische Qualifikation und mehrjährige aktuelle Berufser-
fahrung erforderlich sind.

Entgeltgruppe 4
Ausführung von Tätigkeiten, für die eine abgeschlossene,
mindestens dreijährige Berufsausbildung und entsprechende
aktuelle Arbeitskenntnisse und Fertigkeiten erforderlich sind.

Entgeltgruppe 5 (Eckentgeltgruppe)
Selbstständige Ausführung von Tätigkeiten, für die eine ab-
geschlossene, mindestens dreijährige Berufsausbildung, ent-
sprechende aktuelle Arbeitskenntnisse und Fertigkeiten und
mehrjährige fachspezifische Berufserfahrung erforderlich sind.

Entgeltgruppe 6
Selbstständige Ausführung von Tätigkeiten, für die eine 
abgeschlossene, mindestens dreijährige Berufsausbildung,
entsprechende aktuelle Arbeitskenntnisse und Fertigkeiten,
mehrjährige fachspezifische Berufserfahrung sowie zusätz-
liche spezielle Qualifikationsmaßnahmen erforderlich sind.

Entgeltgruppe 7
Ausführung von speziellen Tätigkeiten, für die eine Meister-,
Fachschul- oder Fachhochschulausbildung erforderlich ist,
bei denen die Arbeitnehmer Verantwortung für Personal und
Sachwerte zu tragen haben oder selbstständig komplexe
Aufgabenstellungen bewältigen müssen.

Entgeltgruppe 8
Ausführung von Tätigkeiten, für die ein abgeschlossenes 
Fachhochschulstudium mit mehrjähriger fachspezifischer 

Berufserfahrung oder ein abgeschlossenes Hochschulstudium
erforderlich ist, bei denen selbstständig komplexe Aufgaben-
stellungen zu bewältigen sind.

Entgeltgruppe 9
Selbstständige Ausführung von Tätigkeiten, für die ein ab-
geschlossenes Hochschulstudium und mehrjährige fachspe-
zifische Berufserfahrung erforderlich ist, bei denen die Ar-
beitnehmer hohe Verantwortung für Personal und Sachwerte
zu tragen haben und selbstständig komplexe organisato-
rische oder innovative Aufgabenstellungen zu bewältigen 
haben.

§ 4 Entgeltstufen

4.1 Bei Beginn des Beschäftigungsverhältnisses erfolgt die 
Vergütung gemäß der Eingangstufe (ES).

4.2 Nach Ablauf von 12 Monaten ununterbrochenen Bestehens
des Beschäftigungsverhältnisses erhält der Arbeitnehmer 
eine Vergütung gemäß der Hauptstufe (HS). Das Entgelt der
Hauptstufe liegt 3,0 % über dem der Eingangsstufe.

Die Vergütung gemäß der Hauptstufe kann bereits vor Ab-
lauf von 12 Monaten Beschäftigungsdauer erfolgen, wenn 
der Arbeitnehmer die in ihn gestellten Erwartungen durch 
seine persönliche Leistung wesentlich übertrifft. Bei der Be-
urteilung der persönlichen Leistung ist von dem in Anlage 1
enthaltenen Beurteilungsschema auszugehen. Der Arbeit-
nehmer hat nach 6 Monaten des ununterbrochenen Beste-
hens des Arbeitsverhältnisses Anspruch auf eine Leistungs-
beurteilung durch den Arbeitgeber.

4.3 Nach Ablauf von 24 Monaten des ununterbrochenen Be-
stehens des Beschäftigungsverhältnisses erhält der Arbeit-
nehmer eine Vergütung gemäß der Zusatzstufe (ZS). Das 
Entgelt der Zusatzstufe liegt 3,5 % über dem der Hauptstufe.

Die Vergütung gemäß der Zusatzstufe kann bereits vor Ab-
lauf von 24 Monaten Beschäftigungsdauer erfolgen, wenn 
der Arbeitnehmer die in ihn gestellten Erwartungen durch 
seine persönliche Leistung wesentlich übertrifft. Bei der Be- 
urteilung der persönlichen Leistung ist von dem in Anlage 1
enthaltenen Beurteilungsschema auszugehen. Der Arbeit-
nehmer hat nach 12 Monaten des ununterbrochenen Be-
stehens des Arbeitsverhältnisses Anspruch auf eine Leistungs-
beurteilung durch den Arbeitgeber.
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§ 5 Einsatzbezogene Zulage

Nach Ablauf von 6 Monaten ununterbrochener Überlassungs-
dauer an denselben Kundenbetrieb wird zusätzlich zum Ent-
gelt der Hauptstufe eine einsatzbezogene Zulage gezahlt.
Diese einsatzbezogene Zulage beträgt für die Entgeltgruppen
1 bis 4 0,25 Euro, für die Entgeltgruppen 5 bis 9 0,40 Euro
je Stunde. Die einsatzbezogene Zulage wird erstmals nach 
Ablauf von 14 Monaten ununterbrochenen Bestehens des
Arbeitsverhältnisses gezahlt.

Sofern ein Arbeitnehmer gemäß Zusatzstufe vergütet 
wird, so wird nach Ablauf von 6 Monaten ununterbrochener
Überlassungsdauer an denselben Kundenbetrieb die
Differenz vergütet, um die die Summe aus Hauptstufe und 
einsatzbezogener Zulage das Entgelt der Zusatzstufe über
steigt.

In Branchen, in denen die tariflichen Entgelte niedriger sind
als die, die sich aus der Entgeltsystematik dieses Entgelttarif-
vertrages ergeben, kann die einsatzbezogene Zulage vermin-
dert werden.

§ 6 Entgeltschlüssel / Sonderregelung Ost

6.1 Für die Entgeltgruppen gilt folgender Entgeltschlüssel:

6.2 Der Abschlag gemäß § 3 Entgelttarifvertrag wird stufen-
weise bis zum 31.12.2008 zurückgeführt, eine Angleichung
der Ost-Entgelte an die West-Entgelte erfolgt spätestens zu
diesem Zeitpunkt.

Die einzelnen Stufen werden im jeweiligen Entgelttarifvertrag
festgelegt. Dabei wird unabhängig von der Laufzeit des 
Entgelttarifvertrages bis zum 31.12.2006 der Abschlag auf 
mindestens 8,5 % zurückgeführt. Sollte aufgrund der wirt-
schaftlichen Entwicklung der vereinbarte Zeitpunkt der An- 
gleichung (31.12.2008) nach Auffassung einer Tarifvertrags-
partei nicht aufrecht erhalten werden können, wird wie
folgt verfahren:

– Die Tarifvertragspartei beantragt schriftlich unter An-
gabe der Gründe die Verschiebung des Zeitpunktes,
spätestens bis zum 01.10.2007.

– Die jeweils andere Tarifvertragspartei ist in diesem Fall 
zur Aufnahme von Verhandlungen innerhalb eines Zeit-
raums von 3 Monaten verpflichtet.

§ 7 In-Kraft-Treten und Kündigung

Dieser Vertrag tritt am 1. Januar 2004 für alle tarifgebun-
denen Mitglieder der Vertragsparteien in Kraft. Die freiwillige
Anwendung des Tarifvertrages zu einem früheren Zeitpunkt
kann von Vollmitgliedern des iGZ nach vorheriger schrift-
licher Anzeige gegenüber den Tarifvertragsparteien erfolgen.

Dieser Vertrag kann unter Einhaltung einer Frist von drei 
Monaten zum Monatsende, erstmals jedoch zum 30. Juni 
2006, gekündigt werden.

§ 8 Salvatorische Klausel

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages, gleich aus
welchem Grund, unwirksam sein oder werden, so soll hier
durch die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen des Vertra-
ges nicht berührt werden. Anstelle der unwirksamen Be- 
stimmung soll jene angemessene Bestimmung treten, die 
dem am nächsten kommt, was die Parteien nach Sinn und 
Zweck des Vertrages gewollt haben.
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Entgeltgruppe Prozent

1 69,7 %

2 73,8 %

3 80,9 %

4 90,0 %

5 (Eckentgelt) 100,0 %

6 110,0 %

7 121,0 %

8 132,0 %

9 157,0 %



Protokollnotizen

1. Der Tarifvertrag entfaltet keine Bindung für Fördermit-
glieder des iGZ

2. Übergangsregelung aufgrund der Neueinführung dieses 
Tarifvertrages: Die Berechnung des ununterbrochenen Be-
stehens des Beschäftigungsverhältnisses nach diesem Tarif-
vertrag erfolgt ab Stichtag 01.01.2003. Damit werden z. B.
Beschäftigte, die vor diesem Stichtag in das Unternehmen 
eingetreten sind, erstmals ab dem 01.01.2005 gemäß Zu-
satzstufe vergütet.

3. Ein Regelwerk über Fahrt- und Reisekosten wird zu einem 
späteren Zeitpunkt gemeinsam erstellt.

4. Im gegenseitigen Einvernehmen können Ergänzungen 
jederzeit vorgenommen werden.

5. Die Frist von 6 Wochen gemäß § 2.3. Satz 2 berechnet sich
ausgehend vom Beginn der geringwertigeren Tätigkeit. Das
Direktionsrecht des Arbeitgebers bleibt unberührt.

6. Bei Eingruppierung des Arbeitnehmers in eine höhere Ent-
geltgruppe erfolgt die Einstufung zunächst wieder in die 
Eingangsstufe. Die Fristen hinsichtlich eines Wechsels in eine
höhere Entgeltstufe berechnen sich auf den Zeitpunkt des
Wechsels der Entgeltgruppe. Satz 1 gilt nicht, sofern das 
Entgelt der Eingangsstufe geringer ist als das bisherige Ent-
gelt; in diesem Fall erfolgt die Einstufung in die Hauptstufe
der neuen Entgeltgruppe.

7. Bei der Berechnung der Dauer des ununterbrochenen Be- 
stehens des Beschäftigungsverhältnisses werden Zeiten,
in denen das Beschäftigungsverhältnis ruht, nicht mitge-
rechnet. Ausgenommen sind arbeitsbedingte Erkrankungen
und Arbeitsunfälle bis zu einem Zeitraum von 12 Monaten 
nach Ablauf der Entgeltfortzahlung.

Erklärungsfrist

Es wird eine Erklärungsfrist bis zum 17.06.2003 vereinbart.
Schweigen gilt als Zustimmung.

Anlagen
Die Anlage 1 ist Bestandteil dieses Tarifvertrages

Berlin, den 29. Mai 2003

Für den
Interessenverband Deutscher Zeitarbeitsunternehmen (iGZ e.V.)
Hüfferstrasse 9 – 10, 48149 Münster
Dietmar Richter · Norbert Fuhrmann · Holger Piening

Für die
Mitgliedsgewerkschaften des DGB

Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie (IG BCE)
Königsworther Platz 6, 30167 Hannover
Werner Bischoff · Holger Nieden

Gewerkschaft Nahrung – Genuss – Gaststätten (NGG)
Haubachstraße 76, 22765 Hamburg
Franz-Josef Möllenberg · Gerd Pohl

Industriegewerkschaft Metall (IG Metall)
Lyoner Straße 32, 60528 Frankfurt am Main
Jürgen Peters · Armin Schild

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW)
Reifenbergerstraße 21, 60489 Frankfurt am Main
Dr. Eva-Maria Stange · Heiko Gosch

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft e.V. (ver.di)
Potsdamer Platz 10, 10785 Berlin
Dorothea Müller · Jörg Wiedemuth

Industriegewerkschaft Bauen – Agrar – Umwelt (IG BAU)
Olof-Palme-Straße 19, 60439 Frankfurt am Main
Klaus Wiesehügel · Dietmar Schäfers

TRANSNET
Weilburgerstraße 24, 60326 Frankfurt am Main
Norbert Hansen · Alexander Kirchner

Gewerkschaft der Polizei (GdP)
Forststraße 3a, 40721 Hilden
Konrad Freiberg · Bernhard Witthaut
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Anlage 1 zum Entgeltrahmentarifvertrag

Zwischen dem

Interessenverband Deutscher Zeitarbeitsunternehmen (iGZ e.V.)
Hüfferstrasse 9 – 10, 48149 Münster

und den unterzeichnenden Mitgliedsgewerkschaften des DGB

Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie (IG BCE),
Königsworther Platz 6, 30167 Hannover

Gewerkschaft Nahrung – Genuss – Gaststätten (NGG)
Haubachstraße 76, 22765 Hamburg

Industriegewerkschaft Metall (IG Metall)
Lyoner Straße 32, 60528 Frankfurt am Main

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW)
Reifenbergerstraße 21, 60489 Frankfurt am Main

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft e.V. (ver.di),
Potsdamer Platz 10, 10785 Berlin

Industriegewerkschaft Bauen – Agrar – Umwelt (IG BAU)
Olof-Palme-Straße 19, 60439 Frankfurt am Main

TRANSNET
Weilburgerstraße 24, 60326 Frankfurt am Main

Gewerkschaft der Polizei (GdP)
Forststraße 3a, 40721 Hilden

wird folgendes
“Schema für die Leistungsbeurteilung nach § 4”
vereinbart:

Die Beurteilung des Arbeitnehmers erfolgt durch den Arbeitgeber.
Der Arbeitnehmer hat Anspruch auf die Haupt- bzw. Zusatzstufe
nach § 4, wenn er nach obigem Beurteilungsverfahren mindestens
5 Punkte erreicht.
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Beurteilungs- Erwartungen Erwartungen Erwartungen 
merkmal werden werden werden 

nicht erfüllt erfüllt übertroffen

Arbeitseinsatz 0 Punkte 1 Punkt 2 Punkte

Zuverlässigkeit 0 Punkte 1 Punkt 2 Punkte

Leistung 0 Punkte 1 Punkt 2 Punkte
im Kundenbetrieb



Entgelttarifvertrag Zeitarbeit

Zwischen dem

Interessenverband Deutscher Zeitarbeitsunternehmen (iGZ e.V.)
Hüfferstrasse 9 – 10, 48149 Münster

und den unterzeichnenden Mitgliedsgewerkschaften des DGB

Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie (IG BCE),
Königsworther Platz 6, 30167 Hannover

Gewerkschaft Nahrung – Genuss – Gaststätten (NGG)
Haubachstraße 76, 22765 Hamburg

Industriegewerkschaft Metall (IG Metall)
Lyoner Straße 32, 60528 Frankfurt am Main

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW)
Reifenbergerstraße 21, 60489 Frankfurt am Main

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft e.V. (ver.di),
Potsdamer Platz 10, 10785 Berlin

Industriegewerkschaft Bauen – Agrar – Umwelt (IG BAU)
Olof-Palme-Straße 19, 60439 Frankfurt am Main

TRANSNET
Weilburgerstraße 24, 60326 Frankfurt am Main

Gewerkschaft der Polizei (GdP)
Forststraße 3a, 40721 Hilden

wird folgender
“Entgelttarifvertrag für die Zeitarbeit”
abgeschlossen:

§ 1 Geltungsbereich

Dieser Tarifvertrag gilt:

– räumlich für das Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland,

– fachlich für alle ordentlichen Mitglieder des Interessen-
verbandes Deutscher Zeitarbeitsunternehmen (iGZ e.V.),

– persönlich für alle Arbeitnehmer, die im Rahmen der
Arbeitnehmerüberlassung an Kundenbetriebe überlassen
werden und Mitglied einer der vertragsschließenden 
Gewerkschaften sind.

Die in diesem Vertragstext verwendete Bezeichnung 
“Arbeitnehmer“ umfasst weibliche und männliche Be-
schäftigte. Sie wird ausschließlich aus Gründen der
besseren Lesbarkeit verwendet.

§ 2 Entgelte
Es werden folgende Stundenentgelte gezahlt. Die Ansprüche
auf die jeweiligen Entgeltstufen ergeben sich aus § 4 des 
Entgeltrahmentarifvertrages, die einsatzbezogenen Zulagen
aus § 5 des Entgeltrahmentarifvertrages.
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Entgelt- Eingangs- Haupt- Zusatz- Zulage Zulage
gruppe EG stufe ES stufe HS stufe ZS 0,25€ 0,40€

1 6,85 7,06 7,30 7,31

2 7,25 7,74 7,73 7,72

3 7,95 8,19 8,48 8,44

4 8,85 9,12 9,43 9,37

5 9,83 10,12 10,48 10,52

6 10,81 11,13 11,53 11,53

7 11,89 12,25 12,68 12,65

8 12,98 13,37 13,83 13,77

9 15,43 15,89 16,45 16,29



§ 3 Sonderregelung

Für Arbeitnehmer, die in Betriebe in den Bundesländern 
Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Berlin, Sachsen-
Anhalt, Thüringen und Sachsen überlassen werden, wird 
ein Abschlag in Höhe von 13,5 % auf die Entgelte in der 
Eingangs-, Haupt- und Zusatzstufe nach § 2 vereinbart.

§ 4 In-Kraft-Treten und Kündigung

Dieser Vertrag tritt am 1. Januar 2004 für alle tarifgebun-
denen Mitglieder der Vertragsparteien in Kraft. Die freiwillige
Anwendung des Tarifvertrages zu einem früheren Zeitpunkt
kann von Vollmitgliedern des iGZ nach vorheriger schriftli- 
cher Anzeige gegenüber den Tarifvertragsparteien erfolgen.

Dieser Vertrag kann unter Einhaltung einer Frist von drei 
Monaten zum Monatsende, erstmals jedoch zum 31.12.2004,
gekündigt werden.

§ 5 Salvatorische Klausel

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages, gleich aus
welchem Grund, unwirksam sein oder werden, so soll hier
durch die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen des Vertra-
ges nicht berührt werden. Anstelle der unwirksamen Be- 
stimmung soll jene angemessene Bestimmung treten, die 
dem am nächsten kommt, was die Parteien nach Sinn und 
Zweck des Vertrages gewollt haben.

Protokollnotiz

1. Der Tarifvertrag entfaltet keine Bindung für Fördermit-
glieder des iGZ.

2. Im gegenseitigen Einvernehmen können Ergänzungen 
jederzeit vorgenommen werden.

3. Durch diesen Tarifvertrag werden gesetzliche Mindestlohn-
ansprüche nach dem Arbeitnehmerentsendegesetz nicht 
berührt.

Erklärungsfrist

Es wird eine Erklärungsfrist bis zum 17.06.2003 vereinbart.
Schweigen gilt als Zustimmung.

Berlin, den 29. Mai 2003

Für den
Interessenverband Deutscher Zeitarbeitsunternehmen (iGZ e.V.)
Hüfferstrasse 9 – 10, 48149 Münster
Dietmar Richter · Norbert Fuhrmann · Holger Piening

Für die
Mitgliedsgewerkschaften des DGB

Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie (IG BCE)
Königsworther Platz 6, 30167 Hannover
Werner Bischoff · Holger Nieden

Gewerkschaft Nahrung – Genuss – Gaststätten (NGG)
Haubachstraße 76, 22765 Hamburg
Franz-Josef Möllenberg · Gerd Pohl

Industriegewerkschaft Metall (IG Metall)
Lyoner Straße 32, 60528 Frankfurt am Main
Jürgen Peters · Armin Schild

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW)
Reifenbergerstraße 21, 60489 Frankfurt am Main
Dr. Eva-Maria Stange · Heiko Gosch

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft e.V. (ver.di)
Potsdamer Platz 10, 10785 Berlin
Dorothea Müller · Jörg Wiedemuth

Industriegewerkschaft Bauen – Agrar – Umwelt (IG BAU)
Olof-Palme-Straße 19, 60439 Frankfurt am Main
Klaus Wiesehügel · Dietmar Schäfers

TRANSNET
Weilburgerstraße 24, 60326 Frankfurt am Main
Norbert Hansen · Alexander Kirchner

Gewerkschaft der Polizei (GdP)
Forststraße 3a, 40721 Hilden
Konrad Freiberg · Bernhard Witthaut
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Tarifvertrag zur Beschäftigungssicherung 
in der Zeitarbeit

Zwischen dem

Interessenverband Deutscher Zeitarbeitsunternehmen (iGZ e.V.)
Hüfferstrasse 9 – 10, 48149 Münster

und den unterzeichnenden Mitgliedsgewerkschaften des DGB

Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie (IG BCE),
Königsworther Platz 6, 30167 Hannover

Gewerkschaft Nahrung – Genuss – Gaststätten (NGG)
Haubachstraße 76, 22765 Hamburg

Industriegewerkschaft Metall (IG Metall)
Lyoner Straße 32, 60528 Frankfurt am Main

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW)
Reifenbergerstraße 21, 60489 Frankfurt am Main

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft e.V. (ver.di),
Potsdamer Platz 10, 10785 Berlin

Industriegewerkschaft Bauen – Agrar – Umwelt (IG BAU)
Olof-Palme-Straße 19, 60439 Frankfurt am Main

TRANSNET
Weilburgerstraße 24, 60326 Frankfurt am Main

Gewerkschaft der Polizei (GdP)
Forststraße 3a, 40721 Hilden

wird folgender
“Tarifvertrag zur Beschäftigungssicherung 
in der Zeitarbeit”
abgeschlossen:

§ 1 Geltungsbereich

Dieser Tarifvertrag gilt

– räumlich für das Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland,

– fachlich für alle ordentlichen Mitglieder des Interessen-
verbandes Deutscher Zeitarbeitsunternehmen (iGZ),

– persönlich für alle Arbeitnehmer, die im Rahmen der
Arbeitnehmerüberlassung an Kundenbetriebe überlassen
werden und Mitglied einer der vertragsschließenden 
Gewerkschaften sind.

§ 2 Öffnungsklausel bei
wirtschaftlichen Schwierigkeiten

Bei einer Gefährdung der wirtschaftlichen Bestandsfähigkeit
eines Unternehmens können Arbeitgeber und / oder be-
triebliche Interessenvertretung bei den Tarifvertragsparteien
eine Sonderregelung beantragen.

Die Tarifvertragsparteien werden in diesem Fall zeitlich be-
fristete Sonderregelungen prüfen und treffen, soweit damit
ein Beitrag zum Erhalt des Unternehmens und der Arbeits- 
plätze zu leisten ist. Voraussetzung für die Vereinbarung 
einer befristeten Sonderregelung durch die Tarifvertrags-
parteien ist die Vorlage eines Sanierungskonzeptes und der
Ausschluss betriebsbedingter Kündigungen während der 
Laufzeit der Sonderregelung.

§ 3 In-Kraft-Treten und Kündigung

Dieser Vertrag tritt am 1. Januar 2004 für alle tarifgebun-
denen Mitglieder der Vertragsparteien in Kraft. Die freiwillige
Anwendung des Tarifvertrages zu einem früheren Zeitpunkt
kann von Vollmitgliedern des iGZ nach vorheriger schriftli-
cher Anzeige gegenüber den Tarifvertragsparteien erfolgen.

Dieser Vertrag kann unter Einhaltung einer Frist von drei 
Monaten zum Monatsende, erstmals jedoch zum 30. Juni 
2006, gekündigt werden.
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Protokollnotiz

Der Tarifvertrag entfaltet keine Bindung für Fördermitglieder des iGZ.

Erklärungsfrist

Es wird eine Erklärungsfrist bis zum 17.06.2003 vereinbart.
Schweigen gilt als Zustimmung.

Berlin, den 29. Mai 2003

Für den
Interessenverband Deutscher Zeitarbeitsunternehmen (iGZ e.V.)
Hüfferstrasse 9 – 10, 48149 Münster
Dietmar Richter · Norbert Fuhrmann · Holger Piening

Für die
Mitgliedsgewerkschaften des DGB

Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie (IG BCE)
Königsworther Platz 6, 30167 Hannover
Werner Bischoff · Holger Nieden

Gewerkschaft Nahrung – Genuss – Gaststätten (NGG)
Haubachstraße 76, 22765 Hamburg
Franz-Josef Möllenberg · Gerd Pohl

Industriegewerkschaft Metall (IG Metall)
Lyoner Straße 32, 60528 Frankfurt am Main
Jürgen Peters · Armin Schild

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW)
Reifenbergerstraße 21, 60489 Frankfurt am Main
Dr. Eva-Maria Stange · Heiko Gosch

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft e.V. (ver.di)
Potsdamer Platz 10, 10785 Berlin
Dorothea Müller · Jörg Wiedemuth

Industriegewerkschaft Bauen – Agrar – Umwelt (IG BAU)
Olof-Palme-Straße 19, 60439 Frankfurt am Main
Klaus Wiesehügel · Dietmar Schäfers

TRANSNET
Weilburgerstraße 24, 60326 Frankfurt am Main
Norbert Hansen · Alexander Kirchner

Gewerkschaft der Polizei (GdP)
Forststraße 3a, 40721 Hilden
Konrad Freiberg · Bernhard Witthaut

Anhang

Mitgliedsunternehmen des Interessenverbandes Deutscher
Zeitarbeitsunternehmen (iGZ e.V.)

Stand: August 2003
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A + K Zeitarbeit GmbH Niederlassung Nürnberg 

Fürther Straße 115, 90429 Nürnberg 

Tel (0911) 9 29 93 33, Fax (0911) 92 99 33-44 

www.ak-zeitarbeit.de 

A! B11 C! AG 

Kleiner Werth 34, 42275 Wuppertal 

Tel (0202) 9 46 93 13, Fax (0202) 9 46 93 79 

A.B.C. Personalservice GmbH 

Hofwiesenstraße 8, 08527 Plauen 

Tel (03741) 13 30 47, Fax (03741) 13 30 81 

www.abc-personal-vogtland.de 

A.F.S – Beckmann 

Rahlstedter Bahnhofstraße 12, 22143 Hamburg 

Tel (040) 66 85 02 11, Fax (040) 66 85 02 13 

ABACUS Zeitarbeit GmbH Team City 

Lilienstraße 36, 20095 Hamburg 

Tel (040) 32 38 32, Fax (040) 32 36 49 

www.abacuszeitarbeit.de 

ABADIS Personaldienstleistungen GmbH & Co.KG München Zentrum 

Schwanthaler Straße 5, 80336 München 

Tel (089) 59 06 82-0, Fax (089) 59 06 82-29 

www.abadis.de 

ABBI GmbH Personalservice 

Marktstraße 3, 73033 Göppingen 

Tel (07161) 9 62 00 22, Fax (07161) 9 62 00 11 

www.abbi.de 

abi Personalleasing GmbH 

Kaiserring 38, 68161 Mannheim 

Tel (0621) 2 09 66, Fax (0621) 2 82 92 

abis personalleasing gmbh 

Ebersstraße 29, 10827 Berlin-Schöneberg 

Tel (0307) 87 51 00, Fax (0307) 87 51 08 

Acorn PD GmbH Niederlassung Berlin 

Hönower Straße 87, 12623 Berlin 

Tel (030) 5 67 24 95, Fax (030) 56 58 34 65 

www.acorn-pd.de 

activ 2000 Personalservice GmbH 

Herzog-Heinrich-Straße 34, 80336 München 

Tel (089) 2 44 43 04-0, Fax (089) 2 44 43 04-20

www.activ2000-personalservice.de 

ACTIV Personaldienstleistungen GmbH 

Robert-Bosch-Straße 5, 56566 Neuwied 

Tel (02631) 3 45 88-0, Fax (02631) 3 45 88-88 

www.activ-personal.de 

Activ Personaldienstleistungen GmbH

Nestlestraße 41, 55120 Mainz 

Tel (06131) 9 69 61 17, Fax (06131) 9 69 61 11 

www.activ-personal.de 

activ-ARBEIT GmbH Apensen 

Buxtehuder Straße 53, 21641 Apensen 

Tel (04167) 91 13 01, Fax (04167) 529 

www.activ-arbeit.de 

active servicepool office GmbH 

Meinardusstraße 18, 26122 Oldenburg 

Tel (04401) 99 60 11, Fax (0441) 9 49 05 12 

www.as-office.de 

ADD GmbH 

Hülsbrockstraße 87, 33334 Gütersloh 

Tel (05241) 22 13 34, Fax (05241) 22 13 36 

AfZ Agentur für Zeitarbeit 

Kasernenstrasse 23, 40231 Düsseldorf 

Tel (0211) 8693733, Fax (0211) 8693729 

www.afz-oberhausen.de 

agenda Personalservice GmbH 

Anton-Bruckner-Straße 30, 91052 Erlangen 

Tel (09131) 3 10 42, Fax (09131) 3 10 44 

www.agenda-zeitarbeit.de 

AGS GmbH 

Kreuzstraße 2, 33603 Bielefeld 

Tel (0521) 96 77 88, Fax (0521) 5 60 03 30 

AIV e.K. Agentur für Industrieservice und Vermittlung

Kaiserwall 2 – 4, 45667 Recklinghausen 

Tel (02361) 5 82 78-0, Fax (02361) 5 82 78-13 

AJM Personalservice GmbH 

Bremer Herrstraße 73, 26135 Oldenburg 

Tel (0441) 5 70 55 15, Fax (0441) 5 70 55 25 

www.ajm-personalservice.de 
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Akademie für Zeitarbeit 

Laurenziplatz 5, 96049 Bamberg 

Tel (0951) 5 00 91 45, Fax (0951) 5 00 91 46 

www.personaldisponent.de 

AL ARBEITNEHMER LEASING GMBH 

Am Bahnhof 6, 33602 Bielefeld 

Tel (0521) 96 44 96, Fax (0521) 96 44 99 

www.al-zeitarbeit.de 

ALLPOWER Personalservice GmbH 

Schillerstraße 7, 80336 München 

Tel (089) 55 22 44-0, Fax (089) 55 22 44-99 

alphaservice GmbH personalmanagement 

Walkerdamm 17, 24103 Kiel 

Tel (0431) 6 00 59-0, Fax (0431) 6 00 59-13 

www.alphaservice-gmbH.de 

ambas Personalservice 

Lister Meile 89, 30161 Hannover 

Tel (0511) 62 07 84, Fax (0511) 62 07 86 

AMG Zeitarbeit BeteiligungsGmbH 

Hafenweg 22, 48155 Münster 

Tel (0251) 8 99 03 50, Fax (0251) 8 99 03 20 

www.amg-zeitarbeit.de 

ANDERS Personal Service GmbH 

Steinbergerstraße 40, 31675 Bückeburg 

Tel (05722) 96 77 77, Fax (05722) 96 77 88 

www.anders-personal.de 

Apex Personaldienstleistungen GmbH 

Kaiserstraße 117, 61169 Friedberg 

Tel (06031) 77 03 17, Fax (06031) 77 03 19 

APL PersonalService GmbH 

Friesenplatz 17, 50672 Köln 

Tel (0221) 9 25 75 50, Fax (0221) 9 25 75 53 

www.apl.de 

APM Personal-Leasing GmbH 

Ludwigstraße 19, 63739 Aschaffenburg 

Tel (06021) 3 59 30, Fax (06021) 35 93 35 

APRO Technischer Personal Service Hasert & Schindler GbR 

Agnerstrasse 8, 06217 Merseburg 

Tel (03461) 77 18 15, Fax (03461) 77 18 12 

www.apro-gmbh.com 

Arbeit & Zeit Poolia GmbH 

Neuer Wall 13, 20354 Hamburg 

Tel (040) 3 55 04 90, Fax (040) 35 50 49 48 

www.arbeit-und-zeit.de 

ARMON GmbH 

David-Roentgen-Straße 5, 56073 Koblenz 

Tel (0261) 9 41 42) 0, Fax (0261) 9 41 42 42 

www.armon.de 

ARO Personalservice GmbH 

Cranger Straße 266, 45891 Gelsenkirchen 

Tel (0209) 7 01 45-0, Fax (0209) 7 01 45-20 

www.aro-personal.de 

ARTEC Unternehmensberung GmbH 

Aachener Straße 1370, 50859 Köln 

Tel (02234) 40 78 20, Fax (02234) 48 08 59 

www.artec-web.de 

Assmann Zeitarbeit GmbH 

Steinbühler Straße 11, 90443 Nürnberg 

Tel (0911) 21 48 27-0, Fax (0911) 21 48 27-99 

www.assmann.ag 

attentus Gesellschaft für Zeitarbeit mbH 

Lessingstraße 5, 55118 Mainz 

Tel (06131) 60 40 10, Fax (06131) 60 40 11 

www.attentus.de 

Augusta Personaldienstleistungen GmbH 

Schloßstraße 16, 86574 Petersdorf 

Tel (08237) 62 33, Fax (08237) 62 58 

www.augusta-pdl.de 

AUGUSTIN & HOLZ Service GbR 

Prenzlauer Straße 3, 17291 Gramzow 

Tel (039861) 60 40, Fax (039861) 60 40 

Aurin GmbH 

Kometenplatz 42 – 44, 47179 Duisburg 

Tel (0203) 4 85 55-5, Fax (0203) 4 85 55-6 

www.personal-service.com 

AVANTI Personaldienstleistungs GmbH 

In der Lieblich 2, 56427 Siershahn 

Tel (02623) 92 83-0, Fax (02623) 92 83 16 
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AvJS GmbH 

Im Weiler 10, 86663 Asbach-Bäumenheim 

Tel (0906) 96 60, Fax (0906) 96 51 

www.avjs.de 

AWK Dienstleistungs-GmbH 

Friedenstraße 17, 25335 Elmshorn 

Tel (04121) 89 88 90, Fax (04121) 89 88 92 

AWS Personaldienstleistungen GmbH

Karolinenstraße 12, 86150 Augsburg 

Tel (0821) 155045, Fax (0821) 15 50 22 

www.aws-personal.de 

AXIS Personaldienstleistungen GmbH 

Liliengasse 1 – 3, 33098 Paderborn 

Tel (05251) 20 72 07, Fax (05251) 20 72 12 

AÜG Personaldienstleistungen GmbH 

Holter Straße 219, 33758 Schloß Holte-Stukenbrock 

Tel (05207) 92 49-0, Fax (05207) 92 49 10 

B + S Bernhardt + Schütz Personal auf Zeit GmbH 

Rückertstraße 3, 91054 Erlangen 

Tel (09131) 20 77 72, Fax (09131) 20 30 01 

www.bernhardt-u-schuetz.de 

B.R.Krätschmer Personal GmbH 

Alfred-Bozi-Straße 19, 33602 Bielefeld 

Tel (0521) 1 36 83 83, Fax (0521) 1 36 83 88 

www.kraetschmer-personal.de 

Baur Personal-Dienstleistungs GmbH Hauptverwaltung 

Pfarrstraße 24, 73033 Göppingen 

Tel (07161) 98 09 94, Fax (07161) 98 09 99 

www.baur-online.de 

Bayer & Kastner GmbH Zeitarbeit 

Europastraße 21, 72622 Nürtingen 

Tel (07022) 9 33 66-0, Fax (07022) 9 33 66-20 

www.bayer-kastner.de 

Bayerntime Personaldienstleistungen GmbH 

Krebsgasse 1, 93047 Regensbug 

Tel (0941) 5 86 19-0, Fax (0941) 5 86 19-19 

www.bayerntime.de 

Bente Personaldienstleistungen 

Hauptstraße 121, 58739 Wickede 

Tel (02377) 92 95-0, Fax (02377) 92 95 33 

www.bente-gruppe.de 

Bertram Zeitarbeit GmbH 

Ammergaustraße 72 – 74, 26123 Oldenburg 

Tel (0441) 3 16 62, Fax (0441) 3 26 62 

www.bertram-zeitarbeit.de 

Bettina Selzer Personalplanung auf Zeit 

Konrad-Adenauer-Straße 136, 57572 Niederfischbach 

Tel (02734) 5 57 36, Fax (02734) 5 58 36 

www.selzerpersonal.de 

Bever Personal-Dienstleistungen GmbH 

Kruppstraße 130, 42113 Wuppertal 

Tel (0202) 31 21 60, Fax (0202) 31 21 62 

www.bever-personal.de 

bhm personal-beschaffungs GmbH 

Kurfürstenstraße 8, 40211 Düsseldorf 

Tel (0241) 2 76 03, Fax (0241) 2 71 54 

www.bhmpersonal.de 

BIM Betriebs- und Industrie-Montagen Servicegesellschaft mbH 

Oeseder Straße 10, 49124 Georgmarienhütte 

Tel (05401) 86 48-0, Fax (05401) 86 48-20 

www.bimgmbh.de 

Birkenstock & Kraus Unternehmen für Zeitpersonal GmbH 

Bucher Straße 103, 90419 Nürnberg 

Tel (0911) 9 35 94 40, Fax (0911) 36 24 12 

www.bkarbeit.de 

BIWAG GmbH & C. KG 

Kennedyallee 76, 60596 Frankfurt 

Tel (069) 6 33 03-420, Fax (069) 6 33 03-264 

BJM Personal Consult GbR 

Geschwister-Scholl-Straße 5b, 02763 Eckartsberg 

Tel (03583) 70 45 72, Fax (03583) 70 44 18 

www.zeitarbeit-bjm.de 

BNZ – Service GmbH 

Schloßstraße 8 – 10, 45468 Mülheim 

Tel (0208) 44 56 66, Fax (0208) 44 56 09 



Brauer & Pinheiro Workline GmbH 

Oostmarsumer Weg 10 – 12, 48527 Nordhorn 

Tel (05921) 72 17 43, Fax (05921) 7 99 37 

BRINKMANN GmbH & Co.KG 

Castroper Straße 243, 44791 Bochum 

Tel (0234) 9 59 81-40, Fax (0234) 9 59 81-20 

www.brinkmann-bochum.de 

BSG Personal GmbH 

Dianastraße 5, 94327 Bogen 

Tel (09422) 80-205, Fax (09422) 80-211 

Burkard Personaldienstleistungen GmbH 

Nägelsbachstraße 25, 91052 Erlangen 

Tel (09131) 88 68-14, Fax (09131) 88 68-22 

www.burkard-personal.de 

Bächle Personal Service GmbH 

Industriestraße 46, 76646 Bruchsal 

Tel (07251) 91 86-0, Fax (07251) 91 86-22 

www.baechle.de 

CBS Personaldienstleistungen 

Schloßstraße 2, 38100 Braunschweig 

Tel (0531) 240 80 66, Fax (0531) 240 80 55 

CENTRA-Zeitarbeit GmbH Zentrale Köln 

Habsburgerring 1, 50674 Köln 

Tel (0221) 9 21 52 30, Fax (0221) 92 15 23 20 

www.centra-zeitarbeit.de 

CGV – GmbH Betiebsteil Leipzig / Verwaltung 

Torgauer Straße 114, 04347 Leipzig 

Tel (0341) 2 37 34 67, Fax (0341) 2 37 34 67 

CMC Personalservice GmbH 

Franziskusplatz 2/1, 88045 Friedrichshafen 

Tel (07541) 3 88 20, Fax (07541) 38 82 15 

www.cmc-personal.de 

Concept GmbH Personaldienstleistungen 

Gilkamp 8a, 49565 Bramsche 

Tel (05461) 9306-0, Fax (05461) 93 06-20 

conceptAS GmbH 

Alte Regensburger Straße 60, 84030 Landshut 

Tel (0871) 9 62 20 20, Fax (0871) 9 62 20 30 

ConnceptAS GmbH 

Schloßstraße 80, 70176 Stuttgart 

Tel (0711) 6 15 52 96, Fax (0711) 61 55 29 70 

www.personalüberlassung.de 

CONNECT Personal-Service GmbH Zeitarbeit 

Moltkestraße 63 – 65, 76133 Karlsruhe 

Tel (0721) 9 85 82-0, Fax (0721) 9 85 82-26 

www.connect-personal.de 

CPS GmbH 

Dreifertstraße 13, 03044 Cottbus 

Tel (0355) 38 35 00, Fax (0355) 3 83 50 20 

d & n Personaldienste GmbH 

Osterstraße 27, 30159 Hannover 

Tel (0511) 36 06 93-0, Fax (0511) 36 06 93-22 

www.dundn.com 

Dammann Personalmanagement 

Kramerstraße 11, 30159 Hannover 

Tel (0511) 27 04 99-0, Fax (0511) 27 04 99-49 

DCM ROHE & PARTNER GmbH 

Föhringer Allee 1, 85774 Unterföhrig 

Tel (089) 95 82 22 99, Fax (089) 9 58 22 95 

Decus GmbH 

Ste.-Foy-Straße 7 – 9, 65549 Limburg 

Tel (06431) 2 19 70, Fax (06431) 2 19 60 

www.decus-gmbh.de 

DEKRA Arbeit GmbH 

Schulze-Delitzsch-Straße 43, 70565 Stuttgart 

Tel (0711) 78 23 83-0, Fax (0711) 78 23 83-20 

www.dekra-arbeit.de 

delta M GmbH 

Landwehrstraße 5, 80336 München 

Tel (089) 5 50 20 21-24, Fax (089) 5 50 24 50 

Depping GmbH Osnabrück 

Buersche Straße 127 – 131, 49084 Osnabrück 

Tel (0541) 7 30 73, Fax (0541) 70 86 46 

www.depping.de 

die Pfaff Unternehmen für Zeitarbeit GmbH 

Fuststraße 15, 55116 Mainz 

Tel (06131) 9 71 23-0, Fax (06131) 9 71 23-17 

www.die-pfaff.com 
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Diehl Zeitarbeit 

Erwitter Straße 34 – 36, 59557 Lippstadt 

Tel (02941) 2 49 90 

Fax (02941) 2 49 88 

www.diehl-zeitarbeit.de 

Dilba GmbH 

Am Klafelder Markt 13, 57078 Siegen 

Tel (0271) 87 00 92, Fax (0271) 8 66 09 

www.dilba.de 

dip GmbH 

Kilianstraße 8, 74072 Heilbronn 

Tel (07131) 20 43 03, Fax (07131) 20 43 93 

www.dip-heilbronn.e 

Dipl.-Ing. Hannes Schneider GmbH 

Feldstraße 82, 68259 Mannheim 

Tel (0621) 79 92 33-0, Fax (0621) 79 92 33-2 

www.schneider-dienstleistungen.de 

DISPO Personaldienstleistungen GmbH 

Poststraße 37, 73033 Göppingen 

Tel (07161) 6 06 96-0, Fax (07161) 6 06 96-10 

www.dispo-personal.de 

DISPO Zeitarbeit GmbH 

Casinostraße 29, 56068 Koblenz 

Tel (0261) 30 33 10, Fax (0261) 3 03 31 30 

www.dispo-zeitarbeit.de 

Diwa Personalservice GmbH 

Pettenkoferstraße 37, 80336 München 

Tel (089) 54 41 24-21, Fax (089) 54 41 24-24 

www.diwa-personalservice.de 

Donald Donaté 

Marienburgstraße 1, 66780 Rehlingen-Siersburg 

Tel (06835) 65 04, Fax (06835) 6 87 45 

Dr. Wieselhuber & Partner GmbH Unternehmensberatung 

Königinsstraße 33, 80539 München 

Tel (089) 2 86 23-0, Fax (089) 2 86 23-157 

www.wieselhuber.de 

Drewelies Zeitarbeit 

Rathausstraße 65, 57537 Wissen-Sieg 

Tel (02742) 91 01 84, Fax (02742) 91 01 86 

www.drewelies.de 

Dröse & Partner Personalmanagement GmbH Filiale Bochum 

Brüderstraße 12, 44787 Bochum 

Tel (0234) 9 61 05-0, Fax (0234) 6 60 74 

www.droese-bochum.de 

Döhlemann Training & Beratung 

Laurenziplatz 5, 96049 Bamberg 

Tel (0951) 5 00 91 45, Fax (0951) 5 00 91 46 

www.doehlemann.de 

E+S Unternehmensberatung für EDV GmbH 

Ravensberger Bleiche 2, 33649 Bielefeld 

Tel (0521) 947170, Fax (0521) 947 17 90 

www.es-gmbh.de 

Effenberger & Klaus GmbH 

Stiegelstraße 8, 73230 Kirchheim / Teck 

Tel (07021) 5 98 82, Fax (07021) 5 85 67 

www.zeitarbeit-ek.de 

EKS Dieter Engelhardt Konstruktions-Service e.K.

Am Farrnbach 3, 90556 Cadolzburg 

Tel (09103) 79 79 55, Fax (09103) 79 79 56 

www.ekscadolzburg.de 

EMA Personal Service GmbH 

Stephanstraße 8, 47739 Krefeld 

Tel (03161) 18 20 50, Fax (02161) 20 05 01 

ESKON GmbH 

Franz-Reichle-Straße 7, 74078 Heilbronn 

Tel (07131) 5 82 25-0, Fax (07131) 5 82 25-25 

www.eskon-arbeitsschutz.com 

EuroTeam e.K. Wilhelm Palme Arbeitnehmerüberlassung 

Carl-Benz-Straße 1, 69115 Heidelberg 

Tel (06221) 98 04-0, Fax (06221) 98 04-33 

EVELIN DÖRING Personalverleih 

Bregenzerstraße Nr. 21, 88239 Wangen / Allgäu

Tel (07522) 2 96 44, Fax (075229 2 96 45 

www.doering-personal.de 

Ewald F. Prünte Kommunikationsberatung 

Twieste 23, 59494 Soest 

Tel (02921) 78 57 47, Fax (02921) 78 57 97 

www.ewald-f-pruente.de 
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F & G Personaldienst GmbH 

Zimmerstraße 20, 33602 Bielefeld 

Tel (0521) 56 09 90, Fax (0521) 5 60 99 66 

www.f-g-personal.de 

FM Personalserviece GmbH 

Bayerstraße 20, 80335 München 

Tel (089) 53 91 79, Fax (089) 5 30 95 20 

F.-Michael Tetzlaff Personaldienstleistungen 

Lavesstraße 82, 30159 Hannover 

Tel (0511) 3 53 66 66, Fax (0511) 3 53 66 67 

www.FMT-Personal.de 

Fachpersonal Kaiser GmbH 

Am Plärrer 14, 90429 Nürnburg 

Tel (0911) 9 29 05-10, Fax (0911) 9 29 05-139 

www.fpkaiser.de 

FAIR Personal-Leasing GmbH 

Leinwiesenstraße 17, 73072 Donzdorf 

Tel (07162) 2 56 30, Fax (07162) 20 34 62 

www.fair-leasing.de 

FARA GmbH Gießen 

Schiffenberger Weg 42, 35394 Gießen 

Tel (0641) 96 05-123, Fax (0641) 96 05-962 

www.fara.de 

Faulhaber & Partner GmbH 

Vordere Ledergasse 4 – 6, 90403 Nürnberg 

Tel (0911) 22 22 24, Fax (0911) 2 41 92 50 

www.faulhaber-partner.de 

Fischer & Funke Gesellschaft für Personaldienstleistungen mbH 

Goethestraße 4, 96450 Coburg 

Tel (09561) 7 42 40, Fax (09561) 74 24 24 

www.fischerundfunke.de 

FORMAT Personal-Dienstleistungen GmbH 

Christian-Seltmann-Straße 21, 92637 Weiden 

Tel (0961) 6 34 91-0, Fax (0961) 6 34 91-29 

FRANKE Kaufmännische Personal-Dienstleistungen 

Eiffestraße 78, 20537 Hamburg 

Tel (040) 7 36 27-100, Fax (040) 7 36 27-116 

www.franke-personal.de 

Friedrich Klüver e.K.

Ostertorstraße 60, 26670 Uplengen 

Tel (04956) 10 66, Fax (04956) 865 

Fuchs Personal GmbH 

Industriestraße 37c, 56218 Mülheim-Kärlich 

Tel (02630) 9 50 95 11, Fax (02630) 9 50 85 22 

www.fuchspersonal.de 

Fuchs Personal GmbH 

Wiedstrasse 9, 57610 Altenkirchen 

Tel (02681) 95 37-0, Fax (02681) 95 37-37 

www.fuchs-personal.de 

GeAT-Gesellschaft für Arbeitnehmerüberlassung Thüringen AG 

Juri-Gagarin-Ring 152, 99084 Erfurt 

Tel (0361) 55 84 60, Fax (0361) 5 58 46 10 

www.geat.de 

Gedat GmbH 

Schubertstraße 8b, 35043 Marburg 

Tel (06421) 9 445 0, Fax (06421) 94 45 49 

Gehrke Zeitarbeit GmbH 

Ruhrdeich 20, 47059 Duisburg 

Tel (0203) 3 19 03-0, Fax (0203) 3 19 03 30 

www.gehrke-zeitarbeit.de 

Gemowa mbH 

Berliner Promenade 7, 66111 Saabrücken 

Tel (0681) 37 95 10, Fax (0681) 3 79 51 25 

GEO-MONT Personaldienste GmbH 

Im Lipperfekd 3e, 46047 Oberhausen 

Tel (0207) 45 67 00, Fax (0208) 4 56 70 90 

www.geo.mont.de 

Gerhard Sauter Personaldienstleistungs-GmbH 

Spitalstraße 14, 88250 Weingarten 

Tel (0751) 55 44 55, Fax (0751) 55 44 77 

www.sauter-weingarten.de 

Gerstlauer Personal-Leasing GmbH 

Riedheimer Straße 6, 89129 Langenau 

Tel (07345) 92 12 88

Gesellschaft für Zeitarbeit mbH 

Solitudestraße 57, 71638 Ludwigsburg 

Tel (07141) 2 98 97 30, Fax (07141) 92 85 35 
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Gess & Partner GmbH 

Oststraße 41 – 43, 40211 Düsseldorf 

Tel (0211) 1 79 22 10, Fax (0211) 17 92 21 10 

www.job-gess.de 

GFP Gesellschaft für Personalleasing mbH 

Hallplatz 15, 90402 Nürnberg 

Tel (0911) 20 34 34, Fax (0911) 2 41 95 34 

GFZ – Gesellschaft für Zeitarbeit 

Alfred-Bozi-Straße 7, 33602 Bielefeld 

Tel (0521) 1 36 51 24, Fax (0521) 1 36 51 26 

www.gfz-personal.de 

GFZ mbH 

Karlsstraße 14, 06406 Bernburg 

Tel (03471) 37 30 26, Fax (03471) 37 30 28 

GMW Zeitarbeit Personadienstleistungen GmbH 

Kaiserstraße 158, 76133 Karlsruhe 

Tel (0721) 91 38 30, Fax (0721) 9 13 63-10 

www.gmw-zeitarbeit.de 

GPM Anlagenbau und Industrieanlagen GmbH 

Schießgartenstraße 7, 55116 Mainz 

Tel (06131) 23 22 09, Fax (06131) 23 22 00 

GPM mbH 

Bahnhofstraße 13, 70372 Stuttgart 

Tel (0711) 52 08 87-0, Fax (0711) 52 08 87-20 

gpm-personalmanagement.de 

Graeber & Partner Fachpersonal GmbH 

Rudolf-Diesel-Straße 63, 48157 Münster 

Tel (0251) 5 55 27, Fax (0251) 4 69 11 

www.graeber-partner.de 

Graffa Personaldienstleistungen GmbH 

Borsigallee 21, 60388 Frankfurt 

Tel (069) 42 60 29-0, Fax (069) 42 60 29-10 

GZA GmbH 

Paul-Lincke-Ufer 7, 10999 Berlin 

Tel (030) 6 11 10 10, Fax (030) 6 11 10 30 

www.gza-berlin.de 

Gödiker GmbH 

Kreuzweg 3 – 4, 49740 Haselünne 

Tel (05961) 9 43 10, Fax (05961) 94 31 31 

www.goediker.de 

Götz-Dienstleistungen GmbH & Co 

Peterstraße 2, 09130 Chemnitz 

Tel (0371) 4 90 42 32, Fax (0371) 4 90 42 30 

H & S Montage GmbH

Roonstraße 3, 46535 Dinslaken 

Tel (02064) 73 14 07, Fax (02064) 73 14 10 

ww.hs-zeitarbeit.de 

H + S Zeitarbeit GmbH 

Stresemannstraße 4, 40210 Düsseldorf 

Tel (0211) 32 40 72, Fax (0211) 32 50 43 

www.hs-zeitarbeit.de 

H.G.S. Personal-Dienstleistungen GmbH 

Donauwörther Straße 123, 86154 Augsburg 

Tel (0821) 2 17 78 10, Fax (0821) 21 77 81 30 

www.hgs-personal.de 

HaKaTec Personaldienste GmbH 

In der Feddel 1a, 30952 Ronnenberg 

Tel (05109) 51 33 30, Fax (05109) 51 33 33 

www.hakatec.de 

HEIDRUN JUERGENS Zeitarbeit + Arbeitsvermittlung GmbH 

Alstertor 18, 20095 Hamburg 

Tel (040) 3 25 45 50, Fax (040) 32 54 55 10 

www.heidrunjuergens.de 

Heinemann, RA Frank 

Brüderstraße 32, 59555 Lippstadt 

Tel (02941) 95 91 55, Fax (02941) 97 19 19 

www.ra-heinemann.de 

Herrmann & Laux Personalleasing GmbH 

Rheinhorststraße 29, 67071 Ludwigshafen 

Tel (0621) 67 03 20, Fax (0621) 67 20 39 

Herrmann Personaldienste GmbH 

Cäcilienstraße 24, 50667 Köln 

Tel (0221) 20 40 90, Fax (0221) 2 04 09 79 

www.herrmann-personal.de 

Himperich GmbH 

Jucker Weg 4, 51491 Overath 

Tel (02204) 97 07 35, Fax (02204) 97 07 36 
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hkw GmbH 

Tal 39, 80331 München 

Tel (089) 24 23 50-0, Fax (089) 24 23 50-60 

www.hkw-zeitarbeit.de 

HL Personal Service GmbH 

Am Schürmanns Hütt 29, 47441 Moers 

Tel (02841) 7 92 80, Fax (02841) 79 28 28 

www.hl-personal-service.de 

Hoffmann Personaldienstleistungen GmbH 

Bahnhofsvorplatz 4, 45879 Gelsenkirchen 

Tel (0208) 9 60 06 13, Fax (0208) 9 60 06 10 

Hoffmann-Zeitarbeit im Revier GmbH 

Friedrich-List-Straße 6 – 8, 46045 Oberhausen 

Tel (0208) 9 60 06 00, Fax (0208) 9 60 06 10 

www.hoffmann-zeitarbeit.de 

HPS Hundeshagen Personal Service GmbH Zentrale 

Hamburger Straße 170 – 174, 22083 Hamburg 

Tel (040) 29 11 47 o. 2 98 75 90, Fax (040) 2 98 32 07 

www.hps-hundeshagen.de 

HS Personaldienstleistungen GmbH 

Trierer Straße 10, 66763 Dillingen 

Tel (06831) 76 16 70, Fax (06831) 76 16 22 

IDEAL Gesellschaft für kaufmännische & Personal-Dienstleistungen 

Hauptstraße 17 – 19 Geb. 55120, 55120 Mainz 

Tel (06131) 27 58 39-52, Fax (06131) 27 58 39-50 

www.ideal-dienstleistung.de 

IDM Industriemontagen GmbH 

Im Gassenflur 17, 54538 Hontheim 

Tel (02674) 9137-0, Fax (02674) 91 37-21 

www.idm-gmbh.de 

IMH Zeitarbeit Hamburg GmbH

Winterhuder Weg 8, 22085 Hamburg 

Tel (040) 2 27 32 60, Fax (040) 2 27 33 58 

IMOS Personalservice GmbH 

Helmholtzstraße 95, 46045 Oberhausen 

Tel (0208) 8 20 38-0, Fax (0208) 8 20 38 88 

In Time Personal-Dienstleistungen GmbH & Co. KG 

Kaiserstraße 34, 41061 Mönchengladbach 

Tel (02161) 46 00 77, Fax (02161) 46 00 79 

www.in-time-personal.de 

incon GmbH & Co. KG 

Goethestraße 29a, 50968 Köln 

Tel (0221) 3 40 79-0, Fax (0221) 9 34 90 74 

www.incon.de 

INDURENT & PARTNER GMBH 

Sandkaule 5 – 7, 53111 Bonn 

Tel (0228) 69 62 63, Fax (0228) 69 02 97 

www.indurent.de 

Ines Wischniewski Büro- u. Personalservice 

Rosenstraße 19 – 23, 99310 Arnstadt 

Tel (03628) 602852, Fax (03628) 60 28 53 

Ingenieurbüro Westhoff 

Habichtsweg 8, 59846 Sundern 

Tel (02933) 39 88, Fax (02933) 50 88 

Inplan GmbH

Talstraße 25, 93152 Nittendorf 

Tel (09404) 64 03 24, Fax (09404) 64 03 26 

INTEGER Personalmanagement GmbH 

Plathner Straße 5a, 30449 Hannover 

Tel (0511) 21 42 97-0, Fax (0511) 21 42 97-10 

www.integer.de 

INTEGRA Unternehmensberatung GmbH 

Gutenbergstraße 3, 53359 Rheinbach 

Tel (02226) 90 97 30, Fax (02226) 9 09 73 35 

www.integra-ub.de 

Interpres. Personaldienstleistung GmbH 

Ettlinger Straße 9, 76137 Karlsruhe 

Tel (0721) 93 16 70, Fax (0721) 3 00 51 

Intra Personalleasing GmbH

Knesebeckstraße 74, 10623 Berlin 

Tel (030) 8 82 75 09, Fax (030) 8 82 54 70 

www.intra-personal.de 

IPD GmbH 

Liebigstraße 8, 60323 Frankfurt 

Tel (069) 7 29 98 21, Fax (069) 7 29 82 23 

www.ipd-online.de 

IPN 

Sulzbacher Straße 70, 9498 Nürnberg 

Tel (0911) 58 68 66-0, Fax (0911) 58 68 66-60 
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isp GmbH 

Zum Swisterhof, 53919 Weilerswist 

Tel (02254) 83 41 10, Fax (02254) 83 41 15 

J. Detmers 

Bgm.-Lüken Platz 6c, 26624 Südbrookmerland 

Tel (04941) 98 10-0, Fax (04941) 98 10-30/31 

www.j-detmers.de 

JB Personalleasing 

Kärntner Straße 52, 76227 Karlsruhe 

Tel (0721) 49 77 78, Fax (0721) 4 00 98 80 

JH-Personal Gesellschaft für Zeitarbeit mbH 

Arnstädter Straße 15, 99096 Erfurt 

Tel (0361) 34 96 50, Fax (0361) 3 49 65 23 

www.hoffmann-personal.de 

jobmaster gmbH 

Hauffstraße 28, 73614 Schorndorf 

Tel (07171) 4 87 91-0, Fax (07171) 4 87 91-6 

JOBS & MEHR GmbH & Co. KG 

Marktoberdorferstraße 28, 86956 Schongau 

Tel (08861) 90 00-10, Fax (08861) 90 00-99 

www.jobsundmehr.de 

just in time Personal-Service GmbH 

Friedrichstraße 3, 90762 Fürth 

Tel (0911) 74 74 74, Fax (0911) 74 84 38 

www.justintime.de 

Jüfla Zeitarbeit Jürgen Flaack GmbH 

Gartenstraße 3, 26123 Oldenburg 

Tel (0441) 973910, Fax (0441) 77 65 66 

www.juefla-zeitarbeit.de 

Jägers GmbH & Co KG 

Industriestraße Gebäude 150, 50354 Hürth 

Tel (02233) 48 12 37, Fax (02233) 48 12 42 

www.jaegers-personal.de 

Kachel Fachpersonal GmbH 

Hemmstraße 267, 28215 Bremen 

Tel (0421) 37 75 44, Fax (0421) 3 77 54 54

karo personalleasing gmbh 

Baarstraße 5, 58636 Iserlohn 

Tel (02371) 8 22 90, Fax (02371) 82 29 22 

www.karopersonal.de 

Karp & Henkel Anwaltssozietät 

Untermarkstraße 11a, 44267 Dortmund 

Tel (0231) 9 48 01 10, Fax (0231) 9 48 01 13 

www.karphenkel.advo-web.net 

KAUSCH Personal-Service GmbH 

Diekerstraße 105, 42781 Haan 

Tel (02129) 3 79 89-0, Fax (02129) 3 79 89-19 

KDK Kämpfer GmbH 

Am Heller 3, 57250 Netphen 

Tel (02737) 33 97, Fax (02737) 17 36 

www.kdk-kaempfer.de 

KeKo Arbeitnehmerüberlassung GmbH 

Augusta Straße 8, 57518 Betzdorf 

Tel (02741) 30 91, Fax (02741) 35 53 

www.keko-betzdorf.de 

KG AMONTA GmbH & Co. KG 

Hoheluftschausee 59, 20253 Hamburg 

Tel (040) 4 20 17 00, Fax (040) 4 20 88 73 

KG STARO GmbH & Co.

Eppendorfer Weg 204, 20251 Hamburg 

Tel (040) 43 60 67, Fax (040) 439 73 18 

Klaus Eitel Seminare + Beratung 

Reutenhostraße 46, 71570 Oppenweiler 

Tel (07191) 94 00 30, Fax (07191) 94 00 31 

KMS Kirchner Montagebau u. Service GmbH 

Hamiskai 7, 24937 Flensburg

Tel (0461) 1 74 42, Fax (0461) 2 08 77 

www.zeitarbeit-kms.de 

Konzept GmbH Personalentwicklung 

Allee 57, 74072 Heilbronn 

Tel (07131) 88 81 70, Fax (07131) 8 88 17 17 

www.konzeptzeitarbeit.de 

Korrekt Personaldienstleistungen GmbH & Co. KG 

Brüderstraße 5, 32105 Bad Salzuflen 

Tel (05222) 3 68 00, Fax (05222) 36 80 15 

KPS-Ingenieurgesellschaft mbH 

Niehler Straße 308, 50735 Köln 

Tel (0221) 71 51 30, Fax (0221) 7 15 13 25 

www.kps-ing.de 
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Kühn & Co Personal-Dienstleistungen GmbH 

Wasserstraße 221, 44799 Bochum 

Tel (0201) 3 64 99 12, Fax (0234) 9 04 87 19 

www.kuehn-co.de 

L u. W Wach- und Werkschutz GmbH 

Gutjahrstraße 3a, 44287 Dortmund 

Tel (0231) 44 20 88-0, Fax (9231) 44 20 88-20 

Labora Personaldienstleistungen gmbH 

Heilig-Kreutzstraße 2a, 91523 Ansbach 

Tel (0981) 97 25 73-0, Fax (0981) 97 25 73 70 

www.labora-gmbh.de 

Landwehr Computer u. Software GmbH 

Meppener Straße 117, 49808 Lingen 

Tel (0591) 91 25 71 25 

www.lcs-landwehr.de 

Langenfeld Personaldienstleistungen GmbH 

Schwanthalerstraße 43, 80336 München 

Tel (089) 55 22 66 0, Fax (089) 55 22 66 29 

www.langenfeld-gmbh.de 

Lehwald Arbeitsschutz & Umweltberatung 

Am Schwarzen Teich 20, 33813 Oerlinghausen 

Tel (05202) 97 77 50, Fax (05202) 97 77 51 

www.lehwald-dienstleistungen.de 

Liebert GmbH Personal-Leasing

Charlottenstraße 29/31, 70182 Stuttgart 

Tel (0711) 24 79 56, Fax (0711) 2 36 05 23 

www.liebertgmbh.de 

Lindahl & Partner GmbH 

Kaiserstraße 23, 33330 Gütersloh 

Tel (05241) 23 50 50, Fax (05241) 23 50 54 

www.lindahl-personal.de 

LINDAHL – Dienstleistungen 

Kaiserstraße 23, 33330 Gütersloh 

Tel (0521) 17 21 21, Fax (05241) 23 50 54 

www.zeitarbeitspartner.de 

LOEWE Zeitarbeit GmbH 

Bayerstrassse 2, 80335 München 

Tel (089) 59 57 61, Fax (089) 5 50 17 29 

www.loewe-zeitarbeit.de 

LTB Leasing für Technisches Personal 

Borgweg 15a, 22303 Hamburg 

Tel (040) 27 12 13, Fax (040) 27 12 31 

M.H.E. Unternehmen für Personalleasing 

Kiendlstraße 2, 92421 Schwandorf 

Tel (09431) 2 06 56, Fax (09431) 34 98 

www.mhe-personalleasing.de 

Management 2000 GmbH & Co. KG 

Rösrather Straße 19, 51107 Köln 

Tel (0221) 9 89 32-0, Fax (0221) 9 89 32 32 

manus GmbH Frankfurt/Main 

Zeil 77, 60313 Frankfurt/Main

Tel (069) 92 07 80-10, Fax (069) 92 07 80-76 

www.manus-zeitarbeit.de 

MitarbeiterAufZeit GmbH 

Breddestraße 5a, 58675 Hemer 

Tel (02372) 15 55, Fax (02372) 15 57 77 

MKD Industrieplanung und Personal-Leasing GmbH 

Friedhof 4, 44135 Dortmund 

Tel (0231) 55 75 03-0, Fax (0231) 55 75 03-20 

www.mkd-personal.de 

mobilis Personalservice GmbH 

Syrlinstrasse 7, 89073 Ulm 

Tel (0731) 1 40 88-0, Fax (0731) 1 40 88 28 

modern time work gmbh 

Laufertorgraben 8, 90489 Nürnberg 

Tel (0911) 20 54 50, Fax (0911) 2 05 45 90 

www.modern-time-work.de 

Monza GmbH

Königsstraße 54, 30175 Hannover 

Tel (0511) 7 00 05 55, Fax (0511) 2 83 28 77 

Moukom Personal-Management GmbH 

Hindenburgstraße 28/29, 30175 Hannover 

Tel (0511) 85 62 68-14, Fax (0511) 85 62 68-20 

www.moukom.de 

MSG Personalleasing GmbH 

Raiffeisenstraße 11a, 26160 Bad Zwischenahn 

Tel (04403) 98 39 92, Fax (04403) 98 39 94 

www.msg-zeitarbeit.de 
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MÖNTER Techniker-Meisterbetrieb 

Leegeweg 42, 26871 Tunxdorf-Nenndorf 

Tel (04962) 63 88, Fax (04962) 99 03 08 

Nazareth-Zeitarbeit GmbH 

Feldstraße 37, 24235 Laboe 

Tel (04343) 49 92 92, Fax (04343) 49 92 16 

www.nazareth-zeitarbeit.de 

Nürnberger Zeitarbeit Ludwig Dörringer 

John-.F.-Kennedy-Straße 12, 90763 Fürth 

Tel (0911) 46 83 21, Fax (0911) 9 97 88 07 

Office 4U Personalmanagement AG 

Werth 96, 42275 Wuppertal 

Tel (0202) 2584-0, Fax (0202) 25 84-299 

www.office4U-ag.de 

Oldrich Becker Arbeitsschutz

Saarwellinger Straße 107, 66773 Hitzweiler 

Tel (06831) 50 15 10, Fax (06831) 5 01 51 29 

www.oldrich-becker.de 

Oliver Schürings

Grüner Winkel 3, 52070 Aachen 

Tel (0241) 96 11 74

Olympia Personalleasing GmbH 

Bahnhofstraße 6, 99310 Arnstadt 

Tel (03628) 4 22 16, Fax (03628) 7 86 74 

www.olympia-zeitarbeit.de 

OPPM Office Professional Personalmanagement GmbH 

Am Plärrer 25, 90443 Nürnberg 

Tel (0911) 2 77 87 15, Fax (0911) 2 77 87 60 

www.office-personal.com 

Optima Personal – Dienstleistungen GmbH 

Kolpingstraße 1, 95444 Bayreuth 

Tel (0921) 7 26 72-10, Fax (0921) 7 26 72-90 

www.optima-zeitarbeit.de 

ORPA GmbH 

Klinkertorplatz 3, 86152 Augsburg 

Tel (0821) 34 53 10, Fax (0821) 3 45 31 19 

www.orpa.de 

P & L Personalleasing GmbH 

Moltkestraße 22, 52249 Eschweiler 

Tel (02403) 2 60 54, Fax (02403) 2 04 59 

www.pl-eschweiler.de 

P.i.A. Personalservice GmbH 

Steintor 2a, 19243 Wittenburg 

Tel (038852) 4 44 64, Fax (038852) 6 04 30 

www.piapersonalservice.de 

Pasternak Personal GmbH

Dortmunder Straße 96, 59427 Unna 

Tel (02303) 5 46 00, Fax (02303) 5 19 84 

www.pasternakpersonal.de 

Pe-S Personal-Service GmbH 

An der Schüttenhöhe 1a, 51643 Gummersbach 

Tel (02261) 6 10 07, Fax (02261) 6 10 00 

www.pe-s.de 

PEP Personal Consulting GmbH

Gärtnergasse 16, 55116 Mainz 

Tel (06131) 2 04 91 60, Fax (06131) 2 04 91 88 

www.pep-jobboerse.de 

Permonta Montage GmbH

Lohmannstraße 27, 06366 Köthen 

Tel (03496) 4 05 00, Fax (03496) 40 50 18 

www.permonta.de 

persona data euro service AG 

Bahnhofstraße 37, 57518 Betzdorf 

Tel (02741) 9 91 70, Fax (02741) 14 00 

www.persona-data.de 

persona part GmbH 

Ostbahnstraße 41, 76829 Landau 

Tel (06341) 8 17 30, Fax (06341) 8 18 85 

www.persona-part.de 

Personal 2000 GmbH 

Spaldingstraße 74, 20097 Hamburg 

Tel (0409 23 10 24 o. -25, Fax (040) 23 02 58 

www.stegmann-personal.de 

Personal Service Helmut Dusej GmbH 

Schanzstraße 5/1, 88045 Friedrichshafen 

Tel (07541) 3 88 70-0, Fax (07541) 3 88 70-99 
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Personal Service Westphal 

Luisenstraße 10 / 11, 30159 Hannover 

Tel (0511) 1 69 20 81, Fax (0511) 1 69 20 83 

Personaldienst in Gütersloh GmbH & Co. KG 

Roonstraße 9, 33330 Gütersloh 

Tel (05241) 9 25 20-0, Fax (05241) 9 25 20 99 

www.pd-online.de 

Personalpartner Arbeitsvermittlungs- und überlassungs-GmbH 

Gustav-Freytag-Straße10, 65189 Wiesbaden 

Tel (0611) 50 59 60, Fax (0611) 5 05 96 10 

www.mypersonalpartner.de 

PersonalPower Dienstleistungs GmbH & Co.KG 

Grafenstraße 26, 64283 Darmstadt 

Tel (06151) 6 04 07 10, Fax (06151) 6 04 07 77 

www.personalpower.de 

Petra Eisen Personalservice 

Fürther Straße 27, 90429 Nürnberg 

Tel (0911) 92 96 99-0, Fax (0911) 92 96 99-18 

Pewa Personalservice GmbH 

Walsroder Straße 78, 30853 Langenhagen 

Tel (0511) 72 86 90-0, Fax (0511) 72 86 90 19 

Phoenix Personaldienstleistungen GmbH 

Hamburger Straße 4 – 8, 21465 Reinbek 

Tel (040) 72 73 88-0, Fax (040) 72 73 88 55 

www.phoenix-reinbek.de 

Piening GmbH Bielefeld Sennestadt 

Wintersheide 2, 33689 Bielefeld 

Tel (05205) 10 04-0, Fax (05205) 10 04-14 

www.pieninggmbh.de 

Plock Personaldienstleistungen gmbH 

Hauptkanal links 20, 26871 Papenburg 

Tel (04961) 9 43 94 80, Fax (04961) 9 43 94 86 

www.plock-personal.de 

PLUSS Personal-Leasing und System Service GmbH 

Spaldingstraße 85, 20097 Hamburg 

Tel (040) 23 63 00, Fax (040) 23 42 66 

www.pluss.de 

Power Personalservice GmbH Geschäftsstelle Laatzen 

Hildesheimerstraße 85, 30880 Laatzen 

Tel (0511) 8 20 79 99-0, Fax (0511) 8 20 79 99-9 

www.power-ps.de 

PPA Prompt + Pünktlich GmbH 

Westenhellweg 9, 44137 Dortmund 

Tel (0231) 55 70 11-0, Fax (0231) 5 57 01 11 07 

PPS Personal-Service GmbH 

Hochstraße 96, 44866 Bochum 

Tel (02327) 8 45 57, Fax (02327) 8 60 14 

prelabi u. Bieler Consulting KG 

Kirchbachfeld 49, 94474 Vilshofen 

Tel (08549) 81 83, Fax (08549) 85 58 

Prinz & Partner GmbH 

Hammer Straße 34, 48153 Münster 

Tel (0251) 53 19 87, Fax (0251) 53 31 16 

www.prinz-zeitarbeit.de 

Pro Futura Personalservice GmbH 

An der Hoffischerei 24, 06217 Merseburg 

Tel (03461) 23 16 36, Fax (03461) 23 16 37 

www.Leiharbeit.com 

Pro Rapido Zeitarbeit GmbH 

Brückstraße 44, 44787 Bochum 

Tel (0234) 8 93 60, Fax (0234) 8 93 61 61 

www.prorapido-zeitarbeit.de 

Profi Personal GmbH 

Büchsenstraße 15, 70173 Stuttgart 

Tel (0711) 1 62 76 14, Fax (0711) 1 62 76-222 

www.profi-personal.de 

PROMOTEC GmbH 

Hagenstraße 3, 49663 Cloppenburg 

Tel (04471) 95 70 30, Fax (04471) 95 70 31 

PROSOFT EDV-Lösungen GmbH 

Stadlerstraße 13, 93053 Regensburg 

Tel (0941) 7 88 87-0, Fax (0941) 7 88 87-20 

www.prosoft-regensburg.de 

Proteam GmbH 

Rheinstraße 57, 77694 Kehl 

Tel (07851) 7 20 31, Fax (07851) 48 16 44 
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PRZ Peters Zeitarbeit GmbH 

Holstenplatz 6, 22869 Schenefeld 

Tel (040) 83 92 84-0, Fax (040) 83 92 84-20 

www.peterszeitarbeit.de 

PS & B Personal Service & Beratung GmbH 

Körnerstraße 2, 76135 Karlsruhe 

Tel (0721) 83 17 20, Fax (0721) 8 31 72 29 

PS – Personalservice GmbH 

Frankfurter Straße 15, 74072 Heilbronn 

Tel (07131) 7 81 20, Fax (07131) 99 36 22 

www.ps-personalservice.de 

PSI Personalservice GmbH 

Hohenzollernring 52, 50672 Köln 

Tel (0221) 2 72 51 80, Fax (0221) 25 32 87 

www.psi-personal.de 

PSZ GmbH 

Seemühle 5, 78183 Hütingen 

Tel (0771) 8 97 74-18, Fax (0771) 8 97 74-14 

Punkt Dienstleistungsgesesllschaft mbH 

Sandkruger Straße 111, 26133 Oldenburg 

Tel (0441) 9 49 96-0, Fax (0441) 9 49 96-17 

Päth Personalservice 

Westernkötter Straße 14, 59557 Lippstadt 

Tel (02941) 2 84 00, Fax (02941) 1 37 37 

www.paeth-personaldienstleistungen.de 

Quintus Personalleasing 

Liliencronstraße 9, 12167 Berlin 

Tel (030) 79 40 40 04, Fax (030) 7 95 52 68 

www.quintus-personalleasing.de 

R + B Service GmbH 

Allersberger Straße 53, 90461 Nürnberg 

Tel (0911) 4 62 62 15, Fax (0911) 94 80 

www.rb-service-gmbh.de 

RA Oliver Bertram 

Neuer Zollhof 3, 40221 Düsseldorf 

Tel (0221) 30 20 66-0, Fax (0221) 30 20 66-11 

www.kleiner-law.com 

rapid personal-leasing Essen GmbH 

Rüttenscheider Straße 46, 45130 Essen 

Tel (0201) 87 78 30, Fax (0201) 8 77 83 20 

www.rapid-gmbh.com 

rapid personal-leasing GmbH 

Schwanenstraße 29, 47051 Duisburg 

Tel (0203) 29 90 07, Fax (0203) 29 90 19 

www.rapid-gmbh.com 

RATISBONA Zeitarbeit GmbH 

Gutenbergstraße 17, 93051 Regensburg 

Tel (0941) 90 05 79, Fax (0941) 99 31 54 

www.ratisbona-zeitarbeit.de 

RAUSCH Personal-Leasing GmbH 

Am Schnellertor 1, 97753 Karlstadt 

Tel (09353) 97490, Fax (09353) 97 49 49 

www.rausch-gmbh.de 

Regio Zeitarbeit GmbH 

Mausbergweg 1, 67346 Speyer 

Tel (06262) 31 51-0, Fax (06232) 31 51 10 

www.regio-zeitarbeit.de 

Rehbach Personal-Service GmbH 

Höhne 9, 42275 Wuppertal 

Tel (0202) 25 51 10, Fax (0202) 2 54 73 33 

www.rehbach-zeitarbeit.de 

Rehnelt-Zeitarbeit GmbH 

Stadtkoppel 39, 21337 Lüneburg 

Tel (04131) 8 72 11-0, Fax (04131) 8 72 11 72 

www.rehnelt-zeitarbeit.de 

Reinhard Danowski 

Schulstraße 13, 52249 Eschweiler 

Tel (0171) 2 61 61 98, Fax (0241) 1 82 90 30 

www.meteor-za.de 

ReWo Zeitarbeit GbR 

Mittelstrasse 13, 48529 Nordhorn 

Tel (05921) 1 80 40, Fax (05921) 1 80 34 

Richter Personalmanagement 

Holstenstraße 100 – 102, 24103 Kiel 

Tel (0431) 98 07 90, Fax (0431) 9 80 79 79 
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Riele Personaldienstleistungen und Büroservice GmbH 

Theresienstraße 2, 04105 Leipzig 

Tel (0341) 5 62 31 88, Fax (0341) 5 62 31 67 

www.riele-personaldienstleistungen.de 

RSZ GmbH

Reinhold-Frank-Straße 49, 76133 Karlsruhe 

Tel (0721) 8 30 36 00, Fax (0721) 8 30 36 02 

www.rsz-gmbh.de 

ruhrmed Personaldienstleistungen im Gesundheitswesen 

Dammstraße 29, 47119 Duisburg 

Tel (0303) 34 68-555, Fax (0203) 34 68-588 

www.ruhrmed.de 

RWL GmbH

Tal 35, 80331 München 

Tel (089) 2 28 31 31, Fax (089) 2 28 31 33 

www.rwl-personalleasing.de 

Rübsam, Dipl. Ing. Erhard Gesellschaft für Arbeitnehmerüberlassung mbH 

Kreuzgrundweg 8, 36100 Petersberg 

Tel (0661) 96 91 90, Fax (0661) 9 69 19 90 

www.ruebsam-facharbeiter.de 

S & D GmbH 

Königsstraße 47, 30175 Hannover 

Tel (0511) 3 00 88 90, Fax (0511) 3 00 88 91 

www.sd-gruppe.de 

S & G Personalservice GmbH 

Eschenweg 5, 07407 Rudolstadt 

Tel (03672) 34 71 20, Fax (03672) 34 71 22 

www.sg-personalservice.de 

S&K Personalleasing GmbH 

Gottschalkstraße 1, 81825 München 

Tel (089) 42 84 35, Fax (089) 42 55 86 

Safe Time Arbeitssicherheit + Schulung 

Hamburger Straße 23, 76829 Landau 

Tel (06341) 95 27 62, Fax (06341) 95 27 63 

www.safe-time.de 

SAK Unternehmensberatung & Personal-Leasing GmbH 

Hohe Straße 18, 70174 Stuttgart 

Tel (0711) 22 55 22-0, Fax (0711) 22 55 22-25 

www.sak-gmbh.com 

Schierbaum Personalleasing 

Markstraße 2 – 4, 33602 Bielefeld 

Tel (0521) 13 86 21, Fax (0521) 13 86 23 

Schwarz Arbeitsschutz u. Managementsysteme 

Dorfstraße 21, 19260 Kloddram 

Tel (040) 32 54 63 22, Fax (040) 30 38 02 22 

Schütz Personalmanagement GmbH 

Blumenstraße 1, 90402 Nürnberg 

Tel (0911) 2 44 64 80, Fax (0911) 2 44 64 82 

www.schuetz-pm.de 

Schütze + Seifert Gmbh Niederlassung Fulda 

Heinrichstraße 11, 36037 Fulda 

Tel (0661) 92 83 00, Fax (0661) 9 28 30 20 

www.schuetze-und-seifert.de 

Select GmbH Arbeitsvermittlung und Zeitarbeit 

Hambrücker Straße 52, 76694 Forst 

Tel (07251) 91 70-0, Fax (07251) 91 70-27 

www.select-one.de 

Service Personal-Dienstleistungen GmbH 

Hauptstraße 18, 26842 Osterhauderfehn 

Tel (04952) 94 14-0, Fax (04952) 94 14-20 

www.service-personal.de 

Siegel Personal GmbH 

Friedrichstraße 49, 33615 Bielefeld 

Tel (0521) 13 32 17, Fax (0521) 13 32 05 

www.siegel-personal.de 

Siegfried Kausch Strahlenschutz-Service 

Alt Wieslocher Straße 1, 69168 Wiesloch 

Tel (06222) 6 26 57, Fax (06222) 6 28 72 

Solitude technische Dienstleistungs GmbH 

Unteraltenburg 22, 06217 Merseburg 

Tel (03461) 82 33 53, Fax (03461) 3 09 93 09 

Soma-Tech Personal-Service GmbH 

Schmidener Weg 7, 70736 Fellbach 

Tel (0711) 57 88 32-0, Fax (0711) 57 88 32-19 

www.soma-tech.de 

SOVEA Zeitarbeit GmbH Service Center 

Von-Braun-Straße 58, 48683 Ahaus 

Tel (02561) 4 49 35 00

www.sovea.de 
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SpiTra GmbH 

Marktplatz 7, 97941 Tauberbischofsheim 

Tel (09341) 18 01, Fax (09341) 18 03 

SpiTra GmbH 

Hohe Straße 2b, 98693 Unterpörlitz 

Tel (03677) 84 21, Fax (03677) 84 21 

www.spitra.de 

SPS Personaldienstleistungen e. K.

Poststraße 22, 07356 Lobenstein 

Tel (036651) 3 75 41, Fax (036651) 3 75 49 

www.mon.de/Rtg/sps-Dienstleistungen 

SPS Saalfelder Personal Service GmbH 

Sonneberger Straße 1, 07318 Saalfeld 

Tel (03671) 5580-0, Fax (03671) 5580-10 

Stefan Frauenknecht Training & Beratung 

Flurstrasse 9, 85653 Aying 

Tel (08102) 89 77 00, Fax (08102) 89 77 01 

www.frauenknecht-training.de 

Strunck-Personalleasing 

An der Karlsmühle 3, 55576 Sprendlingen 

Tel (02742) 91 01 84, Fax (02742) 91 01 86 

www.firma-strunck.de 

Stüdemann Personal Service GmbH 

Billstedter Hauptstraße 101, 22117 Hamburg 

Tel (040) 17 36 18 50, Fax (040) 73 61 85 14 

Substanz Mediacom GmbH 

Berliner Platz 6 – 8, 45127 Essen 

Tel (0201) 2 45 45 18, Fax (0201) 22 97 14 

Supper Personal Marketing-Consult HTS GmbH 

Sankt-Urban-Straße21, 76532 Baden-Baden 

Tel (0172) 721 89 99, Fax (07221) 99 15 08 

T-OPERA Personaldienstleistungen GmbH 

Theodor-Heuss-Platz 8, 86150 Augsburg 

Tel (0821) 2 59 08 93, Fax (0821) 2 59 08 91 

www.t-opera.de 

TBFA ENINEERING Service GmbH 

Birnbacher Straße 15, 84364 Bad Birnbach 

Tel (08561) 27 91, Fax (08561) 27 92 

www.tbfa.de 

Team Personal-Service GmbH 

Prinzenallee 89 / 90, 13357 Berlin 

Tel (030) 49 77 95-0, Fax (030) 49 77 95 18 

www.team-ps.de 

Team-Work-Partner GmbH 

Bismarckallee 7a, 79098 Freiburg 

Tel (0761) 29 63 30, Fax (0761) 2 96 33 17 

www.team-work-partner.de 

Teamwork Zeitarbeitsgesellschaft mbH 

Bahnhofstraße 5, 26919 Brake/Utw.

Tel (04401) 92 82-0, Fax (04401) 92 82 92 

www.teamwork-brake.de 

Teamworker GmbH 

Fritz-Thiele-Straße 20, 28279 Bremen 

Tel (0421) 83 69 09, Fax (0421) 8 36 90 80 

Teilzeit M. Thiele GmbH & Co. KG 

Kesselbrink 3, 33602 Bielefeld 

Tel (0521) 966940, Fax (0521) 9 66 94 22 

www.teilzeitthiele.de 

Telkemeyer Personal-Leasing GmbH 

Riedheimer Straße 6, 89129 Langenau 

Tel (07345) 50 81, Fax (07345) 55 77 

TEMPOARA Zeitarbeit GmbH 

Rathausplatz 10 +12, 67059 Ludwigshafen 

Tel (0621) 51 60 97, Fax (0621) 51 33 92 

tempora Personalservice GmbH

Hochstraße 36, 45894 Gelsenkirchen 

Tel (0209) 3 72 38 

www.tempora.de 

Terhaar GmbH 

Sachsstraße 8, 49835 Wietmarschen 

Tel (05908) 9 35 00, Fax (05908) 93 50 30 

thüringer personal service 

Bahnhofstraße 28, Haus D, 99510 Apolda / Thüringen 

Tel (03644) 62 02 31, Fax (03644) 62 02 32 

www.tps-gitter.de 

time gard Personaldienstleistungen

Breite Strasse 18, 13597 Berlin 

Tel (030) 35 10 86 22, Fax (030) 35 38 97 15
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Time Job GmbH 

Vettersstraße 11, 09126 Chemnitz 

Tel (0371) 5 23 00 30, Fax (0371) 5 23 00 88 

www.timejob-gmbh.de 

Time Personalmanagement GmbH i.G 

Seelandstraße 14 – 16, 23569 Lübeck 

Tel (0451) 7 07 62 51, Fax (0451) 70 76-259 

timecon GmbH 

Donnerschweer Straße 4, 26123 Oldenburg 

Tel (0441) 21 87 90, Fax (0441) 2 18 79 16 

timecon GmbH 

Obernstraße 38 – 42, 28195 Bremen 

Tel (0421) 20 69 20, Fax (0421) 2 06 92 20 

timecon office GmbH 

Obernstraße 38 – 42, 28195 Bremen 

Tel (0421) 20 69 20, Fax (0421) 2 06 92 20 

Timecraft Personaldienstleistungen 

Dürrerhofstraße 4, 90402 Nürnberg 

Tel (0911) 94 66 80, Fax (0911) 9 46 68-20 

www.timecraft.de 

Timeko Personaldienstleistungen 

Haagstraße 24, 47441 Moers 

Tel (02841) 90 80 33, Fax (02841) 9 08 03 40 

www.timeko.de 

Timing Dienstleistungen GmbH 

Dechenstraße 8 – 10, 44147 Dortmund 

Tel (0231) 82 95-00, Fax (0231) 82 95-100 

www.timinggmbh.de 

Tina Voß Zeitarbeit GmbH 

Tintengraben 8 – 9, 30177 Hannover 

Tel (0511) 69 68 48-0, Fax (0511) 69 68 48-48 

www.voss-zeitarbeit.de 

Trend Personal- und Dienstleistungen 

Lenneper Straße 9, 42855 Remscheid 

Tel (02191) 9312 60, Fax (02191) 93 12 65 

www.trend-personal.de 

TRIGON GmbH 

DellerStraße 58, 42719 Solingen 

Tel (0212) 2 31 19 11, Fax (0212) 31 75 44 

www.trigon-job.de 

TVS Personalservice GmbH 

R.-Breitscheid-Straße 18, 06237 Leuna 

Tel (03461) 82 67 81, Fax (03461) 82 67 82 

UfZ Unternehmen für Zeitarbeit GmbH 

Pforzheimer Straße 21a, 76227 Karlsruhe 

Tel (0721) 94 43 10, Fax (0721) 9 44 31 99 

uh-Personaldienst GmbH 

Dieterichstraße 1, 29525 Uelzen 

Tel (0581) 97 62 40, Fax (0581) 9 76 24 22 

www.uh-personal.de 

Ulmer Zeitarbeit GmbH 

Heigeshof 2a, 89073 Ulm 

Tel (0731) 6 70 75, Fax (0731) 60 18 12 

www.ilmer-zeitarbeit.de 

Union Personal GmbH 

Leisewitzstraße 26, 30175 Hannover 

Tel (0511) 85 10 58, Fax (0511) 28 347 35 

UVEX Arbeitsschutz GmbH 

Würzburger Straße 181 – 189, 90766 Fürth 

Tel (0911) 97 36-747, Fax (0911) 9 73 64 20 

www.uvex.de 

Vakanz Zeitarbeit 

Winterhuder Weg 8, 22085 Hamburg 

Tel (040) 2 20 10 44, Fax (040) 2 20 10 47 

Vermont-Personaldienstleistungen GmbH 

Frielinghausstraße 3, 44803 Bochum 

Tel (0234) 36 99 11-0, Fax (0234) 36 99 11-99 

www.vermont-personaldienstleistungen.de 

VIP Frankfurt Personaldienstleistung GmbH 

Kleiner Hirschgraben 8, 60311 Frankfurt 

Tel (069) 1 33 73 50, Fax (069) 13 37 35 10 

Volovista 

Düsselkämpchen 14, 40239 Düsseldorf 

Tel (0211) 61 08 92 70, Fax (0211) 61 08 92 75 

www.volovista.de 

VS Personalservice 

Rheinstraße 97, 65185 Wiesbaden 

Tel (0611) 30 70 07, Fax (0611) 30 60 55 
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W. Voßler & S.W.-Voßler GbR 

Kandelstraße 18, 79331 Teningen 

Tel (07641) 5 50 40, Fax (07641) 5 50 42 

W.J. Zeitarbeit GmbH 

Werner-Lüdtke-Straße 1, 23617 Stockeldorf 

Tel (0451) 4 81 23 96, Fax (0451) 4 81 23 94 

Walter-Fach-Kraft GmbH & Co. KG 

Königstraße 13, 36037 Fulda 

Tel (0661) 250 20-0, Fax (0661) 2 50 20-20 

www.walterfachkraft.de 

WB Industriemontage GmbH 

Neuenburger Strasse 166, 26655 Westerstede 

Tel (04488) 52 66 11, Fax (04488) 89 99 84 

WeNe-Pad 

Kaiserstrasse Gebäude 58, 53842 Troisdorf 

Tel (02241) 25 95-0, Fax (02241) 25 95 20 

www.wene-pad.de 

Wenzel & Partner Personal-Service GmbH 

Wilhlemstraße 17, 74072 Heilbronn 

Tel (07131) 8 79 79, Fax (07131) 17 33 91 

www.wenzelundpartner.de 

Werner Nett Zeitpersonal 

Carl-Wilhelm-Straße 27, 47918 Krefeld 

Tel (02151) 8 09 18, Fax (02151) 80 47 95 

WILHELM Personaldienstleistungen GmbH 

Wernher-von-Braun-Straße 9, 55129 Mainz 

Tel (06131) 9 59 33-0, Fax (06131) 9 59 33-40 

Willi Salzmann Zeitarbeit 

Eislebener Straße 4, 06268 Querfurt 

Tel (034771) 2 53 77, Fax (034771) 2 58 68 

www.wisa-zeitarbeit.de 

Wollny-Personal 

Steintorstraße 9, 30159 Hannover 

Tel (0511) 30 64 66, Fax (0511) 3 06 46 77 

www.Wollny-Personal.de 

Workshop Hameister GmbH & Co. KG 

Altenberg 3a, 35606 Solms 

Tel (06441) 56 74 69, Fax (06441) 56 74 66

WTA Wiegmann Team-Arbeit GmbH 

Nelkenstraße 52, 26121 Oldenburg 

Tel (0441) 8 60 10, Fax (0441) 8 61 75 

www.wiegmann-team-arbeit.de 

Wunder Personal-Dienstleistungen GmbH 

Lange Straße 27 – 29, 32312 Lübbecke 

Tel (05741) 30 18-0, Fax (05741) 30 18-50 

www.wunder-personal.de 

Yello Strom GmbH 

Taubenholzweg 1, 51105 Köln 

Tel (0800) 19 00 19 

www.yellostrom.de 

ZAK Zeit Arbeit Kießelbach 

Zu den Mühlen 19, 35390 Gießen 

Tel (0641) 9 84 98-0, Fax (0641) 9 84 98-29 

www.zeitarbeit-kiesselbach.de 

ZAP Zeitarbeit-Arbeitsvermittlung-Projektmanagement GmbH

Boldtstraße 22, 16225 Eberswalde 

Tel (03334) 38 42 40, Fax (03334) 38 42 45 

ZAQ Personaldienstleistungs GmbH

Hirschgraben 25, 52062 Aachen 

Tel (0241) 87 97 73-0, Fax (0241) 87 97 73-77 

www.zaq.de 

ZAVO Zeitarbeit Vollmer GmbH 

Brückstraße 47, 44787 Bochum 

Tel (0234) 9 63 27-0, Fax (0234) 9 63 27 20 

www.zavo.de 

ZBV GmbH 

Daimlerstraße 61, 90441 Nürnberg 

Tel (0911) 9 66 10 20, Fax (0911) 9 66 10-60 

Zeimo Zeitarbeit GmbH 

Am Alten Petritore 5, 38100 Braunschweig 

Tel (0531) 1 39 15, Fax (0531) 1 39 16 

www.zeimo-gmbh.de 

Zeit-Arbeit Kiel GmbH 

Sophienblatt 21a, 24103 Kiel 

Tel (0431) 66 06 30, Fax (0431) 6 60 63 90 

www.schneider-dienstleistungen.de 
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Zeitarbeit Clahsen GmbH 

Stuttgarter Straße 14, 71638 Ludwigsburg 

Tel (07141) 90 32 11, Fax (07141) 90 34 37 

www.clahsengmbh.de 

Zeitgeist Personalmanagement GmbH 

Filchnerstraße 2, 95448 Bayreuth 

Tel (0921) 5 16 65 60, Fax (0921) 5 16 65 61 

Zeitpersonal Service Hans-Peter Flies GmbH 

Josephinenstraße 13, 40212 Düsseldorf 

Tel (0211) 13 20 11, Fax (0211) 13 47 41 

ZID Zeitarbeit und Industriemontagen DIRMEIER 

Personaldienstleistungen AG 

Margaretenstraße 6a, 93047 Regensburg 

Tel (0941) 2 97 16 16, Fax (0941) 2 97 16 29 

www.zid-zeitarbeit.de 

ZIP Zeitarbeit+Personalentwicklung GmbH 

Falkenstraße 12, 28195 Bremen 

Tel (0421) 17 38 10, Fax (0421) 1 73 81 11 

www.zipzeit.de 

ZP Zeit-Personal GmbH 

Ostwall 27, 48231 Warendorf 

Tel (02581) 63 33 92-93, Fax (02581) 63 31 89 

ZPN Zeitarbeit & Personalservice Nord GmbH 

Hafenstraße 6a, 26789 Leer 

Tel (0491) 9 77 75 55, Fax (0491) 9 77 75 77 

www.zpn-nord.de
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An den

DGB Bundesvorstand, Abt. Mitbestimmung und Rechtspolitik

z. Hd. Frau Sabine Bobzin

Fax (030) 24 06 06 70

Hiermit bestelle ich:

………… Exemplare der Broschüre “Ratgeber Zeitarbeit – Handlungshilfe für Betriebs- und Personalräte”
(2€ / Exemplar)

………… C5-Flyer für Zeitarbeitnehmer/innen
(2€ / 50 Stck.)

Lieferanschrift:

……………………………………………………………………………………………………

……………………………………………………………………………………………………

……………………………………………………………………………………………………

Rechnungsanschrift (falls abweichend von Lieferanschrift):

……………………………………………………………………………………………………

……………………………………………………………………………………………………

……………………………………………………………………………………………………

…………………………… ………………………………………

Datum Unterschrift

➔ Zu bestellen auch per Email: sabine.bobzin@bvv.dgb.de

BESTELLFORMULAR
RATGEBER ZEITARBEIT – HANDLUNGSHILFE FÜR BETRIEBS- UND PERSONALRÄTE
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www.dgb.de




